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Österreichisches
A N W A L T S B L A T T
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D e r  a k t u e l l e  B e i t r a g

Präsident Dr. Gerhard Benn-Ibler

Zusammenhänge

den Dienstleistungssektor, zu dem
auch die Freien Berufe gehören. Der
Dienstleistungssektor ist der schnellst-
wachsende Wirtschaftssektor. In
manchen europäischen Ländern sind
bereits mehr als 70% der Dienst-
nehmer in diesem Sektor beschäftigt.
Die Wertschöpfung beträgt ebenfalls
rund 70%. In Österreich waren in
diesem Sektor im Jahr 2000 63,6%
der Dienstnehmer beschäftigt, 64,5%
der Wertschöpfung 2000 gingen auf
diesen Sektor zurück. Im Durchschnitt
hat die Europäische Union auf die-
sem Sektor Kanada und Japan be-
reits überholt und liegt nur mehr un-
wesentlich hinter den Vereinigten
Staaten.

Die Europäische Union vermeint Hin-
weise dafür zu haben, dass der euro-
päische Markt auf dem Dienstleis-
tungssektor weniger gut funktioniert
als beim Warenverkehr. Insbeson-
dere funktioniere der Dienstleistungs-
verkehr über die Grenze nur unzu-
reichend und Auslandsinvestitionen
würden behindert. Die Preise seien
nicht vergleichbar, es gebe nur unzu-
reichend standardisierte Leistungen
und vieles mehr.

In diesem Zusammenhang ist also
auch die Untersuchung über Freie Be-
rufe zu verstehen. Es wird damit aber
auch klar, dass diese Untersuchung
nicht eine mehr oder weniger zufäl-
lige Aktivität der Generaldirektion
Wettbewerb war, sondern dass da-

hinter Methode steckt. Man vermeint
eben offenbar in der Europäischen
Union, dass der Handel mit Dienst-
leistungen, auch mit Rechtsdienstleis-
tungen, liberalisiert werden soll und
dies geschieht am einfachsten, indem
man versucht die unterschiedlichen
Regelungen für diese Bereiche in den
Ländern der Europäischen Union zu
vereinheitlichen, wobei diese Verein-
heitlichung die Gefahr in sich birgt,
dass es zu einer Deregulierung in
Richtung jener Länder kommt, die tra-
ditionell weniger reguliert sind.

Was dabei übersehen wird, was
aber ebenfalls als wissenschaftlich
anerkannter Grundsatz gilt, ist, dass
einzelne Regelungsbereiche aus ei-
nem Staat nicht einfach auf einen
anderen Staat mit anderer Rechtstra-
dition übertragen werden können,
ohne der Sache selbst, in diesem Fall
der freien und unabhängigen Rechts-
beratung und Rechtsvertretung durch
Rechtsanwälte, und nicht nur diesen,
sondern vor allem den Klienten und
dem Markt zu schaden. Wir stehen
erst am Anfang dieser Entwicklung,
es steht zu hoffen, dass ein differen-
ziertes Marktverständnis an die Stelle
des Glaubens an undifferenzierte
Marktmechanik tritt.

1) Mrs. Anne Margrete Wachtmeister, Head
of Unit Services eCommerce and Commer-
cial Communications within the competition
am 24. Juni 2003 vor dem European
Council of Liberal Professions.

An dieser Stelle habe ich im Mai über
die Studie des Instituts für höhere
Studien über „Wirtschaftliche Auswir-
kungen einzelstaatlicher Regelungen
für Freie Berufe“ berichtet. Wie sich
in der Zwischenzeit herausstellt, war
die angebrachte Kritik durchaus be-
rechtigt. Eine wissenschaftliche Prü-
fung der Studie bescheinigt dieser
zwar bei der Erhebung der Daten
lege artis vorgegangen zu sein, kriti-
siert aber, dass auch die in der Stu-
die selbst nur angedeuteten Schluss-
folgerungen auf der Grundlage der
erhobenen Unterlagen keinesfalls ge-
zogen werden können. Der These,
dass die im Interesse der Klienten be-
stehenden Schranken zur und bei der
Berufsausübung dem Rechtsanwalt
unberechtigte Vorteile bringen, fehlt
es daher an einer wissenschaftlichen
Begründung.

Das kümmert Brüssel aber offenbar
wenig. Die eher zurückhaltenden
Schlussfolgerungen der Studie wer-
den in der Darstellung vergröbert, es
wird behauptet, dass der Wettbe-
werb innerhalb der Freien Berufe
durch – offenbar ungerechtfertigte –
Wettbewerbshemmnisse behindert
wird. Es bestünde die Besorgnis, dass
die Reglementierung der Freien Be-
rufe eher größer als geringer wird.1)

Diese Vorgänge sind vor dem folgen-
den Hintergrund zu sehen: Die Euro-
päische Union legt seit einiger Zeit
einen besonderen Schwerpunkt auf
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Rüffler

Lücken im Umgründungsrecht
Beherrschungs- und Gewinn-
abführungsverträge,Vermögens-
übertragungen, Ausgliederungen

Das Buch stellt die Frage nach Umfang und Inhalt
des Gesellschafterschutzes bei solchen Transaktio-
nen, die den gesetzlich geregelten Verschmelzun-
gen und Spaltungen ähnlich sind, aber durch das
EUGesRÄG 1996 keine (ausdrückliche) Regelung
erfahren haben. Im Einzelnen werden das Recht
der Beherrschungs- und Gewinnabführungsver-
träge (Organschaftsverträge), der Vermögens-
übertragungen und der Ausgliederungen für die AG
und GmbH dargestellt. Es zeigt sich, dass in vielem
der Analogieschluss zu verschmelzungs- und spal-
tungsrechtlichen Schutznormen geboten ist. Die sog Holzmüller-Problema-
tik, also die Frage, ob Ausgliederungen einer Hauptversammlungskompe-
tenz in der AG unterliegen, wird eingehend behandelt.
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Faber
Die Inhaltskontrolle Allgemeiner 
Versicherungsbedingungen

Versicherungspraxis und Verbraucherschützer stehen
heute vor brennenden Fragen: Wie hat ein Versicherer
seine AVB zu gestalten, damit sie die Inhaltskontrolle
bestehen? Welche Risikoausschlüsse halten vor dem
OGH? Kann im Wege der Inhaltskontrolle in die Risi-
kogestaltung eingegriffen werden? Können Versiche-
rungsnehmer die Deckung verlangen, die ihren Erwar-
tungen entspricht? 
Diese Fragestellungen werden im vorliegenden Werk
in umfassender und übersichtlicher Weise behan-
delt. Das Kernstück der Arbeit liegt in der Analyse der
AVB-Kontrolle nach § 879 Abs 3 ABGB. Sämtliche
Entscheidungen des OGH in diesem Bereich werden einer kritischen Würdi-
gung unterzogen, sowie die herangezogenen Argumente systematisiert und
analysiert. Die Arbeit geht zudem ausführlich auf die Auswirkungen des
Transparenzgebots ein.

2003. XVIII, 128 Seiten. Br. EUR 32,– ISBN 3-214-12652-0
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Wichtige

Achtung, nicht vergessen:
Neues rund um die
„verhandlungsfreie Zeit“
(vormals Gerichtsferien):
Die ZPO-Novelle 2002 (BGBl I 2002/76) hat mit 1. 1. 2003 die
„Gerichtsferien“ nicht nur in „verhandlungsfreie Zeit“ umbe-
nannt (§ 221 ZPO nF)1). Die Zivilverfahrensnovelle 2002 hat
auch eine bedeutsame Änderung für den Lauf von Fristen mit
sich gebracht, auf die hier – aus gegebenem Anlass im Hinblick
auf die Urlaubszeit – nochmals aufmerksam gemacht werden
soll:

Die „verhandlungsfreie Zeit“ dauert zwar wie bisher von 15. Juli
bis 25. August und von 24. Dezember bis 6. Jänner (§ 222 ZPO
nF), nach § 225 Abs 2 nF hat die „verhandlungsfreie Zeit“ aber
neuerdings auch auf die Frist zur Klagebeantwortung keinen Ein-
fluss2) mehr.

Das bedeutet, dass nach § 225 Abs 2 ZPO nF

wie bisher die

– Fristen in Ferialsachen,

– Notfristen im Rechtsmittelverfahren gegen Versäumungs- und
Anerkennungsurteile,

– Frist zur Erhebung des Widerspruchs gegen ein Versäumungs-
urteil,

– Frist zum Einspruch gegen einen bedingten Zahlungsbefehl,

– die Frist zur Erhebung von Einwendungen im Mandatsverfahren
und im Bestandverfahren, und

neu nun auch:

– die Frist zur Klagebeantwortung

von der „verhandlungsfreien Zeit“, also der Zeit zwischen 15. Juli
und 25. August (bzw zwischen 24. Dezember und 6. Jänner) nicht
beeinflusst werden.

Der Vollständigkeit halber sei hier auch daran erinnert, dass die
Frist zur Klagebeantwortung seit der Zivilverfahrensnovelle
2002 (für alle Klagen, die nach dem 31. 12. 2002 bei Gericht
eingelangt sind) einheitlich vier Wochen beträgt (§ 230 Abs 1
ZPO nF). Ebenso beträgt die Frist zum Einspruch gegen einen
bedingten Zahlungsbefehl im Mahnverfahren im bezirksgericht-
lichen und im landesgerichtlichen Verfahren einheitlich vier
Wochen (§ 448 ZPO nF iVm § 248 Abs 2 ZPO nF; § 248 Abs 2
ZPO nF).

All dies allen Kollegen und deren Mitarbeitern nochmals in Erinne-
rung gerufen, sollte einem schönen (fristversäumungsfreien) Som-
mer nichts mehr im Wege stehen3).

Elisabeth Scheuba

Österreichisches Zentrales
Testamentsregister
Seit 1972 besteht das Österreichische Zentrale Testamentsregister
(ZTR), welches von der Österreichischen Notariatskammer betrie-
ben und in deren Auftrag von der ÖGIZIN GmbH geführt wird.
Gemäß den geltenden rechtlichen Rahmenbedingungen, insbeson-
dere einem Abkommen zwischen dem Österreichischen Rechts-
anwaltskammertag und der Österreichischen Notariatskammer
aus dem Jahr 1973, besteht die Möglichkeit, dass Rechtsanwälte
ebenfalls Testamente im Zentralen Testamentsregister registrieren
lassen.
Nunmehr hat die ÖGIZIN GmbH nach Herstellung des Einverneh-
mens mit dem Österreichischen Rechtsanwaltskammertag einen
Web Client zur Registrierung für Rechtsanwälte entwickelt, wel-
cher ab sofort zur Verfügung steht.

Zusammengefasst sind die wesentlichen Vorteile:

– Registrierungs- bzw Löschungsbestätigung innerhalb von
24 Stunden

– Ausdruck von Registrierungslisten der eigenen Kanzlei (jeweils
nach RA-, Partnerschafts- oder Sozietätscode)

– Suchmöglichkeit innerhalb der durch die eigene Kanzlei regist-
rierten Dokumente (jeweils nach RA-, Partnerschafts- oder Sozie-
tätscode)

Wir hoffen, mit dieser technischen Innovation einen Beitrag zur
Verbesserung der Dienstleistungsqualität gegenüber den Klienten
einerseits und zur Arbeitserleichterung andererseits in Ihren Kanz-
leien, insbesondere durch die zu erwartende Beschleunigung,
geleistet zu haben.
Auf der Homepage des Österreichischen Zentralen Testaments-
registers www.oeztr.at können Sie auf der Startseite unter dem

1) Diese – dem Vernehmen nach einem Wunsch der Richterschaft entspre-
chende – Umbenennung sollte „Mißverständnisse“ vermeiden (offenbar
war nach dem Dafürhalten einiger Richter in der Bevölkerung mit dem
Begriff „Gerichtsferien“ zu oft die unrichtige Vorstellung verbunden
worden, die Gerichte und Richter würden in dieser Zeit generell „Ferien
machen“). Allerdings werden jene Rechtssachen, in welchen auch in
der verhandlungsfreien Zeit Tagsatzungen abgehalten werden dürfen,
weiterhin als „Ferialsachen“ bezeichnet. Dies führt zu der besonders in
§ 223 Abs 1 ZPO nF sprachlich kurios anmutenden Formulierung, dass
„während der verhandlungsfreien Zeit nur in Ferialsachen Tagsatzun-
gen abgehalten“ werden.

2) Anlass dafür war, dass die Frist zur Erstattung der Klagebeantwortung
einheitlich auf vier Wochen verlängert wurde und der Gesetzgeber in
jenen Fällen, wo dem Beklagten die Klage samt Auftrag zur Klage-
beantwortung zu Beginn der verhandlungsfreien Zeit zugestellt wird,
keinen Verfahrensstillstand von nahezu drei Monaten (15. Juli bis
22. September) zulassen wollte.

3) Gegen ein Versäumungsurteil wegen nicht rechtzeitig erstatteter Klage-
beantwortung steht nach wie vor der binnen 14 Tagen zu erhebende
Widerspruch offen (§ 397a ZPO nF).
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Der Österreichische Rechtsanwaltskammertag (ÖRAK)
sucht für das gemeinsam mit der

deutschen Bundesrechtsanwaltskammer (BRAK) geführte Büro
in Brüssel einen/eine

Juristen/in
Das gemeinsame Brüsseler Büro vertritt die Interessen der insgesamt rund 120.000 österreichischen und deutschen Rechtsanwälte
gegenüber den europäischen Institutionen.
Bewerber sollten einschlägige Erfahrungen in den EU-Institutionen sowie gute Kenntnisse der europäischen Entscheidungsprozesse
mit sich bringen. Hervorragende Deutsch-, Englisch- und Französischkenntnisse werden vorausgesetzt. Wir bieten einen modernen
Arbeitsplatz in einem jungen Team an.
Bitte senden Sie die üblichen Bewerbungsunterlagen an:
Österreichischer Rechtsanwaltskammertag
zH Herrn Generalsekretär Dr. Alexander Christian
Tuchlauben 12, 1010 Wien
Fax 01/535 12 75-13
e-mail: rechtsanwaelte@oerak.at

Punkt i (Information) das Benutzerhandbuch im PDF-Format herun-
terladen.

Für allfällige Rückfragen und zur Freischaltung Ihres persönlichen
Accounts im ZTR stehen Ihnen Herr Peter J. Soucek (Tel: 01/
402 45 09, E-Mail: peter.soucek@notar.or.at) oder Herr Werner
Steurer (Tel: 01/402 45 09, E-Mail: werner.steurer@notar.or.at)
zur Verfügung.

Alle übrigen Modalitäten der Zusammenarbeit bleiben im Sinne
des zwischen dem Österreichischen Rechtsanwaltskammertag und
der Österreichischen Notariatskammer bestehenden Abkommens
unverändert. Es ändert sich lediglich das Instrument der Leistungs-
erbringung.

EuGH – Praktische Anweisungen
für Klagen und Rechtsmittel
Der EuGH hat am 25. 3. 2003 praktische Anweisungen für Kla-
gen und Rechtsmittel erlassen (ABl 2003 L 98, 9). Die Anweisun-
gen dienen der Gewährleistung des ordnungsgemäßen Ablaufs
der Klage- und Rechtsmittelverfahren und enthalten Bestimmungen
zur Einreichung der Schriftsätze sowie zur Vorbereitung und zum
Ablauf der Sitzungen.

Sie stimmen teilweise mit den praktischen Anweisungen für Par-
teien für die Einreichung von Schriftsätzen im schriftlichen Verfah-

ren des Gerichts Erster Instanz (EuG) vom 14. 3. 2002 überein
(s ABl 2002 L 87, 48; AnwBl 2002, 329). So enthalten beide An-
weisungen zur Verwendung technischer Kommunikationsmittel, zu
Struktur und Inhalt von Klageschrift und -beantwortung, Rechtsmit-
telschrift und -beantwortung sowie zur Einreichung von Anlagen zu
den Schriftsätzen. Die Anweisungen des EuGH sehen außerdem
vor, wie die Anträge auf Durchführung einer mündlichen Verhand-
lung sowie deren Vorbereitung und Ablauf auszusehen haben.
Die praktischen Anweisungen des EuGH können im Internet abge-
rufen werden unter http://europa.eu.int/eur-lex/de/dat/2003/
l_098/l_09820030416de00090013.pdf.

Verwendung von Mehrwert-
nummern durch Rechtsanwälte
Die Verwendung von Mehrwertnummern ist zulässig. Der Rechts-
anwalt hat jedoch dafür Sorge zu tragen, dass er in einem für den
Kanzleibetrieb angemessenen Umfang auch über eine Normalta-
rifnummer erreichbar ist. Der Rechtsanwalt ist verpflichtet, auf sei-
nem Briefpapier und anderen Kanzleiunterlagen neben der Mehr-
wertnummer auch die Normaltarifnummer anzugeben.

Anwaltscodes haben jedenfalls die Normaltarifnummer zu ent-
halten.

Eine entsprechende Richtlinie befindet sich in Ausarbeitung.
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Termine

Inland
22. Juli Wien

Verlag Österreich – Akademie: Marketing für Rechts-
anwälte – Mag. Wolfgang Ellmaier

22. Juli Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Mag. Martin
Platzer, Mag. Alexandra Terzaki, Rahmenvereinba-
rung als neues Instrument im Vergaberecht

24. bis
25. Juli

Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): RA Dr. Albrecht
Haller, RAA Dr. Stephanie Heine-Geldern, Mag.
Christoph Bartos, Alexandra Poch, LL.M., Österrei-
chisches Markenrecht und Gemeinschaftsmarke

7. bis
8. Aug.

St. Wolfgang
Akademie für Recht & Steuern (ARS): WP u StB
Mag. Dr. Anton Egger jun., RA Dr. Mag. Dietmar
Endmayr, Dr. Alexander Hasch, Dr. Peter Kon-
witschka, RA Dr. Georg Schima, Forum: Geschäfts-
führer

10. bis
15. Aug.

Alpbach
Alpbacher Perfektionskurs für Europarecht

17. bis
29. Aug.

Alpbach
Alpbacher Spezialkurs für Europäische Integration
2003

20. und
21. Aug.

Wien
Verlag Österreich – Akademie: Einführung in die
Hausverwaltung – SR Dr. Peter Heindl, Mag. Dr.
Alfred Popper

26. Aug Wien
Verlag Österreich – Akademie: Marketing für Rechts-
anwälte – Mag. Wolfgang Ellmaier

27. Aug. Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Mag. Susanne
Beck, Dr. Raimund Hora, Eheverträge

27. und
28. Aug.

Wien
Verlag Österreich – Akademie: Neu im Baugeschäft –
Wesentliche Tipps für Juristen und Techniker –
Dr. Hans Langer, Mag. Dr. Alfred Popper, DI Jörg
Gritsch

28. Aug. Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): RA DDr. Mein-
hard Ciresa, Univ.-Ass. Dr. Doris Liebwald, Recher-
che in Rechtsdatenbanken Praxisworkshop

2. Sept. Wien
ÖRAV-Seminar: Grundlehrgang (BU-Kurs)

4. Sept. Baden
Verlag Österreich – Akademie: Der Countdown läuft:
Nur noch 3 Monate zur KFZ-GVO – Dr. Norbert
Gugerbauer

10. Sept. Bregenz
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Dr. Michael
Fruhmann, Das neue Bundesvergabegesetz in der
Praxis

10. Sept. Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Dr. Erika
Marek, Pensionsreform 2004

11. bis
12. Sept.

Linz
Universität Linz: 8. Österreichische Umweltrechtstage

23. Sept. Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): RA Dr. Johannes
Reich-Rohrwig, GmbH & CoKG

23. Sept. Wien
Verlag Österreich – Akademie: Mangelhafte Ange-
bote – DI Andreas Kropik

25. Sept. Wien
Verlag Österreich – Akademie: Marketing für Rechts-
anwälte – Mag. Wolfgang Ellmaier

25. Sept. Wien
Verlag Österreich – Akademie: Aktuelle Änderungen
und Neuerungen für die Personalverrechnung –
Wilhelm Kurzböck

25. und
26. Sept.

Linz
ÖRAK-Delegiertentag

30. Sept. Wien
Verlag Österreich – Akademie: Das Verfahren vor
der Schlichtungsstelle

30. Sept. Wien
ÖRAV-Seminar: RA Mag. Peter Fassl, Fristen

1. Okt. Wien
ÖRAV-Seminar: RAe Dr. W. Miller, Dr. F. Valzachi,
Kurrentien-Grundseminar

2. Okt. Wien
ÖRAV-Seminar: RA Dr. Wolfgang Miller, Einfüh-
rungsseminar

3. Okt. Wien
ÖRAV-Seminar: RA Dr. Andreas Grundei, Kosten
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7. Okt. Wels
Oberösterreichische Juristische Gesellschaft: Gene-
ralunternehmer-Subunternehmer, aktuelle Probleme –
Univ.-Ass. Dr. Meinhard Lukas

8. Okt. Graz
Grazer Juristische Gesellschaft: Grundrechtsschutz
durch den OGH in Strafsachen – HR d OGH
Dr. Eckart Ratz

14. Okt. Wien
Verlag Österreich – Akademie: Beschwerden gegen
behördliche Maßnahmen vor dem UVS – Dr. Wolf-
gang Helm

20. Okt. Wien
ÖRAV-Seminar: ADir Anton Jauk, Grundbuch I

23. Okt. Wien
Verlag Österreich – Akademie: Landes- und Gemein-
deabgaben – Neueste Rechtsentwicklungen – Univ.-
Prof. Mag. Dr. Otto Taucher

28. Okt. Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Mag. Martin
Platzer, Mag. Alexandra Terzaki, Rahmenvereinba-
rung als neues Instrument im Vergaberecht

29. Okt. Graz
Grazer Juristische Gesellschaft: Betriebliche Mitarbei-
terversorgung – o.Univ.-Prof. Dr. Franz Schrank

4. Nov. Linz
Oberösterreichische Juristische Gesellschaft: Reisen
in der Rechtsgeschichte – Univ.-Prof. Dr. DDr. h.c.
Werner Ogris

12. Nov. Wien
ÖRAV-Seminar: RAe Dr. W. Miller, Dr. F. Valzachi,
Kurrentien-Spezialseminar

19. Nov. Graz
Grazer Juristische Gesellschaft: Auf dem Weg zu
einem europäischen Privatrecht – o.Univ.-Prof.
Dr. Brigitta Lurger

26. Nov. Wien
ÖRAV-Seminar: RAe Dr. W. Miller, Dr. F. Valzachi,
Kurrentien-Spezialseminar

2. Dez. Linz
Oberösterreichische Juristische Gesellschaft: Richter-
ethos – Unabhängigkeit, ein modernes Richterbild –
Sen.-Präs. Dr. Ernst Markel

10. Dez. Graz
Grazer Juristische Gesellschaft: Die Verwaltung im
Spannungsfeld zwischen Legalität und Effizienz –
HR d VwGH Dr. Meinrad Handstanger

Ausland

20. Jän.
2004

Linz
Oberösterreichische Juristische Gesellschaft: Die Bun-
deswettbewerbsbehörde – Univ.-Prof. DDr. Walter
Barfuß, Gen.-Dir. der Bundeswettbewerbsbehörde

20. bis
27. März
2004

Obergurgl
XXXI. Skilex Kongress 2004

26. bis
30. Aug.

Edinburgh
International Association of Young Lawyers (AIJA):
41st Annual Congress

27. Aug.
bis
2. Sept.

Hongkong
AIJA comes to Asia: 41st Annual Congress of the
International Association of Young Lawyers

30. Aug.
bis
3. Sept.

Lissabon
Union Internationale des Avocats (UIA): 47th Congress

31. Aug.
bis
5. Sept.

Sydney
IFA 2003: 57th Congress of the International Fiscal
Association

14. bis
19. Sept.

San Francisco
International Bar Association: IBA Conference 2003

18. bis
20. Sept.

Bad Ragaz/Schweiz
DACH: 29. DACH-Tagung: „Grenzüberschreitendes
Insolvenzrecht“

29. und
30. Sept.

Luxemburg
European Institute of Public Administration: Family
Law in Europe: Is there Strength in Diversity?

10. Okt. Marseille
UAE: Europäisches Konkursrecht
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§§ 1008, 1201 ABGB; § 14 ZPO: Abschluss einer Schiedsverein-
barung mit einer GesBR
1. Die GesBR ist nicht rechts- und parteifähig. Im Prozess treten die
Gesellschafter als Prozessparteien auf.
2. Der wirksame Abschluss einer für und gegen alle Gesellschaf-
ter der GesBR wirkenden Schiedsvereinbarung durch einen Gesell-
schafter setzt eine schriftliche Spezialvollmacht voraus. OGH
7. 11. 2002, 6 Ob 67/02z, RdW 2003/106.

■
§§ 15, 18 FBG; § 30 HGB; § 9 AußStrG: Firmenausschließlichkeit
Die Verwechselbarkeit von identischen und ähnlichen Firmen kann
nur bei durchgreifender Verschiedenheit von Waren und Dienst-
leistungen verneint werden. OGH 10. 10. 2002, 6 Ob 233/
02m, RdW 2003/113.

■
§§ 3, 14, 20 PSG: Bestellung des Stiftungsprüfers
Kommt das Vorschlagsrecht zur Bestellung des Stiftungsprüfers
durch das Gericht gemäß Stiftungsurkunde beiden Mitstiftern nur
gemeinsam zu, dann kann ein Stifter die Bestellung eines bestimm-
ten Prüfers nur anregen. Bei Nichtbeachtung der Anregung durch
das Gericht steht dem Mitstifter keine Rechtsmittellegitimation zu.
OGH 10. 10. 2002, 6 Ob 231/02t, RdW 2003/114 (vgl ferner
OGH 12. 12. 2002, 6 Ob 291/02s, RdW 2003/165).

■
§§ 84, 89, 91 GmbHG; § 215 AktG; § 157 KO: Rechnungslegung
für die Zeit vor Auflösung der Gesellschaft
1. Endet der Konkurs durch Aufhebung nach Abschluss eines
Zwangsausgleichs, so bleibt es bei der Liquidation, sofern nicht die
Fortsetzung der Gesellschaft beschlossen wird.
2. Für vor der Auflösung der Gesellschaft abgelaufene Geschäfts-
jahre ist – sofern ein solcher noch fehlt – jedenfalls ein Jahres-
abschluss aufzustellen; zuständig sind während der Liquidation die
Liquidatoren. OGH 10. 10. 2002, 6 Ob 152/02z, RdW 2003/
115.

■
§ 38 Abs 2 Z 1 BWG: § 145a StPO: Durchbrechung des Bank-
geheimnisses im Zusammenhang mit einem Strafverfahren
Während § 38 Abs 2 Z 1 BWG für die Durchbrechung des Bank-
geheimnisses nur auf einen Zusammenhang mit dem Verfahren zur
Aburteilung einer Straftat abstellt, verlangt § 145a StPO, dass die
Geschäftsverbindung einer Person mit dem Kreditinstitut mit der
Begehung einer strafbaren Handlung und nicht bloß mit der Auf-
klärung einer Straftat im Zusammenhang steht.
Wird die Bank nicht zur Preisgabe der Art der Geschäftsverbin-
dung, sondern bloß zur Bekanntgabe der Tatsache veranlasst,
dass eine damit identifizierte Person überhaupt eine Geschäftsver-

bindung mit ihr unterhält, liegt zwar ein Fall des § 38 Abs 2 Z 1
BWG, nicht aber ein solcher des § 145a StPO vor, sodass es nur
eines Zusammenhanges mit einem strafgerichtlichen Verfahren zur
Aburteilung einer Straftat, nicht aber zusätzlich der Annahme be-
darf, dass auch die aufzuklärende Tat selbst im Zusammenhang
mit der Geschäftsverbindung stand. OGH 29. 1. 2002, 14 Os
4/02 (LG Klagenfurt 28. 3. 2001, Rk 54/01); JBl 2002, 744.

■
§ 159 nF StGB: Grobe Fahrlässigkeit
Bei Beurteilung des Vorliegens grober Fahrlässigkeit ist eine über-
greifende Gesamtbetrachtung im Sinn einer ganzheitlichen Abwä-
gung aller unrechts- und schuldrelevanten konkreten Tatumstände
anzustellen, wobei der gesamte in der Tat verwirklichte Handlungs-
und Gesinnungsunwert, aber auch der Erfolgsunwert zu bewerten
ist. – Grobe Fahrlässigkeit setzt sowohl bei der Sorgfaltswidrigkeit
als auch bei der Vorhersehbarkeit der zu vermeidenden Rechtsgut-
beeinträchtigung einen jeweils höheren Grad voraus. Durch die
ungewöhnlich und auffallend sorgfaltswidrige Verhaltensweise des
Unternehmers muss der Eintritt der Zahlungsunfähigkeit bzw der
Gläubigerbenachteiligung nicht nur möglich, sondern geradezu
wahrscheinlich sein. OGH 9. 4. 2002, 14 Os 28/02 (LG Feld-
kirch 23 Vr 75/99) = ÖJZ-LSK 2002/166, 167; EvBl 2002/252.

■
§ 6 StEG (Art 6 Abs 1 MRK): Entschädigungsverfahren
Ein an den Verfahrensgarantien des Art 6 Abs 1 MRK orientiertes
Entschädigungsverfahren setzt zwar nach der Rsp des EGMR und
des OGH unabdingbar die Durchführung einer öffentlichen Ver-
handlung und auch die öffentliche Verkündung der Entscheidung
voraus, jedoch nicht in allen Instanzen. OGH 6. 3. 2002, 13 Os
167/01 (LGSt Wien 23a Vr 1414/99) = ÖJZ-LSK 2002/155;
EvBl 2002/155.

■
Irreführungsrichtlinie (RL 84/450/EWG des Rates vom 10. 9.
1984 über irreführende und vergleichende Werbung): Zur Ausle-
gung: Verstoß gegen Artikel 7 bei strengeren nationalen Vorschrif-
ten hinsichtlich Form und Inhalt des Vergleiches; Auslege-Regel zu
Art 3a Abs 1 „Angabe der Marke der konkurrierenden Produkte“
/ Beschaffung der verglichenen Produkte auf verschiedenen Ver-
triebswegen etc.
Vorlageentscheidung zum Antrag des OGH vom 19. 12. 2000:
EuGH 8. 4. 2003, Rs C-44/01 (Pippig Augenoptik / Hartlauer;
OGH), WBl 2003, 217.

■
Diese Ausgabe von „Schon gelesen?“ entstand unter Mitwirkung
von Dr. Manfred Ainedter, Dr. Harald Bisanz und RA Dr. Ullrich
Saurer.
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RA MMMag. DDDr. Dieter G. Kindel,*) Wien

Die „zivilprozessrechtliche“ Qualität von Rechtsmittelschriften
(Berufungen/Berufsbeantwortungen) in Österreich
III. Teil: Die sozialwissenschaftliche Auswertung

a) Die wissenschaftlichen Zwischenergebnisse
liegen vor

Eingangs der empirischen Auswertungen haben wir insbesondere
zu danken den Richtern der Berufungsgerichte (OLG Wien und Han-
delsgericht Wien), die einerseits für die narrativen Interviews (auch
in der soziologischen Literatur als sog freie Interviews bezeichnet)
den Autoren zur Verfügung standen und/oder andererseits auch die
Fragebögen in „ihren“ Berufungssenaten verteilt haben.
Danken möchten wir weiters ohne Namensnennung – da diese teil-
weise den Autoren auch nicht bekannt sind – sämtlichen Teilneh-
mern bzw Probanten für die (mühevolle) „Ausfüllung“ der Fragebö-
gen sowie auch den Kollegen und Kolleginnen für die Bereitschaft,
für die narrativen Interviews zur Verfügung zu stehen.
Unser Dank gilt in dem Zusammenhang insbesondere den beteilig-
ten Richtern (die Nennung der Namen erfolgt in alphabetischer
Reihenfolge):
Senatspräsident Univ.-Prof. Dr. Gunther Ertl (OLG Wien), Dr. Jo-
hannes Gumpinger (HG Wien), Senatspräsident Mag. Walter
Hellmich (OLG Wien), Dr. Andreas Hinek (HG Wien; Vorsitzen-
der), DDr. Johann Huberger (OLG Wien), Dr. Heinz-Peter Schinzel
(HG Wien, Vorsitzender), Dr. Wolfgang Steinberger (HG Wien).

Hinweis: Einige Namen der narrativ befragten Richter/innen werden an die-
ser Stelle von den Autoren „absichtlich“ nicht genannt, damit der Leser bzw
die Leserin nicht die Möglichkeit hat, die teilweise wörtlich zitierten Ausfüh-
rungen einem bestimmten abgeschlossenen Personenkreis zuzuordnen.
Auch diesen „Namenlosen“ gilt unser aufrichtiger Dank; auch dafür, dass
Sie auf eine Nennung an dieser Stelle für die „Gesamtsache“ verzichtet
haben, damit sichergestellt ist, dass die „Anonymität“ der Urheberschaft der
Zitate gewahrt ist.

b) Sozialwissenschaftliche empirische Auswertung
des Fragebogens Nr 1.

ba) Generelle Ausführungen

Befragt mittels Fragebogen (Fragebogen Nr 1) wurden insgesamt
15 Richter/innen (bzw Senatspräsidenten) von Berufungsgerichten
(n = 15) und 15 Rechtsanwälte/innen (n = 15).

Hinweis: Die Abänderung der im Teil 1 angekündigten Sampleteilgrößen
(n = 30) der geplanten Fragebogenerhebung von Richter/innen (n = 20)
und Rechtsanwälte/innen (n = 10) erfolgte durch die Autoren aus tabellari-
schen und statistischen Übersichtlichkeitserwägungen und aus Vergleichs-
zwecken auf Richter/innen (n = 15) und Rechtsanwälte/innen (n = 15), so
dass „zwei“ gleichgroße „Teilgruppen“ im Sample vorliegen. Die Veröffent-
lichung der Fragebögenerhebungen der Theoretiker (n = 2) erfolgt nicht, da

nach Vorliegen der Befragungen die Samplegröße von n = 2 von den Auto-
ren „letztendlich“ als nicht repräsentativ angesehen werden musste und
durch die Veröffentlichung ein „falscher“ Eindruck bezüglich der Auffassung
„der Lehre“ zu diesem „Themenkreis“ entstehen könnte. Es müssten zumin-
dest – nach Auffassung der Autoren – auch 15 Theoretiker befragt werden,
um „vielleicht“ ein repräsentatives Sample oder zumindest eine „gleich-
große“ Vergleichsgröße zu erhalten.

Die Auswertungen des Fragebogens werden jeweils mit der Anzahl der
numerischen Nennung (Antworten) und prozentmäßigen Angaben (%) im
Nachstehenden wiedergegeben. Bei den Prozentangaben wurden die Kom-
mazahlen gerundet. Bis zu einem Zahlenwert von 5 wird in dieser Studie
abgerundet, ab 6 aufgerundet, so dass die Summation der Prozentangaben
durch die Ab- oder Aufrundung der „zweiten“ Dezimalzahl nicht immer den
(Summen)Wert 100% „exakt“ ergibt (zB 99,8% oder 100,2%); (Beispiel
Zahlenwert 6,66% (in der Tabelle mit 6,7% ausgeworfen); oder Zahlenwert
19,98% (in der Tabelle mit 20 ausgeworfen).

bb) Der Fragebogen

FRAGEBOGEN NR. I.
mit Beantwortungen der Befragten

Zur theoretischen und empirischen Studie über die ökonomischen
Auswirkungen von nicht gesetzesgemäß ausgeführten Berufungen,
unrichtigen Urteilen (historischer Sachverhalt ist nicht richtig wie-
dergegeben) und der Verfahrenshilfe sowie Rechtsschutzversiche-
rungsdeckung im Beobachtungszeitraum 1995–2002.

I. I.) Daten des Probanden:

(Zutreffendes bitte mit X ankreuzen)

Hinweise: Es werden nur Teile dieser erhobenen persönlichen Daten (einer-
seits wegen Anonymisierungsgründen andererseits wegen „empirischer“ Un-
erheblichkeit für diese Studie) veröffentlicht.

Bei Zitaten von „verbalen“ Angaben sind bei Mehrfachnennung von einem
Befragten die Aufzählungen nur mit einem Komma (,) getrennt. Die Anga-
ben des „nächsten“ Befragten mit einem Strichpunkt (;). Es ist daher aus den
Zitaten eindeutig ersichtlich, welche Aussagen „ein“ Probant zB bei Mehr-
fachnennungen gemacht hat (zB 1 Befragte (1) gibt an: Schulungen, Auf-
sicht (1); Kontrolle (2); . . .;).

Abkürzungsverzeichnis

(k.A.) = keine Angabe
(k.W.) = keine Wahrnehmung
Ri = Richter/innen

*) MMMag. DDDr. Dieter G. Kindel ist RA und Univ.-Lekt in Wien und hat
diesen Beitrag in Zusammenarbeit mit RA Univ.-Lekt. MMag. Dr. Klaus
H. Kindel verfasst, Fortsetzung der Abhandlung von der Mai-Ausgabe.
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RA = Rechtsanwälte/innen
R = Rechberger (Kodek in Rechberger (Kommentar zur ZPO: Jurisdiktions-
norm und Zivilprozessordnung samt Einführungsgesetzen/Walter H. Rech-
berger (Hrg.), Springer-Verlag New York Wien)
1) Alter:
1.1. Richter/innen: 37, 38, 40, 42, 43 (2-mal) , 44, 45, 46, 48, 55, 61,
62 (k.A.) (2-mal)
1.2. Rechtsanwälte/innen: 38, 39, 41 (2-mal), 42, 43 (6-mal), 48 (2-mal),
50, (k.A.) (1-mal)
2) Geschlecht: weiblich männlich

Hinweis: wird aus Anonymisierungsgründen in der publizierten Studie nicht
veröffentlicht

3)
4)
Rechtsanwa(ä)lt(in) seit:
1988 (2-mal), 1989 (3-mal), 1990 (2-mal), 1991, 1992 (3-mal),
1995, 1997, 2000 (k.A.) (1-mal)
Richter(in) seit:
1966, 1968, 1978, 1983 (2-mal), 1987 (3-mal),1988, 1990,
1992(2-mal), 1994, (k.A.) (2-mal)
5) Richter(in) in einem Rechtsmittelsenat seit:
1981 (2-mal), 1993 (2-mal) , 1994, 1996, 1997, 1998, 2001
(4-mal), 2003, (k.A.) (2-mal)
RA in Sozietät: JA 3 NEIN 10 (k.A.) 2
wenn ja, mit wie vielen Rechtsanwaltskollegen? 1
Berufsanwärter in Kanzlei: JA 2 NEIN 3 (k.A.) 10

I.II.) Allgemeine Hinweise zur Ausfüllung
des Fragenbogen:

1) Sollten Sie die folgenden Fragen nicht genau beantworten kön-
nen, so schätzen Sie die Antworten (Anzahl, Prozentsätze etc) bitte
so genau wie möglich. Sollten Sie über genaue Antwortdaten ver-
fügen, so weisen Sie bei der jeweiligen einzelnen Frage bzw Ihrer
Antwort bitte mit dem Vermerk „exakt“ darauf hin, andernfalls bei
Ihren Antworten von einem von Ihnen geschätzten Wert ausgegan-
gen wird.
2) Sollten Sie zu einer Frage mangels konkreter Wahrnehmung
oder Meinung bzw Erinnerung keine Beurteilung bzw Antwort ab-
geben können, so weisen Sie bei der jeweiligen Frage bzw Ant-
wort bitte mit dem Vermerk „keine Wahrnehmung“ darauf hin.
3) Bei JA/NEIN Fragen die richtige Antwort bitte mit X ankreuzen.
4) Sind im Anschluss von JA/NEIN Fragen die Prozentsätze
a) 0% = NEIN
b) bis 25%
c) bis 50%
d) bis 75%
e) bis 100% = JA
angegeben, so dient dies der Gewichtung, sofern als Antwort nicht
ein eindeutiges JA oder NEIN möglich ist. In diesem Fall ist von
Ihnen durch Ankreuzen eines Prozentsatzes eine Gewichtung vor-
zunehmen. Das bedeutet beispielhaft, dass bei Ankreuzung des

Prozentsatzes b) bis 25% die Gewichtung eher gegen NEIN ten-
diert; jedoch ein eindeutiges NEIN nicht gemeint ist. Eine Ankreu-
zung von c) bis 50% bedeutet eine neutrale Haltung. Eine Ankreu-
zung von d) bis 75% bedeutet hingegen, dass Ihre Gewichtung
eher gegen JA tendiert, die Beurteilung jedoch nicht 100% er-
reicht.

II.) FRAGENKATALOG MIT BEANTWORTUNGEN
Hinweis: Der Modus (der häufigste Wert) einer Verteilung ist jener Wert, bei
dem die Häufigkeitsdichte ein Maximum erreicht. Dieses Maß der Lage von
Häufigkeitsverteilungen ist definitionsgemäß jener Wert der Variablen, der
am häufigsten Auftritt. Bei gruppierten Daten – wie bei der vorliegenden Stu-
die – gibt es verschiedene Möglichkeiten zur Errechung des Modus. Für
praktische Zwecke wird üblicherweise die Klassenmitte der Modalklasse ver-
wendet. Aus der Frage 2.1. (Tabelle 2.1.) ersehen wir zB, dass die (Grö-
ßen)Klasse 51–75% bei den Richter/innen die meisten Häufigkeiten bzw
Nennungen hat. Diese Klasse wird in der Literatur *) Modalklasse genannt.
Bei der gegenständlichen Analyse genügt es – nach Auffassung der Auto-
ren – zu sagen, der Modus liege zwischen 51–75%. Die Klassenmitte als
Modus anzugeben (im gegenständlichen Fall Zahlenwert 63) erscheint nicht
sinnvoll. Bei der Behandlung gruppierter Daten ist aber zu beachten, dass
der Modus beeinflusst wird durch die Art und Weise, wie die Größenklassen
gebildet werden. Werden die Größenklassen sehr klein, kann ein Modus
verschwinden. Sind die Größenklassen ungleich – wie bei einigen Fragen
(vgl zB Frage 1.1) müssten sie „eigentlich“ umgewandelt werden auf einer
Basis je Intervall, dh es müssten vor Bestimmung des Modus die Häufigkeits-
dichten gefunden werden. Da aber die meisten Fragen in dieser Studie über
gleich große Intervalle mit einer Ausnahme (Klasse bis 10%; in dieser er-
folgte vielfach keine Nennung) verfügen, wird – obwohl statistisch nicht kor-
rekt – in diesen Fällen auf eine statistische „Korrektur“ verzichtet.
Der Modus wird in den nachfolgenden Tabellen in „Fettdruck“ markiert.
*) Siehe zB Yamane Taro, Statistik, Band 1, Fischer Verlag, 1976, S 55ff)

II.I.) betreffend Berufungen/Berufungsbeantwortun-
gen:

Frage 1.1: Wie viele Berufungen (in Zivilverfahren) haben sie im
Zeitraum 1995–2002 ca gelesen?

RI RA
(RICHTER/INNEN) (RECHTSANWÄLTE/INNEN)

(numerische
(%Angaben)

(numerische
(%Angaben)

Nennung) Nennung)

a) bis 20 3 20 %
b) bis 50 1 6,7% 2 13,3%
c) bis 100 4 26,6% 4 26,6%
d) bis 200 6 40 %
e) bis 500 1 6,7%
f) bis 1000 6 40 %
g) mehr als 1000 3 20 %
Summe 15 100 % 15 100 %

Frage 1.2: Wie viele Berufungsbeantwortungen (in Zivilverfahren)
haben sie im Zeitraum 1995–2002 ca gelesen?
a) bis 20 3 20 %
b) bis 50 1 6,7% 4 26,6%
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c) bis 100 4 26,6% 2 13,3%
d) bis 200 6 40 %
e) bis 500 1 6,7%
f) bis 1000 6 40 %
g) mehr als 1000 3 20 %

Frage 2: Wie viele der von Ihnen im Zeitraum 1995–2002 gele-
senen Berufungen wurden in Bezug auf die jeweils geltend ge-
machten Berufungsgründe bzw die geltend gemachte Nichtigkeit
gesetzesgemäß ausgeführt?

2.1: Hinsichtlich des Berufungsgrundes der unrichtigen rechtlichen
Beurteilung:
a) bis 10%
b) bis 25% 1 6,7%
c) bis 50% 4 26,6% 9 60 %
d) bis 75% 11 73,3% 4 26,6%
e) bis 100%
f) k.W. 1 6,7%

2.2: Hinsichtlich des Berufungsgrundes der unrichtigen Tatsachen-
feststellungen infolge unrichtiger Beweiswürdigung:
a) bis 10%
b) bis 25% 3 20 % 4 26,6%
c) bis 50% 3 20 % 6 40 %
d) bis 75% 8 53,3% 4 26,6%
e) bis 100% 1 6,7%
f) k.W. 1 6,7%

2.3: Hinsichtlich des Berufungsgrundes der Mangelhaftigkeit des
Verfahrens:
a) bis 10% 1 6,7%
b) bis 25% 1 6,7%
c) bis 50% 4 26,6% 10 66,7%
d) bis 75% 11 73,3% 1 6,7%
e) bis 100% 1 6,7%
f) k.W. 1 6,7%

2.4: Hinsichtlich der Nichtigkeit:
a) bis 10% 8 53,3% 6 40 %
b) bis 25% 1 6,7% 4 26,6%
c) bis 50% 3 20 %
d) bis 75% 4 26,6% 1 6,7%
e) bis 100% 2 13,3%
f) k.W. 1 6,7%

Frage 3.1: Wie viel Prozent der Berufungen wurden vom Beru-
fungswerber eklatant mangelhaft bzw nicht lege artis ausgeführt?
a) bis 10% 8 53,3% 8 53,3%
b) bis 25% 6 40 % 1 6,7%
c) bis 50% 6 40 %
d) bis 75% 1 6,7%
e) bis 100%

Frage 3.2: In wie viel Prozent der Fälle waren diese eklatanten
Ausführungsmängel der Berufung für den Prozessverlust des Beru-
fungswerbers letztlich entscheidend?

a) bis 10% 7 46,6% 7 46,6%

b) bis 25% 4 26,6% 3 20 %

c) bis 50% 2 13,3%

d) bis 75% 2 13,3%

e) bis 100%

f) keine Wahrnehmung
(k.W.) 3 20 %

g) keine Antwort
(k.A.) 1 6,7 % 1 6,7%

Frage 4.1: Wie viele Berufungsbeantwortungen wurden gesetzes-
gemäß bzw lege artis ausgeführt?

a) bis 10%

b) bis 25% 2 13,3% 2 13,3%

c) bis 50% 3 20 % 4 26,6%

d) bis 75% 7 46,6% 9 60 %

e) bis 100% 2 13,3%

f) k.W. 1 6,7%

Frage 4.2: In wie vielen Berufungsbeantwortungen wurden die
erstgerichtlichen Tatsachen-feststellungen bekämpft?

a) bis 10% 12 80 % 9 60 %

b) bis 25% 2 13,3% 2 13,3%

c) bis 50% 1 6,7%

d) bis 75% 3 20 %

e) bis 100% 1 6,7%

Frage 5: In wie viel Prozent der Fälle waren die gesetzesgemäß
bzw lege artis ausgeführten Berufungsbeantwortungen für den
Prozessverlust des Berufungswerbers letztlich entscheidend?

a) bis 10% 11 73,3% 7 46,6%

b) bis 25% 1 6,7% 5 33,3%

c) bis 50% 1 6,7% 2 13,5%

d) bis 75% 1 6,7%

e) bis 100%

f) k.W. 1 6,7%

g) k.A. 1 6,7%

Frage 6.1: Ist Ihnen das gegenwärtige universitäre Ausbildungs-
system der Jusstudenten bekannt?

JA 4 26,6% 9 60 %

NEIN 9 60,0% 6 40 %

k.A. 2 13,3%

Frage 6.2: Glauben Sie, dass das gegenwärtige universitäre Aus-
bildungssystem ausreicht, um beim Jusstudenten praktisch verwert-
bare Fähigkeiten für die gesetzesgemäße Ausführung von Rechts-
mitteln in Zivilverfahren zu entwickeln?
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JA NEIN
a) 0% 8 = NEIN 53,3% 2 13,3%
b) bis 25% 28 13,3% 3 20 %
c) bis 50% 6 40 %
d) bis 75% 1 6,7% 2 13,3%
e) bis 100%  = JA 1 6,7%
f) k.W. 1 6,7%
g) k.A. 3 20 % 1 6,7%

Frage 7: Glauben Sie, dass die Konzipientenzeit ausreicht, um
beim RAA ausreichende bzw umfassende Fähigkeiten für die
gesetzesgemäße Ausführung von Rechtsmitteln in Zivilverfahren zu
vermitteln?

JA NEIN
a) 0% = NEIN 1 6,7%
b) bis 25% 1 6,7%
c) bis 50% 1 6,7% 2 13,3%
d) bis 75% 4 26,6% 2 13,3%
e) bis 100% 8 = JA 53,3% 9 60 %
f) k.W.
g) k.A. 2 13,3%

Frage 8: Was müsste verändert werden, um das Ausbildungs-
niveau in Bezug auf die Qualität der Verfassung von Rechtsmitteln
durch Rechtsanwälte in Zivilverfahren zu verbessern?
a) im universitären Ausbildungssystem während der Zeit als Stu-
dent?
Ri: Praktikum bei Praktiker; Gerichtsbesuche; Verfassen von Rechts-
mittel verstärkt behandeln; mehr praxisbezogene Ausbildung; Ver-
fassung von Rechtsmittel im Rahmen von praktischen Übungen;
nichts; eigene Lehrveranstaltungen, breitere Behandlung in Pflicht-
übungen (ZGV); mehr schriftliche Unterweisung, Prozessbeispiele;
mehr Kontakt zur Praxis, Arbeit mit Musterakten;
RA: Praxisorientierte VO in Kleingruppen; praktische Übungen;
mehr Praxis; Praxis; mehr praktische Übungen; Spezialseminare;
mehr Befassung mit Texten, Rechtshörer bei Rechtsmittelsenat, ev
Praktikum bei RA oder Gericht; klare Abgrenzungsunterlagen;
k.A. 6 7
k.W. 2
b) im rechtsanwaltlichen Ausbildungssystem während der Zeit als
RAA?
Ri: Vermeidung von Spezialisierungen; Lesen einschlägiger Ent-
scheidungen und Kommentare; Beiziehung von Spezialisten; mehr
Zeit für das Verfassen von Rechtsmittel verwenden; mehr Praxis-
bezogenheit; Verfassung von Rechtsmitteln in praktischen Übun-
gen;
Überwachung und Kontrolle durchausbildenden RA bei konkreten
Akten, Lesen von RM-Entscheidungen; Schulung von RAA durch
Rechtsmittelrichter;
RA: anwaltliches Berufsausbildungssystem; mehr Seminare (Mehr-
fachnennung); mehr Praxisveranstaltungen; mehr Befassung mit

Texten; VwGH- und VfGH-Beschwerden öfters, Moot Court statt
Frontalseminaren;
k.A. 5 8
k.W. 2 1

Frage 9: Beschreiben sie „kurz“, wie im Zivilverfahren eine Beru-
fung (der in der Folge genannte Berufungsgrund bzw die Nichtig-
keit) ausgeführt werden muss, damit sie (er) gesetzesgemäß darge-
stellt ist.
a) Berufungsgrund der unrichtigen rechtlichen Beurteilung:
richtig 9 60 % 8 53,3%
falsch
k.A. 1 6,7% 6 40 %
nur Angabe: siehe Kodek in
Rechberger § 471ff ZPO 1 6,7%
nur Angabe: siehe Fasching

(R) 5 33,3%
b) Berufungsgrund der unrichtigen Tatsachenfeststellungen infolge
unrichtiger Beweiswürdigung:
richtig 8 53,3% 6 40 %
falsch 1 6,7%
k.A. 3 20 % 8 53,3%
R 4 26,6%
c) Berufungsgrund der Mangelhaftigkeit des Verfahrens:
richtig 10 66,6% 6 40 %
falsch
k.A. 1 6,7% 9 60 %
R 4 26,6%
d) Nichtigkeit:
richtig 10 66,6% 6 40 %
falsch
k.A. 1 6,7% 9 60 %
R 4 26,6%

II.II.) betreffend erstinstanzliche Urteile und
Vergleiche in Zivilverfahren:

Frage 1: Wie viele erstinstanzliche Urteile (im Zivilverfahren)
haben sie im Zeitraum 1995–2002 ca gelesen?
a) bis 20 1 6,7%
b) bis 50 1 6,7% 1 6,7%
c) bis 100 4 26,6% 5 33,3%
d) bis 200 7 46,6%
e) bis 500 1 6,7%
f) bis 1000 2 13,3% 1 6,7%
g) mehr als 1000 7 46,2%

Frage 2: Wie viele dieser von Ihnen im Zeitraum 1995–2002 ge-
lesenen Urteile (in Zivilverfahren) gaben in ihren (entscheidungs-
wesentlichen) Tatsachenfeststellungen den tatsächlichen histori-
schen Sachverhalt der Rechtssache korrekt wieder; dh, dass die
erstgerichtlichen Feststellungen in ihren wesentlichen Feststellungen
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richtig waren bzw zumindest durch das Berufungsgericht als rich-
tig übernommen wurden?
a) bis 10%
b) bis 25% 2 13,3%
c) bis 50% 4 26,6%
d) bis 75% 9 60 % 8 53,3%
e) bis 100% 6 40 % 1 6,7%

Frage 3: Glauben Sie, dass die Dauer der (aktuellen) Richteramts-
ausbildungszeit und die Art der Ausbildung ausreichen, um dem
RiAA umfassende Fähigkeiten für die mängelfreie Führung (Stoff-
sammlung) des vom Richter im Zivilverfahren durchzuführenden
Ermittlungsverfahrens zu vermitteln?

JA NEIN
a) 0% = NEIN 1 6,7%
b) bis 25% 1 6,7%
c) bis 50% 2 13,3%
d) bis 75% 3 20 % 9 60 %
e) bis 100% 12 = JA 80 % 2 13,3%

Frage 4: Glauben Sie, dass die Dauer der Richteramtsausbildungs-
zeit und die Art der Ausbildung ausreichen, um dem RiAA umfas-
sende Fähigkeiten für die (richtige) rechtliche Beurteilung des vom
Richter im Zivilverfahren durchgeführten Ermittlungsverfahrens zu
vermitteln?

JA NEIN
a) 0% = NEIN 1 6,7%
b) bis 25% 1 6,7%
c) bis 50% 2 13,3%
d) bis 75% 4 26,6% 9 60 %
e) bis 100% 11 = JA 73,3% 2 13,3%

Frage 5: Glauben Sie, dass die Richteramtsausbildungszeit und
die Art der Ausbildung ausreichen, um dem RiAA umfassende
Fähigkeiten für die ordnungsgemäße qualitativ gute Ausführung
bzw Formulierung von erstinstanzlichen Urteilen in Zivilverfahren
zu vermitteln?

JA NEIN
a) 0% = NEIN 1 6,7%
b) bis 25% 1 6,7%
c) bis 50% 3 20 %
d) bis 75% 3 20 % 9 60 %
e) bis 100% 12 = JA 80 % 1 6,7%

Frage 6: Was müsste bei der Ausbildung der Richter verändert
werden, um hierdurch die Qualität der erstinstanzlichen Urteile in
Zivilverfahren zu verbessern?
a)
Ri: mehr Schwergewicht auf praktische Durchführung und Vorbe-
reitung von Verfahren; bessere Ausbildungsrichter anstelle von blo-
ßen Abarbeitungszeiten; viele Urteile kopieren lassen, Konzepte
mit Auszubildenden besprechen; M.E. keiner Veränderung nötig-

Ausbildung sehr praxisorientiert; nur gute Bewerber aufnehmen;
ausreichende Planstellen für Richter; Verfassung von Urteilen im
Rahmen von Ausbildungsveranstaltungen; bessere sprachliche Fas-
sung; bei Auffälligkeiten Gespräch mit Behördenleiter, mehr
Übung; verpflichtende Zuteilung zu Berufungssenat;

RA: längere Praxis in Rechtsanwaltschaft; Rechtsmittelausführung
üben; laufende Weiterbildung; nichts, mehr Befassung mit Texten,
sprachliche und logische Prägnanz finden; bessere Kenntnis der
ZPO; konkretes Theorie- und Praxistraining

k.A: 5 7

k.W. 1

Frage 7: Was sind die wesentlichen Gründe bzw Ursachen dafür,
dass erstinstanzliche Urteile

a) „schlecht“ sind?

Ri: Feststellungen stimmen mit rechtlicher Beurteilung nicht immer
überein, rechtliche Lösungen vorher zu wenig überlegt; enormer
Zeit- und Belastungsdruck; Statistik-„offene Fälle“, Zeitdruck, Über-
lastung; mangelnde Sorgfalt des Richters; nicht alle entscheidungs-
wesntliche Feststellungen werden getroffen bzw viele die nicht er-
forderlich sind und blähen das Urteil auf; Feststellungen ungenau
bzw fehlen sprachlicher Formulierungen, Beweiswürdigung zu
kurz; unklare Feststellungen, schlechte sprachliche Formulierun-
gen; schlechte Prozessvorbereitung von Parteien/Richtern; man-
gelnder Fleiss, Schlamperei; mangelhafte Judikaturrecherche;

RA: Faulheit; Unzureichende Sachverhaltspostierung; Vermischen
Feststellungen, Beweiswürdigung, Rechtliche Beurteilung; den ein-
fachsten Weg zu gehen; Richter erkennen oft das Wesentliche
nicht; Arbeitsdruck, Berichtspflicht, nicht genaues Aktenstudium;
mangelnde sprachliche Präzision; formelle Mängel = ZPO; Desin-
teresse des Gerichtes am Einzelfall, zu viel Zeit zwischen Schluss
der Verhandlung und Verfassen des Urteils, mangelhafte Verhand-
lungsvorbereitung des Gerichts; die Menschen sind verschieden
veranlagt; Divergenzen in der Zielvorstellung der Richter und der
Sach- und Rechtslage;

k.A. 5 4

b) „gut“ sind?

Ri: Rechtsfragen früh erkannt und danach verhandelt; hervorra-
gende Aktenkenntnis erspart sinnlose Leerläufe, rechtliche Nach-
forschungen vor Urteilsfassung; Wissen, welchen Tatsachenfeststel-
lungen Rechtserheblichkeit zukommt; juristische Kenntisse und ana-
lytisches Denken des Verfassers, psychologisches und sprachliches
Geschick; fachliche Freude am Beruf, engagiert; der wesentliche
Sachverhalt wurde festgestellt, die Beweiswürdigung ist nachvoll-
ziehbar; gute Vorbereitung des Richters; gesunder Ehrgeiz, hoher
Berufethos; solide Recherche der Rechtsfrage

RA: Eifer; Halten oft (auch weil Instanz nicht will); kurze Urteile 4,
rechtlich exakt begründet; gezielte Ausbildung, Heranziehung der
ZPO (aktualisiert); interessierter Richter mit straffer aber nicht
„überfahrender“ Verhandlungsführung; rasch aufeinanderfol-
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gende Verhandlungstermine (Mehrfachnennung); die Menschen
sind verschieden veranlagt; Realitäts- und Rechtsnähe des Richters;
k.A. 4 4

Frage 8: Wäre es „gut“, das Einkommen der Richter leistungsab-
hängig zu machen, um die Qualität der erstinstanzlichen Urteile in
Zivilverfahren zu verbessern?

JA NEIN
a) 0% 10 = NEIN 66,6% 7 46,6%
b) bis 25% 3 20 %
c) bis 50% 2 13,3% 3 20 %
d) bis 75%
e) bis 100% = JA 5 33,3%
Wenn Frage 8 bejaht wurde, bitte Frage 9 beantworten.

Frage 9: Welche Form der „finanziellen“ Lenkung zur Leistungs-
steigerung/ Effizienzsteigerung der Qualität von erstinstanzlichen
Urteilen (Prämiensystem etc) würden Sie empfehlen?
Ri: Prämiensystem, keine verfassungsrechtlich ? (Anmerkung: nicht
lesbar) Anreiz = Karriere;
RA: Geld; Bonus für gute Urteile (Bewertung durch II. Instanz); Erle-
digungen / Rückstände // Anfall – Entscheidungen bestätigt – Prä-
senz; Prämien (Mehrfachnennungen); Erstrichter gehören aufge-
wertet und besser bezahlt als RM-Richter, geht’s dort glatt, erübri-
gen sich einige RM, auch machen sich die negativen Folgen zu-
nehmender RM Beschränkungen weniger bemerkbar; Akzeptanz
der Parteien und Haltbarkeit der Urteile;
k.A. 10 5

Frage 10: Ist – aggregiert betrachtet – die erstinstanzliche Recht-
sprechung in Zivilverfahren unter dem ökonomischen Aspekt gese-
hen effizient?

JA NEIN
a) 0% 1 = NEIN 6,7% 1 6,7%
b) bis 25% 1 6,7% 3 20 %
c) bis 50% 3 20 % 8 53,3%
d) bis 75% 9 60 % 2 13,3%
e) bis 100%  = JA 1 6,7%
f) k.W. 1 6,7%

Frage 11: Wie könnte – unter dem ökonomischen Aspekt betrach-
tet – die Effizienz der erstinstanzlichen Rechtsprechung in Zivilver-
fahren gesteigert werden?
a)
Ri: Prämien für bestätigendes Urteil; hochqualitative, angenehme
Rechtsgespräche, konsequentes Prozessprogramm; mehr Richter-
planstellen; konzentriertes Verhandeln (Mehrfachnennung); rasche
Urteilausfertigung;
RA: Urteile müssten „überzeugender“ sein; Mehr EDV; Sprach-
gesteuerte Computer, Mehr Mahnverfahren; bessere Ausbildung,
Weiterbildung; Prämien für Qualitäts-Neigung und raschere Ak-
tualisierung; Erstrichter gehören aufgewertet und besser bezahlt

als RM Richter; Reiner Parteienbetrieb, genaue Protokollierung;
präzises Protokoll;
k.A. 6 2

Frage 12: Üben die Richter im Zivilverfahren einen starken Ver-
gleichsdruck auf die Prozessparteien aus?

JA NEIN
a) 0% = NEIN 1 6,7%
b) bis 25% 2 13,3% 2 13,3%
c) bis 50% 5 33 % 3 20 %
d) bis 75% 2 13,3% 4 26,6%
e) bis 100% 2 = JA 13,3% 5 33,3%
f) k.W. 1 6,7%
g) k.A. 1 6,7%
h) Sonstiges. 2 13,3%
Angaben:
Unterschiedlich; kommt auf Ri an

Frage 13: Empfinden Sie diesen Vergleichsdruck
a) als der schnellen Erledigung der Rechtssache dienlich?

JA NEIN
a) 0% = NEIN
b) bis 25% 1 6,7% 3 20 %
c) bis 50% 4 26,6% 6 40 %
d) bis 75% 5 33,3% 1 6,7%
e) bis 100% 4 = JA 26,6% 4 26,6%
f) k.W.
g) k.A. 1 6,7% 1 6,7%
b) für die Streitteile günstig?

JA NEIN
a) 0% 1 = NEIN 6,7%
b) bis 25% 2 13,3% 3 20 %
c) bis 50% 3 20 % 7 46,6%
d) bis 75% 3 20 % 2 13,3%
e) bis 100% 5 = JA 33,3% 2 13,6%
f) k.W.
g) k.A. 1 6,7% 1 6,7%
c) für die Gerechtigkeit förderlich?

JA NEIN
a) 0% = NEIN 6 40 %
b) bis 25% 2 13,3% 4 26,6%
c) bis 50% 5 33,3% 1 6,7%
d) bis 75% 3 20 % 2 13,6%
e) bis 100% 2 = JA 13,3% 1 6,7%
f) k.W.
g) k.A. 2 13,3% 1 6,7%
h) Sonstiges:
Was ist Gerechtigkeit? 1 6,7%
d) störend?

JA NEIN
a) 0% 7 = NEIN 46,6% 3 20 %
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b) bis 25% 1 6,7% 3 20 %
c) bis 50% 2 13,3% 5 33,6%
d) bis 75% 3 20 %
e) bis 100% 1 = JA 6,7%
f) k.W.
g) k.A. 4 26,6% 1 6,7%

Frage 14: Sollten (anzahlmäßig betrachtet) mehr Rechtssachen
verglichen werden?

JA NEIN
a) 0% = NEIN 4 26,6%
b) bis 25% 1 6,7% 2 13,3%
c) bis 50% 5 33,3% 6 40 %
d) bis 75% 1 6,7% 1 6,7%
e) bis 100% 7 = JA 46,6% 1 6,7%
f) k.W.
g) k.A. 1 1 6,7%

Frage 15: Sollten weniger Rechtssachen verglichen werden?
JA NEIN

a) 0% 8 = NEIN 53,3% 7 46,6%
b) bis 25% 1 6,7% 3 20 %
c) bis 50% 3 20 %
d) bis 75% 1 6,7%
e) bis 100% = JA
f) k.W.
g) k.A. 6 40 % 1 6,7%

Frage 16: Wann (zu welchem Zeitpunkt) sollte verglichen werden?
Ri: ehestmöglich, in der ersten Verhandlung; möglichst bald, dass
Kostenfrage nicht die Hauptfrage überlagert; in jedem Zeitpunkt des
Verfahrens; eher in einem früheren Stadium des Prozesses; wenn es
angesichts der (auch vom Richter aufzuwerfenden) zu erwartenden
Kosten und Risken und wirtschaftlich sinnvoll erscheint; wenn die Kos-
ten für den Prozess noch nicht zu hoch sind, die Anwälte aber schon
genug verdient haben; zum frühestmöglichen (Zeitpunkt); so rasch
wie möglich; nach Vorliegen eines SV-Gutachtens, nach Vorliegen
der wesentlichen Aussagen; nach Anhörung der Streiteile; letzter Ver-
gleichsversuch vor Schluss der Verhandlung; idR vor Durchführung
des Beweisverfahrens, nicht pauschal f. die Fälle zu beantworten;
RA: bei Beginn des Verfahrens; rasch, Am Beginn (oder gar) vor
Verfahrensbeginn; wenn es um Beweiswürdigung geht; egal; Am
Beginn (Mehrfachnennung); frühes Prozessstadium (Kosten); in ers-
ter Instanz; Am Beginn nach Anhörung und Vergleichsgesprächen;
k.A. 3 3

II.III.) betreffend Auswirkungen der Prozesskosten-
ersatzpflicht, der Gerichtsgebühren und der
Verfahrenshilfe sowie der Rechtsschutzdeckung:

Frage 1: Glauben Sie, dass die Anwalts(Prozess)kosten und die
Gerichtsgebühren Parteien abhalten, ein Zivilverfahren anhängig
zu machen bzw durchzuführen?

JA NEIN

a) 0% = NEIN 2 2 13,3%

b) bis 25% 2 13,3% 2 13,3%

c) bis 50% 11 73,3% 6 40 %

d) bis 75% 1 6,7% 3 20 %

e) bis 100% 1 = JA 6,7% 2 13,3%

wenn JA, ist dies

a) streitwertabhängig?

JA NEIN

a) 0% = NEIN 1 6,7%

b) bis 25% 1 6,7%

c) bis 50% 7 46,6% 6 40 %

d) bis 75% 3 20 % 5 33,3%

e) bis 100% 2 = JA 13,3% 1 6,7%

f) k.W.

g) k.A. 2 13,3% 2 13,3%

wenn JA, bestehen ab einer bestimmten Höhe des Streitwertes
(gegebenenfalls bitte angeben) besondere Hemmungen zur Klags-
führung? Stw: E 72.000,–; E 7.268,–

b) streitwertunabhängig?

JA NEIN

a) 0% 1 = NEIN 6,7% 3 20 %

b) bis 25% 2 13,3% 4 26,6%

c) bis 50% 3 20 % 2 13,3%

d) bis 75% 2 13,3% 2 13,3%

e) bis 100% = JA

f) k.W. 1 6,7%

g) k.A. 6 40 % 4 26,6%

c) vom konkreten Verfahren (zB ob Zahlungsklage oder familien-
rechtliche Angelegenheiten wie zB Scheidungsklage) abhängig?

JA NEIN

a) 0% 1 = NEIN 6,7% 1 6,7%

b) bis 25% 2 13,3% 1 6,7%

c) bis 50% 5 33,3% 5 33,3%

d) bis 75% 3 20 % 4 26,6%

e) bis 100% 1 = JA 6,7% 2 13,3%

f) k.W.

g) k.A. 3 20 % 2 13,3%

Frage 2: Glauben Sie, dass im streitigen Zivilverfahren durch die
Kostenersatzpflicht des Gegners im Falle des Obsiegens (§§ 43ff
ZPO) einer Partei die Prozessführungsbereitschaft von (potenziel-
len) klagenden Parteien zunimmt?

JA NEIN

a) 0% 2 = NEIN 13,3% 3 20 %

b) bis 25% 2 13,3%

c) bis 50% 5 33,3% 2 13,3%

d) bis 75% 4 26,6% 7 46,6%

e) bis 100% 2 = JA 3 20 %
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Frage 3: Würden im streitigen Zivilverfahren – ohne Kostenersatz-
pflicht des unterliegenden Streitteiles – weniger Gerichtsverfahren
von den Prozessparteien geführt werden?

JA NEIN

a) 0% 2 = NEIN 13,3% 6 40 %

b) bis 25% 4 26,6%

c) bis 50% 2 13,3%

d) bis 75% 10 66,6% 1 6,7%

e) bis 100% 3 = JA 20 % 2 13,3%

Frage 4: Glauben Sie, dass durch die seinerzeitige Novellierung
des Mietrechtsgesetzes (Geltendmachung von Rückforderungen
von sog „Investionsablösen“ im außerstreitigen statt im streitigen
Verfahren ohne Kostenersatzpflicht der unterliegenden Partei) eine
Änderung der Bereitschaft von Betroffenen zur gerichtlichen Gel-
tendmachung der sog „verbotenen Ablösen“ feststellbar war bzw
ist?

JA NEIN

a) 0% = NEIN 3 20 %

b) bis 25% 1 6,7%

c) bis 50% 1 6,7% 1 6,7%

d) bis 75% 3 20 % 6 40 %

e) bis 100% = JA 4 26,6%

f) k.W. 8 53,3%

g) k.A. 3 20 %

wenn JA in welchem Ausmaß?

a) bis 25%

b) bis 50% 4 26,6%

c) bis 75% 8 53,3%

d) bis 100% 1 6,7%

e) k.A. 2 13,3%

Frage 5.1: Glauben Sie, dass die Verfahrenshilfe Parteien von
Zivilgerichten zu oft gewährt wird?

JA NEIN

a) 0% 7 = NEIN 46,6% 3 20 %

b) bis 25% 5 33,3% 3 20 %

c) bis 50% 1 6,7% 1 6,7%

d) bis 75% 2 13,3% 3 20 %

e) bis 100% = JA 5 33,3%

Frage 5.2: Glauben Sie, dass durch die Gewährung von Verfah-
renshilfe Parteien wegen des damit verbundenen Wegfalls des
eigenen Prozesskostenrisikos eher zur Führung von – von ihrer
Warte aus betrachtet – unberechtigten und für sie aussichtslosen
(querulatorischen) Zivilprozessen bereit sind?

JA NEIN

a) 0% 1 = NEIN 6,7% 1 6,7%

b) bis 25% 1 6,7% 2 13,3%

c) bis 50% 3 20 % 1 6,7%

d) bis 75% 4 26,6% 5 33,3%

e) bis 100% 6 = JA 40 % 6 40 %

Frage 5.3: Glauben Sie, dass durch die Gewährung von Rechts-
schutzdeckung durch Versicherungen Parteien wegen des damit
verbundenen Wegfalls des eigenen Prozesskostenrisikos eher zur
Führung von – von ihrer Warte aus betrachtet – unberechtigten und
für sie aussichtslosen (querulatorischen) Zivilprozessen bereit sind?

JA NEIN

a) 0% = NEIN 2 13,3%

b) bis 25% 2 13,3% 1 6,7%

c) bis 50% 1 6,7% 1 6,7%

d) bis 75% 4 26,6% 7 46,6%

e) bis 100% 8 = JA 53,3% 4 26,6%

Frage 6: Glauben Sie, dass eine Änderung des Prozessverhaltens
der Parteien eintreten würde, falls die Streitteile – unabhängig vom
Prozesserfolg – ihre Prozesskosten jedenfalls selber tragen müss-
ten?

JA NEIN

a) 0% = NEIN 1 6,7%

b) bis 25% 1 6,7% 1 6,7%

c) bis 50% 1 6,7% 2 13,3%

d) bis 75% 5 33,3% 8 58,3%

e) bis 100% 8 = JA 53,3% 3 20 %

Frage 7.1: Ist die Qualität der Kostenentscheidung der Erstgerichte
„gut“?

JA NEIN

a) 0% = NEIN

b) bis 25% 1 6,7% 1 6,7%

c) bis 50% 2 13,3% 4 26,6%

d) bis 75% 9 60 % 10 66,6%

e) bis 100% 3 = JA 20 %

Frage 7.2: Was müsste verändert werden, um die Qualität der
Kostenentscheidungen der Erstgerichte zu verbessern?

a)

Ri: Vereinfachung des Kostenrechtes (Tarifgestaltung, Phasenpau-
schalierung etc); geringerer zeitlicher Entscheidungsdruck; einfa-
cheres Kostenrecht (Mehrfachnennung); ausführlichere Begrün-
dung; Hinweise bei der Richterausbildung durch Hinweise anläss-
lich der Visitation; Schulungen für Richter;

RA: bessere Aus- und Weiterbildung; Vereinfachung der Kosten-
ersatzpflicht; Richter müssen Fixkosten der Anwälte verstehen ler-
nen, besser Kostennote kontrollieren; einheitliche Judikatur, bes-
sere Kenntnis RATG, AHR; nicht die Richter, sondern Kostenbe-
amte sollten die Kostenentscheidung treffen; einheitliche Judikatur
(Mehrfachnennung); Theorie- und Praxistraining (Mehrfachnen-
nung);

k.A. 6 4
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Frage 8: Sollten die einer Prozesspartei durch die Prozessführung
entstehenden Opportunitäts/Alternativkosten (Produktionsausfall,
Anreisekosten, Verdienstentgang etc) von der unterliegenden Par-
tei als zusätzliche Kosten auch getragen werden müssen?

JA NEIN
a) 0% 12 = NEIN 80 % 3 20 %
b) bis 25% 1 6,7% 2 13,3%
c) bis 50% 1 6,7% 6 40 %

d) bis 75% 1 6,7% 2 13,3%
e) bis 100% = JA 2 13,3%

Frage 9: Wie viel % des obsiegten Punktums und der Prozess-
kosten sind (auch) nicht durch Exekutionsführung einbringlich zu
machen?
a) bis 10% 2 13,3%
b) 11% bis 25% 5 33,3%
c) 25% bis 50% 6 40 %

d) 50% bis 75% 1 6,7%
e) 75% bis 100%
f) k.W. 12 80 %

g) k.A. 2 13,3% 2 13,3%
Datum der Ausfüllung des Fragebogens:

Zeitraum vom 12. 3.–30. 4. 2003 (Richter/innen)
Zeitraum vom 24. 3.–4. 6. 2003 (Rechtsanwälte/innen)

bc) Spezielle Ausführungen zu den statistischen
Auswertungen der empirischen Datenerhebungen
bca) Der Richter/innen

Sieht man von fünf „Ausnahmen“ ab (offenbar infolge „kurzer“ Er-
nennung zu „Rechtsmittelrichtern“), so ist auffällig, dass die befrag-
ten Berufungsrichter/innen (insgesamt 9 Richter/innen) zwischen
501 und 1000 bzw und mehr als 1000 Urteile bearbeitet haben.
Sie verfügen daher – nach Meinung der Autoren – über eine dies-
bezügliche „breite“ jahrelange bzw sogar jahrzehntelange Berufs-
erfahrung als „Rechtsmittelrichter“.

Zu II.I.)

Signifikant sind die Beantwortung(en) in II.I.) der Frage 2 des Fra-
gebogens.
Die Analyse hinsichtlich der gesetzmäßigen Ausführungen zu den
einzelnen Berufungsgründen ergibt, dass die meisten Nennungen
im (Klassifikations- bzw Klassen)Bereich 51% bzw 75% liegen (vgl
Frage 2.1.; 2.2.; 2.3.) oder im Bereich bis 50% (4 Nennungen),
dies bedeutet aber zB, dass nach (Rechts)Auffassung der befragten
Rechtsmittelrichter/innen zumindest 25% bis 50% der von „den“
Anwälten ausführten Berufungen nicht gesetzesgemäß zum Beru-
fungsgrund der „unrichtigen rechtlichen Beurteilung“ (vgl Frage
2.1.) im Beobachtungszeitraum ausgeführt wurden.
Auch die empirische Auswertung der „richterlichen Beurteilung“
der Frage 2.2. ergibt zum Berufungsgrund der „unrichtigen Tatsa-
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chenfeststellung infolge unrichtiger Beweiswürdigung“, dass auch
„der Schwerpunkt“ der Nennungen bzw der Beurteilungen im
Bereich 51% bis 75% (rechtsrichtige bzw gesetzesgemäße Aus-
führung) liegt. Drei der befragten Richter/innen sind „sogar“ von
einer 75%igen Ausführungsfehlerquote ausgegangen.

Auch die Beurteilung und die Bewertung der Frage 2.3. (zum Be-
rufungsgrund der „Mangelhaftigkeit des Verfahrens“) ergibt das
der Modus im Bereich 51% bis 75% von rechtsrichtig ausgeführten
Berufungen liegt. Das bedeutet aber, dass zumindest 25% bis 50%
der ausgeführten Berufungen diesen Anforderungen nach Auffas-
sung der 11 Berufungsrichter – mit einer Ausnahme, die den Klas-
sebereich 76–100% zuzuordnen ist – nicht entsprochen haben
und daher nicht fachgerecht ausgeführt worden sind.

Auffallend ist, dass offensichtlich die anwaltlichen Ausführungen in
den Berufungsschriften zur „Nichtigkeit“ von 8 der befragten Rich-
ter/innen hinsichtlich der Gesetzesmäßigkeit mit „bis 10%“ beur-
teilt worden sind, sodass von einer 90%igen (Ausführungs)Fehler-
quote auszugehen ist. 2 der befragten Richter/innen haben den
Rechtsanwälten/innen aber die Befähigung zuerkannt, mit einer
„Genauigkeit“ von 76–100% rechtsrichtige Berufungen auszufüh-
ren. Es ist daher auch festzuhalten, dass auch 2 der befragten Rich-
ter/innen von einer „fast“ 100%igen ordnungsgemäßen Ausfüh-
rung der Rechtsmittelschriften ausgehen.

Die Frage 3.1., nämlich „Wie viele Berufungen von Berufungswer-
bern eklatant mangelhaft ausgeführt wurden“ ist im Klassifikations-
bereich von 0% bis 10% von ca der Hälfte der befragten Richter/
innen (8) beurteilt worden.

Immerhin haben 6 der befragten Richter hier eine Fehlerquote von
11% bis 25% ausgeworfen; einer sogar von 51% – 75%.

Zur Frage 3.2., nämlich „In wieviel Prozent der Fälle diese eklatan-
ten Ausführungsmängel der Berufung letztendlich für den Prozeß-
verlust der Berufungswerber entscheidend waren“, ist festzuhalten,
dass 3 Richter/innen die Befragung mit keiner Wahrnehmung
(k.W.) beantwortet haben und 1 Richter keine Antwort (k.A.) gab,
dh die Beantwortung aus welchen Gründen auch immer verweigert
hat. Immerhin haben 4 Richter/innen den (Klassifikations)Bereich
von 11% bis 25% angekreuzt, 7 Richter/innen den Bereich von
0% bis 10%.

Zur Frage 4.1. „Wie viele Berufungsbeantwortungen gesetzes-
gemäß ausgeführt wurden“ ist festzuhalten, dass offensichtlich –
nach Ansicht der Autoren – wegen der geringen zivilprozessualen
Anforderungen eine höhere Gesetzmäßigkeit von seiten der Beru-
fungsrichter/innen zuerkannt wird (7 Nennungen im Bereich
51% – 75%; 2 Nennungen im Bereich 76%-100%).

Unrichtige Feststellungen wurden nach „Auffassung“ der Richter-
schaft im Beobachtungszeitraum nur in sehr geringen Fällen mit
Berufungsbeantwortungen bekämpft. Worauf dies zurückzuführen
ist, lässt sich aus den empirischen Datenerhebungen nicht erse-
hen.

Denkmöglich wäre, dass diese nach der ständigen Rechtspre-
chung der Rechtsmittelgerichte nicht notwendig ist, oder dass even-
tuell Ausbildungs- und/oder zivilprozessuale Kenntnisdefizite fest-
stellbar sind.

Zur Frage 5. „In wieviel Prozent der Fälle waren die gesetzesge-
mäß ausgeführten Berufungsbeantwortungen für den Prozessver-
lust des Berufungswerbers entscheidend“, ist aufgefallen, dass
diese Frage im Klassifikationsbereich von 0% bis 10% von
11 Richter/innen beantwortet wurde. Als Erklärung muss darauf
hingewiesen werden, dass durch die österreichische Zivilprozess-
ordnung der Ausführung der Berufung offenbar nach Auffassung
der Autoren viel größere Entscheidungsbedeutung in der Praxis zu-
kommt als der Berufungsbeantwortung.

Das aktuelle Ausbildungssystem der Juristen ist dem überwiegen-
den Teil der befragten Richter/innen (9) nicht bekannt. Prinzipiell
ist die Richterschaft aufgrund der ausgewerteten Datenerhebungen
(zumindest nach den Fragebögen) der Auffassung, dass die
Ausbildung der Konzipienten von der Zeit ausreicht, um prinzipiell
gesetzesgemäße Berufungen erarbeiten zu können. Generell ist
daher festzuhalten, dass die Konzipientenzeit als ausreichend von
den befragten Richtern/innen angesehen wird.

Zur (Wissens)Frage 9. bezüglich der richtigen Ausführung der
Berufungen wird darauf hingewiesen, dass aufgrund ihrer Berufs-
erfahrung „selbstverständlich“ die Berufungsrichter/innen diese
Berufungsgründe genau kennen. Oftmals wurde bezüglich der
„Einteilung der Berufungsgründe“ auf Kodek in Rechberger (Kom-
mentar zur ZPO: Jurisdiktionsnorm und Zivilprozessordnung samt
Einführungsgesetzen/Walter H. Rechberger (Hrg.), Springer-Ver-
lag New York Wien) verwiesen. Für die Ausführung der Rechtsmit-
telschriften (Berufungen) ist daher der die Berufung ausführende
Rechtsanwalt „gut beraten“, diesen Kommentar zur Ausarbeitung
der Berufungsschrift als „Orientierungshilfe“ zu verwenden.

Zu II.II.)

Auffallend ist, dass die Beantwortungen durch die Richter/innen
der Frage 2. nach den tatsächlichen historischen Wiedergaben
der „historisch richtigen“ Tatsachenfeststellungen eine hohe Aufklä-
rungsfähigkeit der erstinstanzlichen Richter dokumentiert.

Auch die Frage 3. bestätigt, dass die Ausbildungszeit von sämtli-
chen befragten Richtern/innen als ausreichend angesehen wird.

Die Nennungen bzw die Beantwortungen der Fragen 4. und 5. be-
stätigen diesen Trend und diese Daten.

Auffallend ist, dass die Frage 8., ob ein leistungsabhängiges Ein-
kommen der Richter erstrebenswert wäre, von der überwiegenden
Zahl der befragten Richter/innen (10) mit „Nein“ beantwortet wor-
den ist; lediglich 5 haben eine Verbesserung durch „finanzielle“
Lenkung als erstrebenswert gesehen, 2 Nennungen liegen im Klas-
sifikationsbereich 26% – 50% „Verbesserungspotenzial“.
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Zu Frage 9. wurde im Regelfall die Beantwortung verweigert (k.A.
10). Ob dies auf die mangelhafte Fragestellung durch die Autoren
zurückzuführen ist, kann von diesen naturgemäß selbst nicht beur-
teilt werden.

Die Effizienz des erstgerichtlichen Rechtsprechung in Zivilverfahren
(vom ökonomischen Aspekt betrachtet) wird doch von dem über-
wiegenden Teil der Richterschaft als gegeben angesehen (9 Nen-
nungen im Bereich 51% – 75%). Maßnahmen zur Effizienzsteige-
rung gemäß Frage 11. wurden von 6 Richtern/innen nicht beant-
wortet (k.A.); hinsichtlich der Verbesserungsmöglichkeiten wird
auf die Ausführungen im Fragebogen (Frage 11) verwiesen.

Die Fragen zum Vergleichsdruck wurden von den befragten Rich-
ter/innen unterschiedlich beantwortet. Dass eine schnelle Erledi-
gung durch einen Vergleich der Rechtssache dienlich sein kann, ist
überwiegend bestätigt worden. Auch Frage 14. bestätigt, dass die
Richterschaft „überwiegend“ für „mehr Vergleiche“ bei gerichts-
anhängigen Rechtssachen plädiert.

Die Auswertung der Kontrollfrage 15 ergibt, dass 8 Richter/innen
der Auffassung waren, dass nicht weniger Rechtssachen vergli-
chen werden sollten und 6 keine Antwort gaben (k.A. 6). Die
Gründe (Motive) für diese Antwortverweigerung sind für die Auto-
ren nicht mittelbar.

Aus der Auswertung der Frage 16. ergibt sich, dass Vergleiche –
wenn möglich – am Anfang des Verfahrens stattfinden sollten.

Zu II.III.)

Aussagekräftig sind auch die Datenerhebungen zur Frage der Pro-
zesskostenersatzpflicht, sowie der Verfahrenshilfegewährung

„Hier“ ist bei Frage 1 entweder ein Trend „zur Mitte“ feststellbar
oder dass die Beantwortung verweigert wurde (k.A.). 11 Richter/
innen meinen, dass durch Gerichtsgebühren etc offenbar eine sog
soziale (Gerichts)zugangsschranke in vielen Fällen aufgebaut wird
(bis 50%).

Auch die Beantwortung Frage der 2 (nach der Kostenersatzpflicht)
bestätigt diesen Trend.

Auffallend ist, dass bei der Frage 4. durch die Angabe keine
Wahrnehmungen (k.W. 8) bzw (k.A. 3) oftmals (n (Summe) =11)
die meritorische Beantwortung verweigert worden ist.

Diese „Art“ der Fragebeantwortung zeigt aber die hohe Bereit-
schaft der Befragten zu einer korrekten Beantwortung des Fragebo-
gens. Die Frage, ob zu viel Verfahrenshilfe von den Zivilgerichten
gewährt wurde, wurde überwiegend mit Tendenz „Nein“ beant-
wortet ((n = 7 (nein); n = 5 (bis 25%)).

Auch die „negative“ Auswirkung von Rechtsschutzversicherungen
auf die Prozessneigung (auch bei offenbar „zu Unrecht“ einge-
klagten Forderungen) wird in Frage 5.3. eindeutig bestätigt.
Frage 6. bezüglich Änderung des Prozessverhaltens bei eigener
Kostentragungspflicht ist überwiegend mit Ja (n = 8) beantwortet

worden. Ein Blick in die Prozessführungspraxis der USA würde
auch diese Daten empirisch bestätigen.

Die Qualität der Kostenentscheidung der Erstgerichte wird über-
wiegend mit gut bis sehr gut bis 75% (n = 9); bis 100% (n = 3) ein-
geschätzt.

Eine Ausweitung der Kostentragungspflicht bei Prozessverlust auf
zB Produktionsausfall, Anreisekosten, wird überwiegend verneint
(n = 12). Die Ermittelung dieser Schäden wäre – nach Auffassung
der Autoren – mit einer zusätzlichen Arbeitsbelastung der Gerichte
verbunden, so dass dieser Trend nicht unerwartet ist.

Bei Frage 9. wird größtenteils die meritorische Fragebeantwortung
mit keiner Wahrnehmung (k.W. = 12) bzw keine Antwort (k.A. =
2) „verweigert“.

Summiert betrachtet ergibt sich daher zum „Themenkreis“ Berufun-
gen, dass die Rechtsmittelrichter/innen der Auffassung sind, dass
eine nicht unbeachtliche Anzahl der ausgeführten Berufungen nicht
lege artis von den Rechtsanwälten/innen im Analysezeitraum
1995–2002 ausgeführt worden sind.

bcb) Der Rechtsanwälte/innen

Zu II.I.)

Auffällig ist, dass die Beantwortung der (Wissens)Frage 9 lit. a) bis
d) von (n=6, 8 bzw 9) verweigert worden ist. Aus den narrativen
Interviews hat sich ergeben, dass die Verweigerung der Beantwor-
tung – zumindest teilweise – auf Wissenslücken zurückzuführen
sein könnte.

Die Frage 3.1 „Wie viele Berufungen von Berufungswerbern ekla-
tant mangelhaft ausgeführt wurden“ ist im Klassifikationsbereich
von 0% bis 10% von ca der Hälfte der befragten Rechtsanwälte/
innen (n=8) beurteilt worden. Dies stimmt signifikant mit der Beur-
teilung der Richterschaft überein.

Zur Frage 3.2 „In wieviel Prozent der Fälle diese eklatanten Aus-
führungsmängel der Berufung letztendlich für den Prozeßverlust
der Berufungswerber entscheidend waren“, ist festzuhalten, dass
lediglich 1 Rechtsanwalt keine Antwort (kA) gab. 7 Rechtsan-
wälte/innen haben den (Klassifikations)Bereich von 0% bis 10%
angekreuzt. Auch dieser Wert stimmt mit der Beurteilung der Rich-
terschaft deckungsgleich überein.

Zur Frage 5 „In wieviel Prozent der Fälle waren die gesetzes-
gemäß ausgeführten Berufungsbeantwortungen für den Prozessver-
lust des Berufungswerbers entscheidend“, haben 7 Rechtsanwälte/
innen den Klassifikationsbereich von 0% bis 10% angekreuzt. Die-
ser Wert liegt unter dem von den Richter/innen angegebenen
(n=11).

Das aktuelle Ausbildungssystem der Juristen ist – im Gegensatz zu
den Richtern – laut den Angaben der Rechtsanwälte/innen diesen
überwiegend bekannt (n=9). Auch die Rechtsanwälte/innen sind –
ebenso wie die Richter/innen (n=8) – überwiegend (n=9) der Auf-
fassung, dass die Ausbildung der Konzipienten von der Zeit aus-
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reicht, um ausreichende Kenntnisse für die gesetzesgemäße Aus-
führung von Rechtsmitteln zu vermitteln.

Zu II.II.)

Die Frage 2 „Wieviele dieser von Ihnen im Zeitraum 1995–2002
gelesenen Urteile (in Zivilverfahren) gaben in ihren (entscheidungs-
wesentlichen) Tatsachenfeststellungen den tatsächlichen histori-
schen Sachverhalt der Rechtssache korrekt wieder; dh, dass die
erstgerichtlichen Feststellungen in ihren wesentlichen Feststellungen
richtig waren bzw zumindest durch das Berufungsgericht als rich-
tig übernommen wurden“ wurde von der Mehrzahl (n=8) der
Rechtsanwälte/innen im Klassifkationsbereich 51% –75% ange-
kreuzt. Auch hier scheint eine Korrelation zu den Beurteilungen der
Richterschaft zu bestehen (n=9).

Bei der Frage 8, ob ein leistungsabhängiges Einkommen der Rich-
ter erstrebenswert wäre, hat etwa die Hälfte der Rechtsanwälte/
innen (n=7) – für die Autoren überraschend – mit „Nein“ geant-
wortet. Der Wert liegt nur unwesentlich unter der Zahl der befrag-
ten Richter/innen, die mit „Nein“ geantwortet worden haben
(n=10).

Bei der Frage der nach der Effizienz des erstgerichtlichen Recht-
sprechung in Zivilverfahren (vom ökonomischen Aspekt betrachtet;
Frage 10), haben 12 (n=12) Rechtsanwälte/innen den Wert bis
maximal 50% angekreuzt und damit zum Ausdruck gebracht, dass
diesbezüglich von ihnen eine gewisse Ineffizienz „geortet“ wird.
Diese Beurteilung entspricht nicht der durch die Richterschaft vor-
genommenen Wertung (9 Nennungen im Bereich 51% – 75%).

Die Frage, ob ein starker Vergleichsdruck durch die Richter ausge-
übt wird (Frage 12), wurde von einem Drittel der Befragten (n=5;
Modus) im Bereich 76% bis 100% bewertet. Der von den Richtern
ausgeübte Vergleichsdruck wird daher von den Rechtsanwälten/
innen als stärker beurteilt als dies die Richterschaft selbst tut. Die
Frage, ob eine vergleichsweise Erledigung der Rechtssache für die
Streitteile günstig ist (Frage 13 lit b), wurde im Klassifikationsbe-
reich bis 50% (Modus) von 7 Rechtsanwälten/innen bejaht. Bei
dieser Frage lag der Modus bei der Richterschaft im Klassifikati-
onsbereich 76% bis 100% (n=5).

Zu II.III.)

Bei der Frage 1 liegt der Modus (n=6) im Klassifikationsbereich
26% bis 50%; dieser Modus deckt sich mit dem Modus bei der
Richterschaft; die Anzahl in dieser Klasse ist bei der Richterschaft
jedoch höher (n=11).

Auch die Beantwortung der Frage 2 weist eine hohe Korrelation
zur Sichtweise der Richterschaft auf.

Die „negative“ Auswirkung von Rechtsschutzversicherungen auf
die Prozessneigung (Frage 5.3) bestehen auch nach Auffassung
der Rechtsanwälte/innen (Modus in der Klasse 51% – 75%; n=7).

Die Qualität der Kostenentscheidung der Erstgerichte (Frage 7.1)
wird überwiegend mit bis 75% (n=10); beurteilt; die Beurteilung
deckt sich trendmäßig mit jener der Richterschaft.

Eine Ausweitung der Kostentragungspflicht bei Prozessverlust auf
zB Produktionsausfall, Anreisekosten (Frage 8), wird eher – im Ge-
gensatz zur Richterschaft – positiv beurteilt. (Modus Klasse 26%
bis 50%; n=6).

c) Narrative Interviews

Vorweg möchten sich die Autoren an dieser Stelle nochmals bei
sämtlich befragten Probanden ausdrücklich bedanken.

Hinweis: Wörtliche Zitate der Befragten sind in An- und Ausführungszeichen
(„“) im Text markiert.

ca) Narrative Befragung „der“ Richterschaft

Narrativ befragt wurden durch die Autoren insgesamt 10 Richter/
innen (n = 10).

Hierbei gab es (neben wegen des Rahmen der Abhandlung spren-
genden Umfanges nicht zitierten Aussprüchen) beispielsweise fol-
gende (exemplarisch ausgewählte) Aussagen;

Dass Berufungen oftmals nicht gesetzesgemäß ausgeführt werden,
ergäbe sich dadurch, nach Auffassung eines befragten Richters,
dass die universitäre Ausbildung Mängel aufweise und „in der Uni-
versität auf zivilgerichtliches Verfahren zu wenig Wert“ gelegt
werde.

Nach Angabe dieses Richters werden in den Senaten, in denen
er mitjudiziert Beweisergänzungen im Ausmaß von lediglich ca
3%–5% der Fälle durchgeführt.

Ein befragter Richter gab auch an, dass es „öfters“ (seiner Mei-
nung nach) vorkommt, dass Berufungen nicht gesetzesgemäß aus-
geführt werden. „Wenn dies der Fall sei, versuche der Senat die
Säumnisse des Anwaltes nicht zum Nachteil der Partei durchschla-
gen zu lassen.“

Es gäbe viele Gründe, dass Berufungen nicht gesetzesgemäß aus-
geführt seien, so zB, dass die Ausführung von Berufungen man-
chen Anwälten „eine Nummer zu groß“ sei; teilweise werden „Be-
rufungen am letzten Tag gemacht“ und teilweise seien die Rechts-
anwälte offenbar fachlich überfordert.

Ein anderer Richter gab an, dass er in seiner fünfjährigen Tätigkeit
als Rechtsmittelrichter erst ein einziges Mal eine Beweiswiederho-
lung erlebt hätte.

In etwa 20% bis 25% der Fälle wird bei falscher Beweiswürdigung
„gehoben.“

Ein anderer Richter gab an, dass „man froh sein könne, dass nicht
alle Rechtsmittel ordentlich ausgeführt werden, denn dann hätte
man viel zu tun.“

Durch die narrative Befragung der Rechtsmittelrichter ergab sich,
dass vom Instrument der Beweisergänzung bzw Beweiswieder-
holung im berufungsinstanzlichen Verfahren nur im sehr gerin-
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gen Ausmaß (Angaben um 1% bis max 5%) Gebrauch gemacht
wird.

Lediglich ein Richter gab an, dass in seinem Senat ca einmal
monatlich Beweisergänzungen bzw Beweiswiederholungen durch-
geführt werden. Es komme „ca. einmal im Jahr vor“, dass „der“
(unterschriftsreife) vorbereitete Urteils- bzw Beschlussentwurf des
Berichterstatters in der abschließenden Sitzung aufgrund des Vor-
trages eines Anwaltes in der mündlichen Berufungsverhandlung
„noch“ abgeändert wird.

Ergebnis der narrativen Befragungen

Es ergibt sich durch die narrative Befragung der Richter/innen,
dass nach (aggregierter) Auffassung der Rechtsmittelrichter die
anwaltliche Ausbildung bzw Ausführungen von Rechtsmitteln (Beru-
fungen) verbessert werden könnte und es „immer wieder“ vor-
kommt, dass Rechtsmittel nicht lege artis ausgeführt werden.

cb) Narrative Befragung „der“ Rechtsanwaltschaft

Narrativ befragt wurden durch die Autoren insgesamt 10 Rechts-
anwälte/innen (n = 10).

Um den Umfang der Abhandlung nicht weiter explodieren zu
lassen, wird auf die wörtliche Wiedergabe von Zitaten verzichtet.
Zusammengefasst ergibt sich, dass einige der Kollegen und Kolle-
ginnen angaben, dass die Beantwortung der Wissensfrage II.I.
Frage 9 für sie „schwer“ sei. Insbesondere Kollegen, die vor allem
auf „Strafrecht“ spezialisiert sind, gaben gewisse Wissensdefizite
zu.

d) Die Aktenanalyse

Analysiert wurden 50 (seinerzeit) in Österreich gerichtsanhängige
Prozesse.

Die 50 ausgeführten Berufungen, die unterschiedliche Streitwerte
(Bemessungsgrundlagen) im Bereich von E 1.984,56 sA
(ATS 27.308,14) bis E 2.085.710,34 (ATS 28.700.000,–) auf-
weisen, wurden zur Gänze von den Autoren analysiert, dh jeder
geltend gemachte Berufungsgrund wurde unter Bedachtnahme auf
die Aktenlage dahin gehend überprüft, ob er gesetzesgemäß unter
Berücksichtigung der ständigen bzw überwiegenden Rechtspre-
chung ausgeführt wurde oder nicht.

Das empirische Ergebnis der Aktenanalyse ergab folgendes (Zwi-
schen)ergebnis.

Bei einigen Fällen (n = 3) konnten eklatante Ausführungsmängel
festgestellt werden. So wurde zB die Rechtsmittelbeschränkungen
auf den Berufungsgrund der unrichtigen rechtlichen Beurteilung
oder der Nichtigkeit gemäß § 501 ZPO in der Berufungsschrift
„unberücksichtig“ gelassen oder die „Rechtsrüge“ nur zu „partial“
(siehe Textbeispiel unten) ausgeführt.

Festgestellt werden konnte auch, dass in der Praxis offenbare
„Abgrenzungsschwierigkeiten“ bei der Ausführung der einzelnen

Berufungsgründe, die im Gesetz nicht taxativ aufgezählt sind, fest-
stellbar sind.

Bei (n = 7) Fällen wurde in der Berufung beim Berufungsgrund der
„unrichtigen rechtlichen Beurteilung“ vom Berufungswerber (zumin-
dest teilweise) nicht von den erstgerichtlichen Tatsachenfeststellun-
gen ausgegangen, sondern „theoretische“ Rechtsüberlegungen
bzw Ausführungen getätigt, die sich von den im Urteil (in der „Be-
gründung“) festgestellten erstgerichtlichen Tatsachenfeststellungen
entfernt hatten.

Beim Berufungsgrund der „unrichtigen Tatsachenfeststellung(en) in-
folge unrichtiger Beweiswürdigung“ war in (n = 11) Fällen nicht
(eindeutig) erkennbar, „welche“ erstgerichtliche Tatsachenfeststel-
lungen bekämpft und welche Feststellungen (n = 14) begehrt wer-
den.

Oftmals wurde auch „nur“ vom Berufungswerber eine andere
denkmögliche Beweiswürdigung in der Berufungsschrift aufgezeigt
(n = 18) und nicht dargelegt, „weshalb“ erhebliche Bedenken ge-
gen die erstgerichtliche Beweiswürdigung bestehen (sollten).

Die Bewertung und die nachfolgende Klassifikation (gesetzes-
gemäß/nicht gesetzesgemäß) in Fällen, bei denen „nur“ eine
denkmögliche „andere“ Beweiswürdigung dargelegt wurde und
daher dieser Berufungsgrund eigentlich nicht gesetzesgemäß aus-
geführt wurde, war bzw ist nicht „immer“ leicht zu beurteilen. Auf
die Schwierigkeit der diesbezüglichen Auslegung und damit ver-
bundenen empirischen bzw statistischen Erhebung wird daher
nochmals ausdrücklich an dieser Stelle hingewiesen.

Bei den Ausführungen zur „Mangelhaftigkeit des Verfahrens“ ist
festzuhalten, dass Ausführungsfehler (n = 16) feststellbar waren,
das zB „mehrfach“ die Beweiswürdigung unter diesem Berufungs-
grund bekämpft wurde.

Auch die Begutachtung der Ausführungen in den berufungsinstanz-
lichen Urteilen bzw Beschlüssen (n = 50) ergab, dass in (n = 10)
der analysierten Urteile „Hinweise“ bzw Ausführungen des erken-
nenden Senates zu finden bzw enthalten sind, dass die von dem
bzw den verfahrensbeteiligten Rechtsanwälten/innen ausformulier-
ten Berufungen nicht fach- und/oder sachgerecht, dh nicht lege
artis ausgeführt worden sind.

Es wird exemplarisch an dieser Stelle auf den Beschluss des OLG
Wien vom 7. 4. 2003, 12 R 150/02w, (Streitgegenstand
E 13.081,11 sA) hingewiesen, der unter anderem folgende
Textierung in der Begründung des Beschlusses aufweist (dem ein
Antrag der zu Gänze prozessunterliegenden beklagten Partei –
nach Anwaltswechsel – nach § 508 ZPO zugrunde, das Urteil da-
hingehend abzuändern, dass das OLG Wien seine Entscheidung
23. 1. 2003, die ordentliche Revision nicht zuzulassen, abändert):

„Das Berufungsgericht hat zwar bei gesetzesgemäß ausgeführter Rechtsrüge
die rechtliche Beurteilung allseitig zu prüfen, ist jedoch bei Vorliegen mehre-
rer selbständig zu beurteilender Rechtsfragen an eine Beschränkung der
Berufungsgründe durch den Berufungswerber gebunden (8 Ob 33/99j –
Justiz RS 0043352).“
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Das Berufungsrecht hat daher die im Antrag offenbar „erstmals“
dargelegten Rechtsausführungen nicht mehr berücksichtigt. Aus
der Aktenlage ergab sich (auch nach Auffassung der Autoren) ein
Beratungs- bzw „Berufungsausführungsfehler“. Der Vollständigkeit
wegen ist festzuhalten, dass der die Berufung „seinerzeit“ ausfüh-
rende Rechtsanwalt gegenüber den Autoren seinen Rechtsstand-
punkt darlegte und erklärte, dass sich im Verfahren für die weiter-
gehenden Rechtsausführungen „kein Anhaltspunkt“ ergeben und
er auch keine diesbezüglichen Informationen von seiner Klientin
erhalten hätte, sodass kein Beratungsfehler seiner (Rechts)Meinung
nach vorliege.

Auch aus den Ausführungen in der Entscheidung des Landesgerich-
tes für ZRS Wien als Berufungsgericht, 37 R 102/03d, (Streitge-
genstand E 1.984,56 sA) ist ersichtlich, dass die Berufung gegen
das Urteil des BG Innere Stadt Wien vom 20. 12. 2002, GZ 29
C 712/02-16, nicht lege artis ausgeführt ist (diese Beurteilung
wird auch von den Autoren geteilt):

„Auf die Verfahrensrüge (Punkt 1. der Berufungsschrift) und die Feststellungs-
rüge (Punkt 2. der Berufungsschrift) ist daher – worauf der Beklagte in der
Berufungsbeantwortung zutreffend hinweist – nicht einzugehen.“

Die berufungswerbende Partei bzw der die Berufung ausführende
Rechtsanwalt oder sein(e) Konzipent/in hat die in Österreich
geltende zivilprozessuale „de facto“ (Rechtsmittel)Beschränkung
des § 501 Abs 1 ZPO (wegen geringer Streitwerthöhe) „miss-
achtet“.

Auch bei einem „sehr hohen“ Streitwert hat das OLG Wien als
Berufungsgericht in seiner Entscheidung vom 30. 11. 1995, 15 R
174/95, (Streitgegenstand öS 28.700.000,– sA) über die Beru-
fung des Klägers gegen das klagsabweisende Urteil des Handels-
gerichtes Wien vom 18. 5. 1995, GZ 11 Cg 292/94t-11; unter
anderem auf Seite 7 ausgeführt wie folgt:

„Mangels Bekämpfung der oben vollständig wiedergegebenen erstgerichtli-
chen Feststellungen sind diese vom Berufungsgericht seiner Entscheidung zu-
grunde zu legen. Auf Basis dieser Feststellung erweist sich die Rechtsrüge als
nicht berechtigt.“

Und auf Seite 8:

„Unbekämpft wird auch die Feststellung, daß anläßlich der Eröffnung des
Girokontos durch den Gegner am 30. 11. 1981 die Geltung der ABGB ver-
einbart wurde. Unbekämpft steht auch der Inhalt von Punkt 23. Abs. 52
ABGB fest.“

Aus den Ausführungen in der Berufungsentscheidung ist zu entneh-
men (dies wird auch durch die Aktenprüfung der Autoren bestä-
tigt), dass die Berufung nicht lege artis ausgeführt wurde und ekla-
tante Ausführungsmängel aufweist, da offensichtlich entschei-

dungswesentliche Tatsachenfeststellungen in der Berufung nicht be-
kämpft worden sind, obwohl diese gegen den (Rechts)Standpunkt
bzw das Vorbringen der klagenden Partei gesprochen haben.

Zwischenergebnis der Aktenanalyse

Es ergibt sich daher als Zwischenergebnis – ausdrücklich ist noch-
mals darauf hinzuweisen, dass dieses Ergebnis aufgrund des ge-
ringen Samples eventuell als nicht signifikant gelten kann –, dass
es eine nicht „im Marginalbereich liegende Anzahl“ von Berufun-
gen „gibt“, die nicht fachgerecht (lege artis) ausgeführt sind.

Bei Berufungsbeantwortungen ist dies aus den geprüften Akten
nicht ableitbar. Die Anforderungen sind auch nach der öster-
reichischen ZPO an diese Rechtsmittelschrift als „geringer“ bezüg-
lich der inhaltlichen und zivilprozessualen Anforderungen zu
werten.

Auffällig ist, dass auch bei einem hohen Streitwert der Berufung
diese „manchmal“ nicht fachgerecht ausgeführt sind. Der hohe
Streitwert ist „eher“ als Indiz dahingehend zu werten, dass
diese nicht von Berufsanfängern gemacht wurden, sondern von
ausgebildeten und zugelassenen Anwälten, sodass hier – im
Einzelfall – von einer geringen fachlichen Eignung auszugehen
sein wird.

(Zwischen)Ergebnis sämtlicher Erhebungen

Es ist daher abschließend zusammenfassend festzuhalten, dass
offensichtlich bei einigen Rechtsanwälten/innen in Bezug auf die
gesetzesgemäße Ausführung von Berufungen im Zivilverfahren
Ausbildungs- bzw Wissensdefizite oder zumindest „Schlampig-
keitsfehler“ festzustellen sind.

Materiellrechtliche Schäden konnten wegen der Abgrenzung der
Forschungsarbeit nicht eindeutig (quantifizierbar) nachgewiesen
werden. Die Quantifizierung muss daher weitergehenden For-
schungen vorbehalten bleiben. Indizien, dass diese „Eintreten“
können, liegen nach Auffassung der Autoren aber vor.

Die (Zwischen)Ergebnisse der Studie belegen aber und sind ein
Indiz dafür, dass es zu materiellrechtlichen „Zerstörung“ von recht-
mäßig zustehenden Rechten (Forderungen, Schadenersatzansprü-
che etc) durch nicht lege artis ausgearbeitete Berufungen (Rechts-
mittel) kommen kann und auch kommt.

Hinzuweisen ist abschließend darauf, dass die Mehrzahl der be-
fragten Rechtsanwälte/innen nicht in den Genuss der Anwaltsaka-
demie gekommen ist, da dieses Ausbildungsprogramm „erst“ nach
der Konzipentenzeit der meisten der befragten Rechtsanwälte/in-
nen „installiert“ wurde. Das der Besuch von Spezialseminaren zur
Verbesserung des Kenntnisstandes des Anwaltsstandes beiträgt,
liegt – auch ohne empirisches Ergebnis – „klar auf der Hand“.
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Zession hypothekarisch
gesicherter Forderungen 
Zugleich ein Beitrag zum gutgläubigen
Erwerb von Forderungen

Die rechtsgeschäftliche Zession hypothekarisch gesi-
cherter Forderungen wirft viele schwierige Fragen
auf: Welche sind die Voraussetzungen einer wirksa-
men Abtretung einer Forderung, wenn das Siche-
rungsrecht mitübertragen werden soll? Auf welche

Weise geht die Hypothek (Festbetragshypothek, Höchstbetragshypothek)
auf den Zessionar über? Die Autorin setzt sich nicht nur mit den bestehen-
den Meinungen auseinander, sondern entwickelt eigene neue Standpunkte.
Dabei untersucht sie folgende Themenbereiche eingehender: 
• Grundlegendes zum Erwerb von Sachen und Rechten • Funktion des
Grundbuchs mit praktischen Fragen zur Grundbuchsführung • Rechts-
scheinhaftung gem § 1443 ABGB • gutgläubiger Forderungserwerb.
Ein Werk mit neuen wissenschaftlich fundierten Lösungsvorschlägen! Ein
mehrfach preisgekröntes Werk!
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Einkommensteuergesetz

Lückenlose Darstellung der Rechtsentwicklung
des EStG 1988 für alle Veranlagungsjahre

Das Loseblattwerk ist derzeit der einzige Kommen-
tar, der die Rechtsentwicklung des EStG 1988
lückenlos für alle Veranlagungsjahre enthält. Die
Autoren haben sämtliche Fassungen des EStG 1988
inklusive seiner Durchführungsverordnungen einge-
hend dargestellt.
Die Anmerkungen zum Gesetzestext integrieren
sowohl die neuesten Durchführungsrichtlinien (Ein-

kommensteuerrichtlinien 2000, Stiftungsrichtlinien 2001, Vereinsrichtlinien
2001, Lohnsteuerrichtlinien 2002) als auch die weiter in Geltung befindli-
chen Erlässe und Verfügungen und berücksichtigen alle wesentlichsten Aus-
sagen von Rechtsmittelentscheidungen, Rechtsprechung und Wissenschaft.
Mit zahlreichen instruktiven und anwendungsbezogenen Beispielen. Die 3.
Grundlieferung umfasst die §§ 1–5, 7–15, 17–19, 21–23, 36, 39–46 sowie
die hierzu ergangenen Verordnungen.

Loseblattausgabe im Ordner mit 3 Grundlieferungen. Zur Fortsetzung bis auf Widerruf!
EUR 238,20 ISBN 3-214-03307-7 Weitere Grundlieferungen folgen.
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LStA Hon.-Prof. Dr. Fritz Zeder, Wien*)

Der Europäische Haftbefehl:
das Ende der Auslieferung in der EU?**)

I. Einleitung

Ab 1. 1. 2004 soll es zwischen den Mitgliedstaaten (MS) der EU
keine förmliche Auslieferung mehr geben. Stattdessen soll ein
„Europäischer Haftbefehl“ (EHB) vollstreckt werden. Dies sieht der
„Rahmenbeschluss vom 13. 6. 2002 über den Europäischen Haft-
befehl und die Übergabeverfahren zwischen den Mitgliedstaa-
ten“1) (RB-EHB) vor.

Durch die Verwendung neuer Begriffe wird der Bruch mit der Tra-
dition unterstrichen: Von „Auslieferung“ ist nicht mehr die Rede, es
geht um „Übergabe“; die beteiligten Staaten sind nicht mehr der
„ersuchende“ und der „ersuchte“, sondern der „Ausstellungsstaat“
und der „Vollstreckungsstaat“; es wird nicht mehr einem „Ersuchen
entsprochen“ oder die Auslieferung „bewilligt“, sondern es wird
der EHB „vollstreckt“.

Grundgedanke ist nicht mehr das Ersuchen eines Staates an einen
anderen auf Basis des Völkerrechts, sondern die Anerkennung und
Durchführung einer in einem anderen Staat ergangenen gerichtli-
chen Entscheidung. Der RB-EHB ist daher die erste Umsetzung des
Grundsatzes der „gegenseitigen Anerkennung“, der vom Europäi-
schen Rat am 15./16. 10. 1999 in Tampere – der ersten und bis-
her einzigen Tagung des Europäischen Rates, die sich ausschließ-
lich mit dem „Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts“
befasst hat – zum Eckstein der zukünftigen justiziellen Zusammen-
arbeit erklärt wurde und als solcher auch in der neuen Verfassung
der EU verankert werden soll.

Praktisches Ziel ist eine Vereinfachung und damit Beschleunigung
der Verfahren. Gegenüber dem Status Quo des Auslieferungs-
rechts soll dies einerseits durch eine Straffung des Verfahrens er-
reicht werden, andererseits durch weniger strikte Umschreibung
der materiellen Voraussetzungen (insbesondere durch Zurückdrän-
gung oder Streichung von Ablehnungsgründen).

Im Folgenden sollen diese Änderungen gegenüber dem geltenden
Auslieferungsrecht dargestellt und kritisch bewertet werden (unten
IV. und V.). Zunächst soll aber kurz auf die Rechtsquellen und die
Grundstruktur des geltenden Auslieferungsrechts (II.) sowie auf die
Entstehungsgeschichte und die Rechtsqualität des Rechtsaktes, mit
dem der EHB eingeführt wird (III.), eingegangen werden.

II. Rechtsquellen und Grundstruktur
des Auslieferungsrechts

Auslieferung ist die zwischen den Regierungen souveräner Staaten
vereinbarte Überantwortung einer Person in die Verfügungsgewalt

des darum ersuchenden Staates zum Zweck der Strafverfolgung
oder -vollstreckung2). Bei der Auslieferung steht als Rechtsquelle
daher das Völkerrecht im Vordergrund, ob es sich nun um die
Anwendung bloß des Grundsatzes der Gegenseitigkeit oder um
bilaterale Verträge oder multilaterale Übereinkommen handelt; die
Bestimmungen sind grundsätzlich unmittelbar anwendbar, bedür-
fen also keiner speziellen Transformation in innerstaatliches Recht.
Daneben kennen die meisten Staaten innerstaatliches Ausliefe-
rungsrecht, das meist subsidiär zum Völkerrecht angewendet wird
(so in Österreich das ARHG).
In Europa bildet das im Rahmen des Europarats ausgearbeitete
Europäische Auslieferungsübereinkommen vom 13. 12. 19573)
(ER-AÜ) die Grundlage jeder Auslieferung; es wurde von allen 15
EU-MS und allen zehn demnächst beitretenden Staaten ratifiziert4).
Die beiden Zusatzprotokolle (ZP) sind zwar von allen zehn Beitritts-
kandidaten, aber nicht von allen EU-MS ratifiziert worden: Das (1.)
ZP vom 15. 10. 19755) wurde erst von sieben6), das 2. ZP vom
17. 3. 19787) von elf EU-MS8) ratifiziert. Zahlreiche Staaten haben
zu verschiedenen Bestimmungen Vorbehalte erklärt.
Ergänzend zu diesen Rechtsakten des Europarates haben viele
Staaten bilaterale Übereinkommen, einzelne in kleinerem Kreis
weitere multilaterale abgeschlossen.
In den letzten Jahren ist die führende Rolle bei der Entwicklung des
Auslieferungsrechts vom Europarat auf die EU übergegangen, die –
aufbauend auf dem ER-AÜ – einen weiter gehenden Rechtsbestand

*) Fritz Zeder, Dr. iur. (Wien), D.E.A. Strafrecht (Paris), ist Abteilungs-
leiter in der Straflegislativsektion im Bundesministerium für Justiz und
Honorarprofessor für Strafrecht und Strafprozessrecht an der Universi-
tät Wien. Kontakt: fritz.zeder@bmj.gv.at oder fritz.zeder@univie.ac.at.

**) Die Arbeit verwendet Ergebnisse des Seminars „Europastrafrecht“, das
der Autor gemeinsam mit Univ.-Prof. Dr. Helmut Fuchs im Sommer-
semester 2002 zum Thema „Terrorismusbekämpfung und Europäischer
Haftbefehl“ an der Universität Wien veranstaltet hat. – Hier geäußerte
Ansichten sind solche des Autors und müssen mit jenen des Bundes-
ministeriums für Justiz nicht übereinstimmen.

1) 2002/584/JI, ABl 2002 L 190, 1.
2) Linke, Grundriss des Auslieferungsrechts (1983) 15.
3) ETS 24, BGBl 1969/320; dazu Burgstaller, Das europäische Ausliefe-

rungsübereinkommen und seine Anwendung in Österreich (1970).
4) Der Ratifikationsstand aller Europaratsübereinkommen ist unter http://

conventions.coe.int ersichtlich.
5) ETS 86.
6) Belgien, Dänemark, Luxemburg, Niederlande, Portugal, Schweden und

Spanien.
7) ETS 98, BGBl 1983/297.
8) Österreich, Belgien, Dänemark, Finnland, Deutschland, Italien, Nieder-

lande, Portugal, Schweden, Spanien und Vereinigtes Königreich.
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entwickelt hat. Zunächst wurden im Abkommen über die Vereinfa-
chung und Modernisierung der Verfahren zur Übermittlung von
Auslieferungsersuchen vom 26. 5. 19899) (ratifiziert von neun
MS10)) und im Schengener Durchführungsübereinkommen11) (SDÜ),
namentlich in den Art 59 bis 6612), Einzelfragen behandelt; von
großer praktischer Bedeutung ist die Ausschreibung im Schenge-
ner Informationssystem (SIS, Art 95 SDÜ). Weiter reichende Ände-
rungen (auf die später noch einzugehen sein wird) enthalten das
Übereinkommen über das vereinfachte Auslieferungsverfahren
vom 10. 3. 199513) (EU-AVerfÜ) und das Übereinkommen über
die Auslieferung vom 27. 9. 199614) (EU-AÜ), die bisher je von 13
MS ratifiziert wurden15) und von einer größeren Zahl von MS auch
bereits angewendet werden. Außer den Bestimmungen des
SDÜ16) ist keiner der genannten EU-Rechtsakte in allen 15 MS wirk-
sam.

Neben den dargestellten Rechtsakten des Europarats und der EU
enthalten darüber hinaus zahlreiche zwischenstaatliche Rechtsakte
deliktsspezifische Sonderbestimmungen zur Auslieferung17).

Schließlich darf nicht übersehen werden, dass die EMRK (und ein-
zelne ihrer Zusatzprotokolle) und ihre Anwendung durch den
EGMR18) erhebliche Auswirkungen auf das Auslieferungsrecht ha-
ben: Es ist daher eine Tendenz dahin festzustellen, dass aus dem
zweiseitigen Rechtsverhältnis zwischen zwei Staaten ein dreiseiti-
ges wird, bei dem der Auszuliefernde Anspruch auf Wahrung sei-
ner Rechte hat19).

Festzuhalten ist aber auch, dass die verschiedenen Rechtsschich-
ten, die geografisch unterschiedliche Anwendbarkeit, zahlreiche
Vorbehalte und Verzögerungen bei der Ratifizierung zu einer sol-
chen Unübersichtlichkeit geführt haben, dass selbst Spezialisten
nicht ohne weiteres auf Anhieb sagen können, welche Rechtsnor-
men in einem konkreten Auslieferungsfall nun anwendbar sind.
Eine Kodifikation unter gleichzeitiger inhaltlicher Durchforstung
schien daher dringend notwendig.

III. Entstehungsgeschichte und Rechtswirkungen
des Rahmenbeschlusses über den

Europäischen Haftbefehl

Angesichts der soeben dargestellten Unübersichtlichkeit des euro-
päischen Auslieferungsrechts und der dadurch in der Praxis auftre-
tenden Probleme20) überrascht es wenig, dass Forderungen nach
drastischen Vereinfachungen laut wurden. Die im Jahr 2000 er-
schienene Neuauflage einer mit dem hochtrabenden Titel „Corpus
Juris“ versehenen Studie europäischer Strafrechtslehrer21) sieht – in
ihrem Anwendungsbereich, also ausschließlich für Straftaten zum
Nachteil des Gemeinschaftshaushalts – unter anderem einen Euro-
päischen Haftbefehl vor. Inspiration ist wohl auch den Statuten des
Ruanda-, des Jugoslawien- und des Internationalen Strafgerichtsho-
fes zuzuschreiben, die eine Überstellung ohne förmliches Ausliefe-
rungsverfahren vorsehen.

Auf politischer Ebene forderte 1999 der Europäische Rat von Tam-
pere die Kommission auf, Vorschläge einerseits zur Abschaffung
des förmlichen Auslieferungsverfahrens bei Personen, die nach
rechtskräftiger Verurteilung geflüchtet sind, und andererseits zu ei-
nem Eilverfahren vorzulegen, jeweils unter Berücksichtigung der
Grundrechte und der Rechtsstaatlichkeit22). Die Strategie der EU
zur Prävention und Bekämpfung der organisierten Kriminalität
(„Milleniums-Strategie“)23) fordert in Empfehlung 28 zu prüfen, ob
„langfristig ein einheitlicher europäischer Rechtsraum für Ausliefe-
rungen geschaffen werden kann“; es solle auch die Frage der Aus-
lieferung bei Verfahren in Abwesenheit des Angeklagten unter un-
eingeschränkter Einhaltung der Grundrechte geprüft werden.

Das Europäische Parlament forderte (unter dem Eindruck der Wie-
deraufnahme von Anschlägen durch die ETA in Spanien) den Rat
in einer am 5. 9. 2001 verabschiedeten Empfehlung zur Rolle der

9) BGBl III 1999/136.
10) Der Ratifikationsstand der im Rahmen der EU abgeschlossenen Über-

einkommen ist unter http://ue.eu.int/accords ersichtlich.
11) ABl 2000 L 239, 19; BGBl III 1997/90.
12) Näher Haas, Die Schengener Abkommen und ihre strafprozessualen

Implikationen (2001), 106ff.
13) ABl 1995 C 78, 1; Erläuternder Bericht ABl 1996 C 375, 4; BGBl

III 2000/169.
14) ABl 1996 C 313, 11; Erläuternder Bericht ABl 1997 C 191, 13; BGBl

III 2001/143. Zu beiden Übereinkommen Schwaighofer, Neue Ent-
wicklungen im Auslieferungs- und Rechtshilferecht, ÖJZ 1997, 17.

15) Ausständig ist bei beiden Übereinkommen die Ratifikation durch Frank-
reich und Italien.

16) Mit Beschluss des Rates vom 20. 5. 1999 (1999/435/EWG, ABl
1999 L 176, 1) wurde das SDÜ – insbesondere dessen Art 59 und 61
bis 66 sowie 95 – als Teil des Schengen-Besitzstandes bestimmt, der
nach Art 1 und 2 des Protokolls zur Einbeziehung des Schengen-Besitz-
standes in den Rahmen der EU (das in den Schlussakten des Vertrags
von Amsterdam enthalten ist) für 13 Mitgliedstaaten anwendbar ist
(Art 60 wurde als obsolet nicht übernommen). Auf die beiden übrigen
Mitgliedstaaten, das Vereinigte Königreich und Irland, wurden die er-
wähnten Bestimmungen des SDÜ durch Beschlüsse des Rates vom
28. 5. 2000 (2000/365/EG, ABl 2000 L 131) bzw 28. 2. 2002
(2002/192/EG, ABl 2002 L 64, 20) für anwendbar erklärt.

17) ZB Art 5 (EU-)Übereinkommen vom 26. 7. 1995 über den Schutz der fi-
nanziellen Interessen der Gemeinschaften, ABl C 316, 48; Art 6 UN-
Übereinkommen gegen den unerlaubten Verkehr mit Suchtgiften und
psychotropen Stoffen, BGBl III 1997, 154.

18) ZB die Urteile des EGMR Soering (7. 7. 1989, NJW 1990, 2183 mit
Anm Lagodny) und Krombach (13. 2. 2001, NJW 2001, 2387 mit
Anm Gundel 2380).

19) Näher J. Vogel, Abschaffung der Auslieferung? JZ 2001, 937 (938,
939, 941).

20) Vgl zB die von Nehm, Extremistische Straftaten und grenzüberschrei-
tende Strafverfolgung, DRZ 1996, 41 (43ff), und Schübel, Wie gut
funktioniert die Strafverfolgung innerhalb Europas? NStZ 1997, 105,
geschilderten Fallbeispiele.

21) Delmas-Marty/Vervaele (Hrsg), The Implementation of the Corpus Juris
in the Member States, Vol. I, Intersentia 2000.

22) Z 35 der Schlussfolgerungen des Vorsitzes, abrufbar unter http://
ue.eu.int/de/Info/eurocouncil.

23) ABl 2000 C 124, 1.



378 AnwBl 2003/7–8

Abhandlungen

Union beim Kampf gegen den Terrorismus24) ua auf, förmliche Aus-
lieferungsverfahren abzuschaffen und einen „Europäischen Fahn-
dungs- und Haftbefehl“ zur Bekämpfung des Terrorismus, des Men-
schenhandels, der Verbrechen an Kindern, des illegalen Handels
mit Drogen und Waffen, der Korruption und des Betrugs einzufüh-
ren.
Zum selben Zeitpunkt, Anfang September 2001, hatte die Kom-
mission einen Vorschlag zu einem Rahmenbeschluss über einen
Europäischen Haftbefehl fertig gestellt und plante dessen Vorlage
noch im September 200125). Nach den Erfahrungen konnte damit
gerechnet werden, dass zwei bis drei Jahre schwierige Verhand-
lungen (mit durchaus ungewissem Ausgang) über den Vorschlag
bevorstünden.
Als Reaktion auf die Terroranschläge in den USA am 11. Septem-
ber legte die Kommission ihren Vorschlag26) am 19. 9.27) vor. Die-
ser wurde vom Rat (Justiz und Inneres) auf seiner (wegen der Ter-
roranschläge einberufenen) Sondertagung am 20. 9. begrüßt28);
der Europäische Rat wies auf seiner Sondertagung am 21. 9. den
Rat an, über den Vorschlag der Kommission so rasch wie möglich,
spätestens aber bis zu seiner Tagung am 6./7. 12. 2001 Einigung
zu erzielen29).
Abweichend vom üblichen Procedere, Gesetzesvorschläge zu-
nächst einer Arbeitsgruppe zuzuweisen, wo sachkundige Experten
aus den Justizministerien der MS die Verhandlungen führen, wurde
der Vorschlag der Kommission unter größtem Zeitdruck in dem
nach Art 36 EUV eingesetzten Koordinierungsausschuss (dem
„Art 36-Ausschuss“) behandelt. Parallel befasste sich auch das Par-
lament mit dem Vorschlag und verabschiedete am 29. 11. seine
(zahlreichen) Änderungsvorschläge30); nur zwei Abgeordnete im
(führend zuständigen) Ausschuss für die Freiheiten und Rechte der
Bürger, Justiz und innere Angelegenheiten31) protestierten gegen
das überstürzte Verfahren, das eine eingehende Prüfung des Vor-
schlags und eine qualifizierte Beurteilung seiner weit reichenden
Folgen für die Strafprozessordnung nicht ermögliche.
Tatsächlich lag dem Rat (Justiz und Inneres) am 6./7. 12. 2001
ein beschlussfähiger Entwurf zu dem Rahmenbeschluss vor32); die
politische Einigung scheiterte aber am Widerstand der italieni-
schen Regierung, die einen Verzicht auf die beiderseitige Strafbar-
keit nur bei schwersten Straftaten (nämlich den ersten sechs der in
der Liste aufgezählten), nicht aber bei anderen, teils der Wirt-
schaftskriminalität zuzuzählenden Straftaten akzeptieren wollte.
Die italienische Regierung konnte aber dem politischen Druck nicht
lange standhalten und zog sich bereits im Vorfeld der Tagung des
Europäischen Rates in Laeken am 14. 12. 2001 auf eine anläss-
lich der Verabschiedung des Rahmenbeschlusses abzugebende Er-
klärung33) zurück, in der sie auf die internen Rechtsverfahren ver-
weist, die erforderlich sind, um „den Rahmenbeschluss mit den
obersten Verfassungsprinzipien hinsichtlich der Grundrechte in Ein-
klang zu bringen und das italienische Justiz- und Rechtswesen an
die europäischen Modelle anzunähern“. Die Erklärung lässt erwar-

ten, dass die Regierung Berlusconi die Umsetzung des Rahmenbe-
schlusses nicht gerade mit höchster Priorität betreiben wird.
Nach nochmaliger Befassung des Europäischen Parlaments, das
mit Entschließung vom 6.2. den vom Rat akkordierten Text nunmehr
ohne Änderungsvorschläge billigte34), und nach der in manchen
MS notwendigen Befassung der nationalen Parlamente konnte der
Rahmenbeschluss vom Rat (Justiz und Inneres) am 13. 6. 2002 for-
mell angenommen werden. Bereits zuvor hatten sich mehrere MS
(Deutschland, Frankreich, Spanien, Portugal, Belgien, Luxemburg
und das Vereinigte Königreich) durch die politische Absichtserklä-
rung hervorgetan, den Europäischen Haftbefehl schon im Lauf des
Jahres 2003 einzuführen und anzuwenden, also vor der im Rah-
menbeschluss vorgesehenen Umsetzungsfrist (1. 1. 2004).
Die Wahl der Rechtsform Rahmenbeschluss35) bedeutet, dass jeder
MS Umsetzungsgesetzgebung beschließen muss: Der Rahmenbe-
schluss ist (ähnlich einer Richtlinie) für die MS hinsichtlich des zu er-
reichenden Ziels verbindlich, überlässt diesen jedoch die Wahl
der Form und der Mittel; seine unmittelbare Wirksamkeit ist aus-
drücklich ausgeschlossen (Art 34 Abs 2 lit b EUV).
Zur Kontrolle der Umsetzung eines Rahmenbeschlusses durch die
MS ist grundsätzlich der EuGH berufen (Art 35 Abs 7 EUV). Aller-
dings können ihn – anders als bei der Richtlinie – nur andere MS
anrufen, während eine Klage der Kommission nicht vorgesehen ist.
Eine effiziente Umsetzungskontrolle gibt es daher nicht.

IV. Verfahrensvereinfachungen

1. Direkte Übermittlung und Ausschreibung im SIS

a) Die traditionelle Form der Übermittlung eines Auslieferungsersu-
chens ist der diplomatische Weg (Art 12 ER-AÜ), also über die
Außenministerien und Botschafter. Das 2. ZP zum ER-AÜ sieht

24) A5–0273/2001, ABl 2002 C 72E, 135.
25) Bericht in Der Standard, 1./2. 9. 2001.
26) KOM (2001) 522, ABl 2001 C 332E, 305.
27) Nach Bogensberger, Umdenken im Strafrecht. Terrorismus und Euro-

päischer Haftbefehl, juridicum 2002, 92 (93), etwa eine Woche früher
als ursprünglich geplant.

28) Pressemitteilung des Rates 12019/01, unter http://ue.eu.int/
newsroom.

29) Schlussfolgerungen des Vorsitzes, unter http://ue.eu.int/de/Info/
eurocouncil.

30) A5–0397/2001, ABl 2002 C 153E, 276.
31) Minderheitenansicht der Abgeordneten Krarup und Frahm, Bericht des

Ausschusses vom 14. 11. 2001, A5–0397/2001, 60f.
32) Ratsdokument 14867/01 COPEN 79 CATS 50.
33) Diese wurde anlässlich der formellen Annahme tatsächlich abgegeben:

Addendum zum Ratsprotokoll zur Tagung am 13. 6. 2002, Ratsdoku-
ment 9958/02 ADD 1 REV 1 PV/CONS 33 JAI 138, TOP 40, Erklä-
rung Nr 7, unter http://ue.eu.int/de/summ.htm.

34) C5–0675/2001, ABl 2002 C 284E, 193.
35) Eingehend zur Rechtsform Rahmenbeschluss Zeder, Der Rahmenbe-

schluss als Instrument der EU-Rechtsangleichung im Strafrecht am Bei-
spiel des Rahmenbeschlusses gegen Geldfälschung, ÖJZ 2001, 81
(82f).
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dagegen bereits die direkte Übermittlung zwischen den Justizminis-
terien vor (Art 5).
b) In der EU enthält das SDÜ (Art 65) eine ähnliche Bestimmung.
Vor allem aber sieht Art 64 SDÜ vor, dass eine Ausschreibung im
SIS (Art 95 SDÜ) einem Ersuchen um vorläufige Festnahme im Sinn
von Art 16 ER-AÜ gleichzustellen ist; damit wird eine Auslieferung
ohne förmliches Auslieferungsersuchen möglich, wenn der Betrof-
fene zustimmt (unten 3.).
c) Der RB-EHB sieht vor, dass ein EHB direkt von der ausstellenden
an die vollstreckende Justizbehörde übermittelt werden kann. Zent-
rale praktische Bedeutung wird auch beim EHB die Ausschreibung
im SIS haben.

2. Entfall der politischen Entscheidung:
reines Gerichtsverfahren

a) Wie soeben dargestellt, langen Auslieferungsersuchen grund-
sätzlich beim Bundesminister für Justiz ein, der das Ersuchen nach
einer kurzen Vorprüfung an das Landesgericht weiterleitet (§ 30
ARHG). Dieses erstattet eine „begründete Äußerung“ über die Zu-
lässigkeit der Auslieferung (§ 31 ARHG); eine Entscheidung über
die Zulässigkeit trifft erst das Oberlandesgericht (§ 33 ARHG).
Letztlich ist aber die Entscheidung über die Auslieferung dem Jus-
tizminister vorbehalten (§ 34 ARHG): Dieser kann, wenn das OLG
die Auslieferung für zulässig erklärt hat, die Auslieferung ableh-
nen, wobei er „auf die Interessen der Republik Österreich, auf
völkerrechtliche Verpflichtungen, insbesondere auf dem Gebiet
des Asylrechtes, und auf den Schutz der Menschenwürde Bedacht
nimmt“. Diese Aufgabenteilung – die Justiz prüft die rechtlichen Vo-
raussetzungen, ob aber tatsächlich ausgeliefert wird, bleibt einer
politischen Entscheidung vorbehalten – ist in den meisten Staaten
üblich.
b) Weder das ER-AÜ (samt Protokollen), noch die bisherigen In-
strumente der EU haben diese Aufgabenteilung verändert.
c) Der RB-EHB bricht jedoch radikal mit dieser Aufgabenteilung,
schafft das politische Verfahren ab und überträgt damit die Ent-
scheidung über die Übergabe ausschließlich der Justiz. Den Justiz-
ministerien verbleiben allenfalls unterstützende Aufgaben (zB
Art 7, Art 10 Abs 5 RB-EHB). Aspekte (staats)politischer Opportuni-
tät werden daher bei der Vollstreckung eines EHB keine Beachtung
finden.

3. Zustimmung und vereinfachtes Verfahren

a) Nach § 32 ARHG ist die Durchführung eines förmlichen Auslie-
ferungsverfahrens entbehrlich, wenn der Betroffene der Ausliefe-
rung zustimmt. Die begründete Äußerung und die Entscheidung
des Oberlandesgerichts entfallen. Dieses vereinfachte Verfahren
ist – seit dem StrafrechtsänderungsG 199636) – auch schon mög-
lich, wenn ein Ersuchen um Verhängung der Auslieferungshaft vor-
liegt; als ein solches ist, wie oben erwähnt, eine Ausschreibung im
SIS anzusehen.

b) In der EU enthalten Art 66 SDÜ und das EU-AVerfÜ Regelungen
über ein vereinfachtes Verfahren. Nur das EU-AVerfÜ sieht aus-
drücklich vor (Art 3), dass ein vereinfachtes Verfahren schon auf-
grund eines Ersuchens um vorläufige Verhaftung stattfinden kann,
also auch schon aufgrund einer Ausschreibung im SIS37).

c) Auch der RB-EHB sieht eine Zustimmung des Festgenommenen
zur Übergabe vor (Art 13). Zu den Einzelheiten der Erklärung der
Zustimmung und ihrer Protokollierung verweist der RB-EHB auf das
nationale Recht und ermöglicht es überraschenderweise sogar,
dass MS einen Widerruf der Zustimmung vorsehen (die Bestimmun-
gen sind großteils wörtlich aus Art 7 EU-AVerfÜ übernommen).
Noch überraschender ist, dass der RB-EHB an die Zustimmung
zwar eine wesentlich verkürzte Frist (10 statt 60 Tage, vgl Art 17)
für die Entscheidung über die Vollstreckung vorsieht, aber keine
Regelungen darüber enthält, welche Verfahrensschritte oder wel-
che inhaltlichen Prüfungen aufgrund der Zustimmung entfallen kön-
nen.

4. Fristen

a) Dem ARHG sind Fristen fremd, innerhalb derer bestimmte Ver-
fahrensschritte gesetzt sein müssen; es sieht lediglich eine Höchst-
dauer der Auslieferungshaft von einem Jahr vor (§ 29 Abs 6).

Das ER-AÜ sieht lediglich eine zeitliche Begrenzung der vorläufi-
gen Auslieferungshaft vor (Art 16 Abs 4).

b) Strikte Fristen für die wesentlichsten Verfahrensschritte führt erst
das EU-AVerfÜ für das vereinfachte Verfahren (bei Zustimmung)
ein: Binnen 10 Tagen nach der Festnahme teilt der ersuchte dem
ersuchenden Staat mit, ob die Zustimmung erteilt wurde (Art 8);
binnen 20 Tagen nach der Erteilung der Zustimmung ist die Auslie-
ferungsentscheidung mitzuteilen (Art 10); und grundsätzlich bin-
nen 20 Tagen nach dieser Mitteilung hat die Übergabe zu erfol-
gen (Art 11).

c) Der RB-EHB differenziert bei der Frist zur Entscheidung über die
Vollstreckung: wurde eine Zustimmung erteilt, so beträgt die Frist
10 Tage ab Erteilung der Zustimmung; ohne Zustimmung 60 Tage
ab Festnahme (Art 17). In beiden Konstellationen ist aber in nicht
näher präzisierten „Sonderfällen“ eine Verlängerung der Frist um
30 Tage möglich. Was zu geschehen hat, wenn die Frist (endgül-
tig) abgelaufen ist, ohne dass die Entscheidung getroffen wurde,
regelt der RB-EHB nicht; insbesondere ist nicht die Freilassung an-
geordnet (siehe aber sogleich).

Mit der Entscheidung über die Vollstreckung beginnt eine Frist von
10 Tagen zu laufen, innerhalb der die Person zu übergeben ist
(Art 23); die Frist kann unter Umständen für möglich, die sich dem
Einfluss der MS entziehen, oder aus schwerwiegenden humanitä-
ren Gründen um weitere 10 Tage verlängert werden (Art 23 Abs 3

36) BGBl 1996/762.
37) So ausdrücklich der Erläuternde Bericht zum Übereinkommen, ABl

1995 C 78, 2 (6).
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und 4). Ist die Übergabefrist abgelaufen, so ist der Betroffene frei-
zulassen (Art 23 Abs 5).

5. Verdachtsprüfung

a) Nach der kontinentaleuropäischen Rechtstradition steht dem er-
suchten Staat die Verdachtsprüfung nicht zu. Das ER-AÜ verpflich-
tet daher den ersuchenden Staat lediglich, im Auslieferungsersu-
chen die Handlungen darzustellen, derentwegen um Auslieferung
ersucht wird (Art 12 Abs 2 lit a), während die Mitteilung von Be-
weisen nicht notwendig ist38).
Etwas nuancierter das ARHG: Der Verdacht ist nur zu prüfen,
wenn „erhebliche Bedenken bestehen, insbesondere wenn Be-
weise vorliegen oder angeboten werden, durch die der Verdacht
ohne Verzug entkräftet werden könnte“ (§ 31 Abs 1)39).
Andere Staaten, insbesondere skandinavische und jene des com-
mon law, verlangen zur Auslieferung eine gewisse Darstellung der
Beweislage bis hin zu einem prima facie-Beweis, was in der Praxis
zu erheblichen Behinderungen der Auslieferung führen kann40).
b) In der EU gibt es bisher zum Thema Verdachtsprüfung keine Re-
geln.
c) Der RB-EHB zählt die Gründe, aus denen die Vollstreckung ei-
nes EHB abgelehnt werden kann, erschöpfend auf (Art 3 und 4);
für eine Verdachtsprüfung durch die vollstreckende Behörde bleibt
keinerlei Raum.

6. Zwischenergebnis

Eine Zusammenschau der dargestellten Eckpunkte des Verfahrens
bringt ein überraschendes Ergebnis: Für MS, die Ausschreibungen
im SIS durchführen (derzeit alle) und die das EuAVerfÜ bereits an-
wenden (derzeit 10), wird sich durch den EHB für die überwie-
gende Zahl der derzeitigen Auslieferungsfälle, die im vereinfach-
ten Verfahren abgehandelt werden, relativ wenig ändern: Erfolgt
die Verhaftung aufgrund einer Ausschreibung im SIS, so ist die
Auslieferung bereits jetzt ohne förmliches Auslieferungsersuchen,
weit gehend ohne inhaltliche Prüfung und innerhalb enger Fristen
zu bewilligen und durchzuführen; die Höchstfristen sind nach dem
RB-EHB sogar etwas länger (10+30+10=50 Tage ab Zustim-
mung) als nach dem EuAVerfÜ (20+20=40 Tage ab Zustim-
mung). In jenen Verfahren, in denen mangels Zustimmung das ver-
einfachte Verfahren nicht angewendet werden kann, kann eine
Vereinfachung und Beschleunigung durch den EHB eher erwartet
werden, wobei die völlige Abwesenheit von Bestimmungen über
den Gang des Verfahrens zu bemängeln ist.
Die einzige wirklich grundlegende Neuerung durch den RB-EHB im
Verfahrensbereich ist der Entfall des politischen Verfahrens. Zwei-
fellos bedeutet der Wegfall einer entscheidenden Instanz eine ge-
wisse Beschleunigung. Andererseits ist damit auch die Möglichkeit
entfallen, in besonders gelagerten Einzelfällen – sei es aus
(staats)politischen Gründen, sei es zum Schutz des Betroffenen –
von einer Auslieferung abzusehen, auch wenn diese rechtlich zu-

lässig wäre. Ein solches Bedürfnis ist zwar auch bisher schon in nur
ganz seltenen Ausnahmefällen aufgetreten, kann aber auch für die
Zukunft nicht völlig ausgeschlossen werden. Vor allem aber bedeu-
tet der Entfall des politischen Verfahrens eine Schlechterstellung
des Betroffenen41).

Festzuhalten ist schließlich auch, dass der RB-EHB keine einheitli-
chen Regeln über die verfahrensrechtliche Stellung des Betroffenen
enthält. Die in Art 11 Abs 2 erwähnten Ansprüche auf einen
Rechtsbeistand und einen Dolmetscher stehen unter dem Vorbehalt
nationalen Rechts; ein Recht auf Beiziehung eines Rechtsbeistan-
des besteht aber immerhin bei der Zustimmung zur Übergabe und
beim Verzicht auf die Spezialität (Art 13 Abs 2). (Nur) für diese
Fälle sieht der RB-EHB Belehrungen vor. Im Übrigen sind die natio-
nalen Verfahrensordnungen (des jeweiligen Vollstreckungsstaates)
anzuwenden, also etwa was die Haft und deren Aufhebung unter
Anwendung gelinderer Mittel (vgl Art 12 RB-EHB) oder Rechtsmittel
anlangt. Jüngst von der Kommission angedachte erste Schritte zur
Angleichung von Verfahrensrechten42) nehmen auf den EHB leider
kaum Bezug.

V. Materielle Voraussetzungen
und Ablehnungsgründe

1. Gegenseitigkeit

a) Der Grundsatz der Gegenseitigkeit ist einer der tragenden
Grundsätze des Völkerrechts. Für den Bereich der Auslieferung be-
deutet er, dass ein Staat einem Auslieferungsersuchen eines ande-
ren Staates nur entsprechen muss, wenn sichergestellt ist, dass der
ersuchende Staat einem gleichartigen Ersuchen seinerseits entspre-
chen würde; so auch die österreichische Rechtslage (§ 3 ARHG).

Der Grundsatz der Gegenseitigkeit ist im ER-AÜ nicht ausdrücklich
geregelt, liegt ihm aber zugrunde, wie in mehreren Bestimmungen
erkennbar ist (Art 2 Abs 3, 4 und 7; Art 26 Abs 3).

b) Die bisherigen Rechtsakte in der EU beruhen ebenfalls weiterhin
auf dem Grundsatz der Gegenseitigkeit.

c) Da der RB-EHB eine autonome Regelung trifft und die Gegensei-
tigkeit nirgends vorgesehen ist, muss man davon ausgehen, dass
dieser Grundsatz beim EHB nicht zur Anwendung kommt. Auf den
ersten Blick ist dies auch überzeugend, weil der RB-EHB eine ein-
heitliche Regelung schaffen will, die in allen MS gleichermaßen

38) Burgstaller, Auslieferungsübereinkommen 44ff.
39) Näher Linke, Grundriss 70f; Schwaighofer, Auslieferung und Interna-

tionales Strafrecht (1988) 106ff.
40) Anschaulich der von Nehm, DRZ 1996, 41 (43f) dargestellte Fall der

Auslieferung einer der Flugzeugentführung Verdächtigen aus Norwe-
gen.

41) Schwaighofer, Auslieferung und Internationales Strafrecht 131, sieht in
der Aufgabenteilung zwischen Gerichten und Justizministerium einen
optimalen Schutz vor ungerechtfertigter Auslieferung.

42) Vgl das Grünbuch der Kommission: Verfahrensgarantien in Strafverfah-
ren innerhalb der Europäischen Union, KOM (2003) 75.
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gilt. Auf den zweiten Blick zeigt sich allerdings, dass dieses Grund-
konzept zahlreiche Lücken aufweist. In mehreren Bestimmungen ist
den MS freigestellt, abweichende Regelungen zu treffen; es ist
auch davon auszugehen, dass die MS die Spielräume bei der Um-
setzung in unterschiedlicher Weise ausfüllen werden. Vor allem
aber wird es große Abweichungen geben, was die Liste der
32 Kategorien von Straftaten anlangt, bei denen die beiderseitige
Strafbarkeit nicht geprüft werden darf (dazu sogleich). Schließlich
bleibt völlig offen, was im Verhältnis zwischen zwei MS zu gesche-
hen hat, von denen der eine den RB schon umgesetzt hat, der an-
dere aber nicht. In allen diesen Fällen würde es sich anbieten, auf
den Grundsatz der Gegenseitigkeit zurückzugreifen. Dies dürfte
aber ausgeschlossen sein.

2. Die beiderseitige Strafbarkeit

Dass eine Tat in dem Staat strafbar sein muss, der die Auslieferung
wegen dieser Tat begehrt, versteht sich von selbst. Der Grundsatz
der beiderseitigen Strafbarkeit verlangt, dass die Tat auch in je-
nem Staat strafbar sein muss, der um die Auslieferung ersucht wird
(maW: in dessen Hoheitsgebiet sich die auszuliefernde Person be-
findet).
a) Bei der Auslieferung kommt der Grundsatz der beiderseitigen
Strafbarkeit allgemein zur Anwendung. Es wird aber in der Regel
nicht nur die bloße Strafbarkeit (in beiden betroffenen Staaten) ver-
langt, sondern eine qualifizierte Strafbarkeit:
Nach österreichischem Recht muss es sich bei der Tat um ein Vor-
satzdelikt handeln; darüber hinaus muss die Tat sowohl nach dem
Recht des ersuchenden Staats als auch nach österreichischem
Recht mit einer Freiheitsstrafe von mehr als einem Jahr bedroht
sein (§ 11 Abs 1 ARHG).
b) Im Anwendungsbereich des ER-AÜ ist der Kreis auslieferungsfä-
higer Straftaten deutlich erweitert: auszuliefern ist wegen jeder Tat,
die (sowohl im ersuchenden als auch im ersuchten Staat) mit Frei-
heitsstrafe bis zu einem Jahr bedroht ist (Art 2 Abs 2 ER-AÜ). Eine
Ausnahme für Fahrlässigkeitsdelikte ist hier nicht vorgesehen.
In der EU wurden die Voraussetzungen noch weiter herabgesetzt:
nach dem EU-AÜ genügt es, wenn die Tat im ersuchenden Staat
mit einer Freiheitsstrafe von mindestens 12 Monaten, im ersuchten
Staat aber nur mit einer Freiheitsstrafe von mindestens sechs Mona-
ten bedroht ist (Art 2 EU-AÜ). Geht es um eine Straftat, die im ersu-
chenden Staat als „Verabredung einer strafbaren Handlung“ oder
als „Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung“ (einschließlich
terroristischer Straftaten) strafbar ist, so soll es unter bestimmten Be-
dingungen überhaupt nicht mehr darauf ankommen, ob die Tat
nach dem Recht des ersuchten Staates strafbar ist. Für diesen
(schmalen) Bereich geht das EU-AuslÜbk also vom Grundsatz der
beiderseitigen Strafbarkeit ab.
c) Nach dem RB-EHB kann ein EHB kann erlassen werden, wenn
die Straftat im ausstellenden Staat mit Freiheitsstrafe von mindes-
tens 12 Monaten bedroht ist (Art 2 Abs 1 RB-EHB).

Der RB-EHB sieht für einen weiten Bereich vor, dass die Strafbarkeit
der Tat im vollstreckenden Staat außer Betracht zu bleiben hat:
wenn die Tat im ausstellenden Staat mit mindestens drei Jahren
Freiheitsstrafe bedroht ist und in eine Liste fällt, in der 32 Katego-
rien von Straftaten geführt sind (Art 2 Abs 2 RB-EHB). In den übri-
gen Fällen kann der vollstreckende Staat auf der beiderseitigen
Strafbarkeit bestehen (Art 2 Abs 4 und Art 4 Z 1 RB-EHB).

Die in der Liste angeführten Delikte und Deliktsgruppen sind biswei-
len sehr weit und unbestimmt formuliert (zB „Cyberkriminalität“43),
„Umweltkriminalität“, „Sabotage“), ja es finden sich auch Begriffe,
die eigentlich nicht als Straftatbestände angesehen werden können
(„Rassismus und Fremdenfeindlichkeit“)44). Bisweilen ist die Auf-
zählung aber auch kasuistisch und überraschend eng: An Vermö-
gensdelikten (abgesehen von solchen, die mit Gewalt einherge-
hen) werden nur „Diebstahl in organisierter Form“ und verschie-
dene Arten des Betruges erwähnt, nicht dagegen etwa Untreue,
Veruntreuung oder Unterschlagung; erfasst ist nur die sexuelle Aus-
beutung von Kindern, nicht auch von Erwachsenen.

Die Festlegung, ob eine Straftat unter die Liste fällt, obliegt dem
ausstellenden Staat (der ausstellende Richter hat in dem Formular,
das zur Ausstellung des Haftbefehls zu verwenden ist, bloß die
Kategorie anzukreuzen); eine Prüfung durch den vollstreckenden
Staat ist nicht vorgesehen.

Von einer gleichmäßigen Anwendung der Voraussetzungen zwi-
schen den MS kann unter diesen Umständen keine Rede sein. Eine
einigermaßen gleichmäßige Anwendung ist nur insoweit zu erwar-
ten, als in EU-Rechtsakten (oder in internationalen Rechtsakten)
Mindeststandards für Straftatbestände vorgeschrieben sind. Wenn
aber alle MS vergleichbare Straftatbestände geschaffen haben,
wird die beiderseitige Strafbarkeit in der Regel ohnehin gegeben
sein. Festzuhalten ist jedenfalls, dass die Liste einen erheblichen
Anreiz darstellt, die in ihr enthaltenen Delikte und Deliktsgruppen
einer Harmonisierung der Tatbestände zu unterziehen. Soweit eine
solche Harmonisierung bereits erfolgt ist, müsste aber konsequen-
terweise außerhalb des harmonisierten Bereichs die Prüfung der
beiderseitigen Strafbarkeit zugelassen werden. Eine solche sinn-
volle Begrenzung ist aber im RB-EHB nicht angelegt.

Das Ergebnis: Es dominiert diejenige Rechtsordnung, die die
Grenze der Strafbarkeit am weitesten gezogen hat45)! Der Kommis-
sion war dieser Effekt der Abschaffung der beiderseitigen Strafbar-
keit bewusst46), und sie hat auch eine Bestimmung in ihren Vor-

43) Zur Problematik dieses Begriffs Fuchs, Europäischer Haftbefehl und
Staaten-Souveränität, JBl 2003, Heft 7 oder 8 (in Druck), II.A.1.

44) Von Heintschel-Heinegg/Rohlff, Der Europäische Haftbefehl, GA
2003, 44 (48, in FN 29).

45) Ebenso Fuchs, Europäischer Haftbefehl und Staaten-Souveränität, JBl
2003, Heft 7 oder 8 (in Druck), II.A.2.; Schünemann, Bürgerrechte
ernst nehmen bei der Europäisierung des Strafverfahrens! StV 2003,
116 (119).

46) Vgl die Begründung in KOM (2001) 522, Pkt 4.4.7.
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schlag aufgenommen, um Abhilfe zu schaffen: nach Art 27 ihres
Vorschlag hätte jeder Mitgliedstaat eine Liste der Handlungen er-
stellen können, bei denen er eine Vollsteckung eines EHB wegen
Verletzung wesentlicher Rechtsgrundsätze ablehnt („Negativliste“).
Dieser Vorschlag wäre aber kaum praktikabel gewesen, weil die
Erstellung der Liste die Kenntnis der Strafrechtsordnungen (nicht
nur der Tatbestände! – man denke etwa an die Tätige Reue47)) aller
andern Mitgliedstaaten erfordern würde, und wurde vom Rat in die
Endfassung nicht übernommen.

3. Alter/Strafunmündigkeit

Dass eine Person nicht ausgeliefert werden darf, die nach dem
Recht des ersuchten Staates zur Zeit der Tat strafunmündig war
(so ausdrücklich § 21 ARHG), ergibt sich schon aus dem Grund-
satz der beiderseitigen Strafbarkeit. Weder das ER-AÜ, noch
das EU-AÜ enthalten daher Bestimmungen über die Strafunmündig-
keit.
Da der RB-EHB vom Grundsatz der beiderseitigen Strafbarkeit (teil-
weise) abgeht – und da die Grenze der Strafunmündigkeit in den
europäischen Staaten sehr unterschiedlich geregelt ist –, enthält
der RB-EHB eine Bestimmung, wonach die Vollstreckung eines EHB
abzulehnen ist, wenn die Person nach dem Recht des vollstrecken-
den Staates zur Zeit der Tat strafunmündig war (Art 3 Z 3); der
Ablehnungsgrund ist also nicht fakultativ, sondern zwingend.

4. Auslieferung/Übergabe eigener
Staatsangehöriger

Während die Staaten des common law eigene Staatsangehörige
ohne weiteres ausliefern, entspricht es der kontinentaleuropäi-
schen Rechtstradition, eigene Staatsangehörige grundsätzlich
nicht an andere Staaten auszuliefern.
a) Auch in Österreich ist die Auslieferung österreichischer Staats-
bürger unzulässig (§ 12 Abs 1 ARHG); die Bestimmung steht im
Verfassungsrang48).
Das ER-AÜ erklärt es ausdrücklich für zulässig, die Auslieferung
eigener Staatsangehöriger abzulehnen (Art 6 Abs 1).
b) Das EU-AÜ sieht dagegen vor, dass (innerhalb der EU) auch
eigene Staatsangehörige grundsätzlich auszuliefern sind (Art 7
Abs 1). Zu der Bestimmung kann allerdings ein Vorbehalt erklärt
werden. Österreich hat anlässlich der Ratifikation des EU-AÜ die-
sen Vorbehalt abgegeben.
c) Die Vollstreckung eines EHB darf dagegen nicht mehr mit der
Begründung abgelehnt werden, es handle sich um einen eigenen
Staatsangehörigen. Der Grundsatz der Nichtauslieferung eigener
Staatsangehöriger wird daher aufgegeben. Als Rudiment des
(innerhalb der EU) überholten Grundsatzes könnten Bestimmungen
angesehen werden, die sicherstellen sollen, dass ein Verurteilter
die Freiheitsstrafe in jenem Staat verbüßen kann, dessen Staatsan-
gehörigkeit er besitzt (oder in dem er seinen Wohnsitz hat, vgl
Art 4 Z 6 und Art 5 Z 3 RB-EHB).

Eine Entschärfung könnte darin liegen, dass grundsätzlich die Ein-
leitung eines Inlandsverfahrens und die Ablehnung der Vollstre-
ckung unter Hinweis auf dieses möglich ist (dazu unten 7.)49).
Voraussetzung wäre, dass für Taten von eigenen Staatsbürgern
Gerichtsbarkeit besteht (dies ist in Österreich derzeit nicht generell
der Fall, vgl § 64 Abs 1 Z 7 StGB).
Eine nur Österreich zugestandene Übergangslösung, bis zur Ände-
rung von § 12 Abs 1 ARHG, höchstens jedoch für fünf Jahre,
eigene Staatsangehörige nicht übergeben zu müssen, wenn die
Tat in Österreich nicht strafbar ist, wird wohl kaum jemals prakti-
sche Bedeutung erlangen.

5. Ablehnungsgründe: politische, militärische
oder fiskalische Straftat

a) Nach dem ARHG wird wegen absolut politischer, rein militäri-
scher und rein fiskalischer Delikte nicht ausgeliefert (§§ 14 und 15
ARHG).
Auch das ER-AÜ kennt für die drei genannten Bereiche keine Aus-
lieferungspflicht. In den beiden Zusatzprotokollen, die allerdings in
der EU nicht als allgemeiner Standard angesehen werden können,
ist eine Auslieferungspflicht für bestimmte politische Taten sowie
generell für fiskalische Taten vorgesehen.
b) In der EU sah zunächst Art 63 SDÜ vor, dass „wegen Verstößen
. . . im Bereich der Verbrauchsteuern, der Mehrwertsteuern und
des Zolls“ auszuliefern ist.
Nach dem EU-AÜ ist wegen politischer Delikte grundsätzlich aus-
zuliefern; allerdings ist ein Vorbehalt zulässig, soweit es nicht um
bestimmte terroristische Handlungen und Beteiligung an kriminel-
len Vereinigungen geht. Für die fiskalischen Straftaten sieht das
EU-AÜ vor, dass auszuliefern ist, soweit es im ersuchten Staat ein
entsprechendes Delikt gibt. Allerdings ist auch zu dieser Bestim-
mung ein Vorbehalt zulässig, der die Auslieferungspflicht auf den
Bereich beschränken darf, der schon im SDÜ vorgesehen ist.
c) Der EHB schafft die Ablehnungsgründe des politischen, fiskali-
schen oder militärischen Delikts gänzlich ab. In diesen Bereichen
ist ein EHB daher genauso zu vollstrecken wie bei anderen Strafta-
ten. Betreffend fiskalische Straftaten sieht der RB-EHB ausdrücklich
vor, dass bei der Prüfung der beiderseitigen Strafbarkeit (soweit
eine solche überhaupt zulässig ist) in Steuer-, Zoll- und Währungs-
angelegenheiten außer Betracht zu bleiben hat, ob im vollstrecken-
den MS gleichartige Steuern oder gleichartige Steuer-, Zoll- und
Währungsbestimmungen bestehen (Art 4 Z 1 RB-EHB).

47) Fuchs, Europäischer Haftbefehl und Staaten-Souveränität, JBl 2003,
Heft 7 oder 8 (in Druck), II.A.4., weist zu Recht darauf hin, dass Öster-
reich einen EHB vollstrecken muss, auch wenn nach österreichischem
Recht Straffreiheit wegen tätiger Reue eingetreten ist.

48) Umfassend Morscher, Verfassungsgesetzlich gewährleistetes Recht ös-
terr Staatsbürgerinnen und -bürger auf Nichtauslieferung? ÖJZ 2001,
621.

49) Näher Fuchs, Europäischer Haftbefehl und Staaten-Souveränität, JBl
2003, Heft 7 oder 8 (in Druck), II.B.2.
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Der Entfall der Ablehnungsmöglichkeit wegen des politischen Cha-
rakters der Straftat hat in Frankreich eine Verfassungsänderung er-
forderlich gemacht: Durch diese (erst sechzehnte Änderung der
Verfassung aus dem Jahre 1958!)50) wurde in Art 88 eine Ermäch-
tigung des einfachen Gesetzgebers eingefügt, Bestimmungen über
den EHB zu erlassen.

6. Verjährung

a) Nach österreichischem Recht ist die Auslieferung unzulässig,
wenn die Verfolgung (oder die Vollstreckung) nach dem Recht des
ersuchenden Staates oder nach österreichischem Recht verjährt ist
(§ 18 ARHG).
Auch nach dem ER-AÜ ist die Auslieferung verboten, wenn nach
den Rechtsvorschriften eines der beiden beteiligten Staaten die
Verfolgung oder Vollstreckung verjährt ist (Art 10).
b) In der EU wurde dieser Grundsatz zunächst durch das SDÜ in
einem kleinen Bereich eingeschränkt: die Gründe für eine Unter-
brechung der Verjährung sind ausschließlich nach dem Recht des
ersuchenden Staates zu beurteilen (Art 62 Abs 1 SDÜ). Ist daher
die Verjährung nach dem Recht des ersuchten Staates eingetreten,
so ist dennoch auszuliefern, wenn nach dem Recht des ersuchen-
den Staates die Verjährung unterbrochen wurde (und die Frist
daher noch nicht abgelaufen ist).
Das EU-AÜ sieht den Grundsatz vor, dass die Verjährung nach
dem Recht des ersuchten Staates kein Ablehnungsgrund ist (Art 8
Abs 1). Ausnahmsweise kann jedoch die Verjährung der Straftat
nach dem Recht des ersuchten Staates als Ablehnungsgrund gel-
tend gemacht werden, wenn der ersuchte Staat Gerichtsbarkeit im
Bezug auf die Tat hat, sie also auch selbst verfolgen hätte können.
c) Dieser Ablehnungsgrund wurde in den RB-EHB inhaltlich unver-
ändert als fakultativer Ablehnungsgrund übernommen (Art 4 Z 4).

7. Ne bis in idem (auch: eigene Gerichtsbarkeit,
eigenes Verfahren)

a) Eine Auslieferung aus Österreich ist unzulässig, wenn österrei-
chische Gerichtsbarkeit für die Tat besteht (§ 16 Abs 1 ARHG; zu
den Ausnahmen vgl § 16 Abs 2 und 3 ARHG). Ausnahmslos unzu-
lässig ist die Auslieferung dann, wenn die auszuliefernde Person
im Inland bereits rechtskräftig verurteilt oder freigesprochen oder
sonst außer Verfolgung gesetzt worden ist. Weniger streng ist das
ARHG, wenn in einem dritten Staat schon ein Strafverfahren durch-
geführt wurde: die Auslieferung ist in diesem Fall nur dann unzuläs-
sig, wenn das Verfahren mit einer Verurteilung geendet hat und
überdies die Strafe bereits vollstreckt oder nachgesehen wurde
oder die Vollstreckbarkeit verjährt ist (§ 17 Z 2 ARHG).
Das ER-AÜ enthält nur Bestimmungen betreffend eigene Gerichts-
barkeit und eigenes Verfahren, keine dagegen betreffend Verfah-
ren oder Verurteilungen in dritten Staaten. Im Einzelnen darf die
Auslieferung unter Hinweis auf eigene Gerichtsbarkeit grundsätz-
lich nur dann abgelehnt werden, wenn sich die Gerichtsbarkeit auf

einen inländischen Tatort gründet (Art 7). Wird die Person aller-
dings im ersuchten Staat wegen der Tat verfolgt, so kann die Aus-
lieferung jedenfalls abgelehnt werden (Art 8). Bei rechtskräftiger
Erledigung („abgeurteilt“) ist die Auslieferung unzulässig; sie kann
weiters abgelehnt werden, wenn das Strafverfahren wegen der Tat
eingestellt oder ein solches gar nicht eingeleitet worden ist (Art 9).

b) In der EU wurde die Unterscheidung zwischen dem ersuchten
und Drittstaaten fallen gelassen: die Bestimmungen des SDÜ betref-
fend ne bis in idem (Art 54 bis 58) gelten für alle Vertragsstaaten
gleichermaßen. Liegt einer der Ausschlussgründe vor, so hindert
dies nicht nur die Auslieferung, sondern jegliche Verfolgung. Aus-
schlussgrund ist die rechtskräftige „Aburteilung“ in einem Vertrags-
staat; im Fall einer Verurteilung muss die Sanktion bereits voll-
streckt worden sein, gerade vollstreckt werden oder nach dem
Recht des Urteilsstaates nicht mehr vollstreckt werden können
(Art 54). Unter Aburteilung ist nicht nur Verurteilung und Frei-
spruch, sondern – nach einer jüngst ergangenen Entscheidung des
EuGH51) – jede das Verfahren mit Rechtskraftwirkung beendende
Entscheidung eines Gerichtes oder einer Staatsanwaltschaft zu ver-
stehen. Der Grundsatz ist allerdings bestimmten Vorbehalten zu-
gänglich: für die Begehung im Hoheitsgebiet des ersuchten Staa-
tes; für Taten gegen die Sicherheit des ersuchten Staates; und für
Taten, die von einem Bediensteten des ersuchten Staates unter Ver-
letzung seiner Amtspflichten begangen wurden (Art 55).

c) Die Regelungen im RB-EHB entsprechen inhaltlich weitgehend
jenen des ER-AÜ und des SDÜ.

Eine Ablehnung der Vollstreckung unter Hinweis auf eigene Ge-
richtsbarkeit ist nur dann zulässig, wenn sich diese auf einen inlän-
dischen Tatort gründet (Art 4 Z 7 lit a) oder wenn die Rechtsvor-
schriften des Vollstreckungsstaates die Verfolgung von außerhalb
seines Hoheitsgebietes begangenen Straftaten dieser Art nicht zu-
lassen (Art 4 Z 7 lit b). Wird die Person aber im Vollstreckungs-
staat verfolgt, so kann die Vollstreckung abgelehnt werden (Art 4
Z 2). Diesem Ablehnungsgrund könnte in der Praxis große Bedeu-
tung zukommen (zumal andere Ablehnungsgründe gegenüber
dem bisherigen Rechtsbestand deutlich eingeschränkt oder über-
haupt entfallen sind). So wäre es denkbar, die Übergabe einer Per-
son, über die ein Haftbefehl ausgestellt ist, dadurch zu unterlaufen,
dass ein inländisches Strafverfahren erst eingeleitet wird; ob eine
solche Vorgangsweise mit Art 17 Abs 5 RB-EHB vereinbar wäre,
sei dahingestellt.

Für die ne bis in idem-Regelungen unterscheidet der RB-EHB grund-
sätzlich zwischen MS und Drittstaaten.

50) Verfassungsgesetz n° 2003-267 vom 25. 3. 2003, J.O. 26. 3. 2003,
5344. Dazu Boucher, Le mandat d’arrêt européen et la Constitution
française, Synthèse n° 84 der Fondation Robert Schuman, unter http://
www.robert-schuman.org/lettre/syntheses.htm.

51) Urteil 11. 2. 2003 Gözütok und Brügge, C-187/01 und C-385/01.
Dazu Stein, Ein Meilenstein für das europäische „ne bis in idem“, NJW
2003, 1162.
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Eine Verurteilung in einem anderen MS löst ein Vollstreckungsver-
bot aus (Art 3 Z 2). Ob das Verbot auch durch ein freisprechendes
Urteil ausgelöst wird, ist nach dem Wortlaut unklar, zumal dieser
von Art 54 SDÜ in der deutschen („verurteilt“ gegenüber „abge-
urteilt“) und der englischen Sprachfassung abweicht („has been
finally judged“ gegenüber „whose trial has been finally disposed
of“), während die französische Fassung fast gleich lautet („juge-
ment définitif“ gegenüber „définitivement jugée“); ein Größen-
schluss aus Art 4 Z 3 (dazu sofort) legt allerdings nahe, auch an
Freisprüche ein Vollstreckungsverbot zu knüpfen. Wurde das Straf-
verfahren im Vollstreckungsstaat eingestellt, oder wurde ein sol-
ches gar nicht eingeleitet, oder ist in einem anderen MS eine
rechtskräftige Entscheidung ergangen, die einer weiteren Strafver-
folgung entgegensteht, so kann die Vollstreckung abgelehnt wer-
den (fakultativer Ablehnungsgrund, Art 4 Z 3); warum die Formu-
lierungen für den Vollstreckungsstaat und die übrigen MS von-
einander abweichen, ist nicht verständlich. Die durch die Art 3 Z 2
und 4 Z 3 getroffenen Abstufungen sind nicht sehr überzeugend;
es drängt sich auf, diese im Lichte der oben erwähnten Entschei-
dung des EuGH zu Art 54 SDÜ dahingehend neu zu interpretieren,
dass jegliche Verfahrensbeendigung mit Rechtskraftwirkung als
„Verurteilung“ iSd Art 3 Z 2 angesehen wird und daher ein Voll-
streckungsverbot auslöst.
In Bezug auf Drittstaaten stellt eine Verurteilung einen fakultativen
Ablehnungsgrund dar (Art 4 Z 5), eine Verfahrenseinstellung in
einem Drittstaat ist dagegen überhaupt unbeachtlich.

8. Spezialität

Der Grundsatz der Spezialität bedeutet einerseits, dass der ersu-
chende Staat den Betroffenen nach dessen Auslieferung nur wegen
jener Taten verfolgen darf, wegen der dieser ausgeliefert worden
ist (der Grundsatz sicher damit den Grundsatz der beiderseitigen
Strafbarkeit ab). Dass dies sichergestellt ist, ist andererseits eine
Voraussetzung der Auslieferung.
a) Diese Doppelfunktion spiegelt sich im ARHG wider, das Rege-
lungen über die Spezialität einerseits im Abschnitt über die Erwir-
kung der Auslieferung nach Österreich (§ 70) und andererseits im
Abschnitt über die Auslieferung aus Österreich (§ 23) enthält.
Nach letzterer Bestimmung muss im Einzelnen gewährleistet sein,
dass die ausgelieferte Person weder wegen einer Handlung, auf
die sich die Auslieferungsbewilligung nicht erstreckt hat, noch aus-
schließlich wegen Handlungen verurteilt wird, die für sich alleine
nicht auslieferungsfähig sind (§ 23 Abs 1 Z 1). Eine Verfolgung
wegen anderer Handlungen ist grundsätzlich erst nach Einholung
der Zustimmung des ausliefernden Staates zulässig (§ 23 Abs 2);
die Notwendigkeit der Zustimmung entfällt (§ 23 Abs 3), wenn
sich die Person in Freiheit 45 Tage auf dem Gebiet des betreffen-
den Staates aufhält oder das Gebiet verlässt und wieder dorthin
zurückkehrt, weiters auch wenn der Betroffene seiner Auslieferung
zustimmt (vereinfachtes Verfahren, oben IV.3.).

Das ER-AÜ enthält in Art 14 Bestimmungen, die mit jenen in § 23
ARHG (außer jener über die Zustimmung des Betroffenen) im
Wesentlichen übereinstimmen.

b) Das EU-AVerfÜ sieht vor (Art 9), dass jeder MS erklären kann,
dass er den Grundsatz der Spezialität nicht anwendet, wenn der
Betroffene entweder die Zustimmung zur Auslieferung gegeben hat
oder die Zustimmung zur Auslieferung mit dem Verzicht auf den
Spezialitätsschutz verbunden hat (Österreich hat in Übereinstim-
mung mit § 23 Abs 3 Z 3 und § 32 Abs 2 ARHG die Erklärung im
Sinn der – weiter gehenden – zweiten Alternative abgegeben).

Das EU-AÜ sieht (ergänzend zu Art 14 ER-AÜ) weitere Fälle vor, in
denen kein Spezialitätsschutz besteht, also eine Verfolgung von
vor der Übergabe begangenen Straftaten zulässig ist, auch wenn
sie nicht Gegenstand des Auslieferungsersuchens waren (Art 10):
Auslieferung zur Strafverfolgung, wenn nur Geldstrafen oder
andere nicht freiheitsbeschränkende Sanktionen angedroht sind
oder nur solche verhängt werden; Auslieferung zur Vollstreckung
solcher Sanktionen, wobei jedoch die Vollstreckung einer Ersatz-
freiheitsstrafe zulässig ist; und Verzicht auf den Spezialitätsschutz
durch den Betroffenen. Jeder MS kann aber auch erklären, dass er
generell auf Spezialität verzichtet (Art 11).

c) Während der Kommissionsvorschlag den Entfall des Speziali-
tätsschutzes vorsah, sieht der RB-EHB grundsätzlich die Anwen-
dung des Grundsatzes vor (Art 27 Abs 2). Die Ausnahmen (§ 27
Abs 3) entsprechen den komplizierten bestehenden Regelungen
(insbesondere den Art 14 Abs 1 ER-AÜ, Art 9 EU-AVerfÜ und
Art 10 EU-AÜ); auch hier ist eine generelle Verzichtsmöglichkeit für
die MS vorgesehen (Art 27 Abs 1). Das Nebeneinander von gene-
reller Zustimmung (durch Erklärung des Staates), behördlicher
Zustimmung im Einzelfall und Zustimmung durch den Betroffenen
(in verschiedene Ausformungen) ist an Unübersichtlichkeit kaum zu
überbieten52).

9. Todesstrafe

a) Nach Art 1 des 6. ZPEMRK ist die Todesstrafe außerhalb von
Kriegszeiten und nach dem 13. ZPEMRK unter allen Umständen
abgeschafft. Das 6. ZP wurde von allen EU-MS und allen osteuro-
päischen Beitrittskandidaten ratifiziert (die Türkei hat am 15. 1.
2003 erst unterzeichnet), das 13. ZP erst von wenigen Staaten.

Nach § 20 ARHG ist eine Auslieferung zur Verfolgung nur zuläs-
sig, wenn gewährleistet ist, dass die Todesstrafe nicht ausgespro-
chen werden wird; eine etwaige Zusicherung des ersuchenden
Staates, eine zunächst ausgesprochene Todesstrafe später (etwa
durch einen Gnadenakt) in eine Freiheitsstrafe umzuwandeln, ist
also unzureichend. Eine Auslieferung zur Vollstreckung der Todes-
strafe ist unzulässig (§ 20 Abs 2 ARHG).

52) Von Heintschel-Heinegg/Rohlff, Der Europäische Haftbefehl, GA
2003, 44 (48).
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Nach dem ER-AÜ ist die Ablehnung der Auslieferung wegen dro-
hender Todesstrafe zulässig, soweit der ablehnende (ersuchte)
Staat in seiner eigenen Rechtsordnung die Todesstrafe für solche
Handlungen nicht vorsieht oder zumindest in der Regel nicht voll-
streckt.

Ein generelles Verbot der Todesstrafe (Verhängung wie Vollstre-
ckung) enthält Art 2 Abs 2 der EU-Grundrechtecharta.

b) Vor dem Hintergrund des 6. (und des 13.) ZPEMRK ist erklär-
lich, dass weder das EU-AÜ noch der RB-EHB Bestimmungen zur
Todesstrafe enthalten. Die Feststellung, dass niemand in einen
Staat abgeschoben oder ausgewiesen oder an einen Staat ausge-
liefert werden soll, in dem für ihn das ernsthafte Risiko der Todes-
strafe besteht, findet sich im RB-EHB nicht im verfügenden Teil, son-
dern lediglich in Erwägungsgrund 13.

Was zu geschehen hat, wenn ein Staat gegen seine völkerrechtli-
chen Verpflichtungen verstößt und die Todesstrafe wieder einführt,
regelt der RB-EHB nicht (der Kommissionsvorschlag hatte für diesen
Fall in seinem Art 49 noch ein Schutzklauselverfahren vorgese-
hen).

10. Lebenslange Freiheitsstrafe

Bestimmungen im Zusammenhang mit der drohenden Verhängung
lebenslanger Freiheitsstrafe enthalten weder das ARHG, noch das
ER-AÜ, noch das EU-AÜ.

Der RB-EHB sieht vor, dass die Vollstreckung eines Haftbefehls an
die Bedingung geknüpft werden kann, dass die Rechtsordnung des
Ausstellungsstaates eine Überprüfung der verhängten Strafe auf
Antrag oder spätestens nach 20 Jahren vorsieht, auf die der Betrof-
fene Anspruch hat und die zur Aussetzung der Vollstreckung der
Strafe führen kann (Art 5 Z 2).

11. Rechtsstaatliche Mindeststandards

a) Nach § 19 Z 1 ARHG ist eine Auslieferung unzulässig, wenn
die Gefahr besteht, dass das Strafverfahren im ersuchenden Staat
den Grundsätzen der Art 3 und 6 EMRK nicht entspricht, wenn
also Folter oder unmenschliche oder erniedrigende Strafe oder Be-
handlung droht (Art 3) oder ein faires Verfahren nicht gewährleis-
tet ist (Art 6).

Eine vergleichbare Bestimmung fehlt im ER-AÜ. Allerdings ist nach
der Rechtsprechung des EGMR davon auszugehen, dass die Aus-
lieferungsverpflichtung bei Gefahr der Verletzung von Art 3 oder 6
EMRK durchbrochen wird.

b) Davon ausgehend, dass die EMRK in allen MS wie auch in den
demnächst beitretenden Staaten geltendes Recht ist, wurde es
offenbar (ähnlich wie bei der Todesstrafe) für überflüssig gehalten,
in den RB-EHB verbindliche Bezugnahmen auf Folter, unmenschli-
che oder erniedrigende Strafe oder Behandlung sowie auf Grund-
rechte aufzunehmen: solche Hinweise finden sich nur in den Erwä-
gungsgründen (Nr 12 und 13).

c) Ein Sonderproblem stellen die Abwesenheitsurteile dar. Nach
Art 3 des 2. ZP zum ER-AÜ (das von vier EU-MS noch nicht ratifi-
ziert wurde) kann die Auslieferung zur Vollstreckung einer Strafe,
die in einem Abwesenheitsurteil ausgesprochen worden ist, abge-
lehnt werden, wenn nach Ansicht des ersuchten Staates zumindest
Rechte der Verteidigung nicht gewahrt worden sind; die Ausliefe-
rung ist jedoch zu bewilligen, wenn der ersuchende Staat die Zusi-
cherung gibt, dass dem Verurteilten das Recht auf ein neues Ge-
richtsverfahren gewährleistet wird.

Der RB-EHB enthält eine ähnliche Bestimmung, ist allerdings restrik-
tiver: die Zusicherung muss nur darin bestehen, dass der Verurteilte
die Möglichkeit haben muss, die Wiederaufnahme des Verfahrens
zu beantragen (Art 5 Z 1); dass diese tatsächlich bewilligt wird, ist
nach dem Wortlaut nicht erforderlich.

12. Zwischenergebnis

Auch bei den materiellen Voraussetzungen und den Ablehnungs-
gründen zeigt sich also, dass der RB-EHB weitgehend auf beste-
hendem Recht aufbaut, indem er bestehende Regelungen über-
nimmt, darauf aufbaut oder bereits eingeleitete Entwicklungen zu
Ende führt. Neuland betreten wird nur mit dem weitgehenden Aus-
schluss der Prüfung der beiderseitigen Strafbarkeit und der Bedin-
gung im Zusammenhang mit der lebenslangen Freiheitsstrafe.

Eine Grundtendenz ist allerdings unübersehbar: substanzielle Fort-
entwicklung gegenüber Bisherigen gibt es vor allem dort, wo Ab-
lehnungsgründe eingeschränkt oder abgeschafft werden (eigene
Staatsangehörige, politische, militärische und fiskalische Delikte,
beiderseitige Strafbarkeit). Dagegen werden bestehende Rechts-
schutzstandards bestenfalls unverändert übernommen (Verjährung,
ne bis in idem im weiteren Sinn), quasi als selbstverständlich
vorausgesetzt, aber damit ihrer rechtlich verbindlichen Qualität be-
raubt (Todesstrafe, rechtsstaatliche Mindeststandards) oder sogar
unterschritten (Abwesenheitsurteile). Die einzige Ausnahme scheint
die Bestimmung über die lebenslange Freiheitsstrafe zu sein, die
aber ohnehin zahnlos ist.

VI. Gesamtbewertung

Wie ist der RB-EHB im Lichte der vorstehenden Darstellung zu be-
werten?

Zunächst ist festzustellen, das der EHB weder europäisch noch ein
Haftbefehl ist. Das Attribut „europäisch“ ist unangebracht, weil kei-
nerlei Kompetenzen einer supranationalen (europäischen) Instanz
bestehen53), sondern es sich um einen Akt eines nationalen Ge-
richts handelt. Auch von einem Haftbefehl kann nicht wirklich ge-
sprochen werden, weil keine unmittelbare Überstellung an das aus-

53) Boucher, Le mandat d’arrêt européen et la Constitution française,
Synthèse n° 84 der Fondation Robert Schuman, 6, unter http://www.
robert-schuman.org/lettre/syntheses.htm.
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stellende Gericht stattfindet, sondern ein Gericht im „vollstrecken-
den“ Staat dazwischengeschaltet ist. Der im RB-EHB vorgesehene
Ablauf steht daher trotz des Eindrucks, der durch die neuen Be-
griffe erweckt wird, der Auslieferung immer noch näher als inner-
staatlichen Gegebenheiten. Eine Überwindung der Auslieferung
oder gar ein Quantensprung54) kann im RB-EHB daher nicht gese-
hen werden.
Dem RB-EHB ist sicher zu Gute zu halten, dass er Bestimmungen
beseitigt, die zwar im traditionellen, in der Staatensouveränität
wurzelnden Auslieferungsrecht ihren Platz haben mögen, in einer
Union, die sich als Raum der Freiheit, der Sicherheit und des
Rechts versteht, aber als überholt anzusehen sind: Dies gilt etwa
für die Straffung des Verfahrens durch direkte Übermittlung und
klare Fristen, den Entfall jeglicher Verdachtsprüfung und den
Entfall der Auslieferungshindernisse der politischen, militärischen
und fiskalischen Delikte; wohl auch der eigenen Staatsangehörig-
keit.
Zu begrüßen ist auch, dass die Anwendung zahlreicher einander
überlagernder Rechtsschichten nun ein Ende haben wird – wenn
auch nur im Verhältnis zwischen EU-MS. Getrübt wird die Freude
in diesem Punkt allerdings dadurch, dass der RB-EHB – anders als
die völkerrechtlichen Rechtsakte innerhalb wie außerhalb der EU –
nicht unmittelbar anwendbar ist, sondern innerstaatlicher Umset-
zung bedarf. Unterschiedliche Regelungen in den MS sind so vor-
programmiert, zumal der RB-EHB an mehreren Stellen den MS
Wahl- und Vorbehaltsmöglichkeiten einräumt.
Wenig befriedigend ist die Übernahme komplizierter und kaum
handhabbarer Regelungen zu einzelnen Bereichen, wie insbeson-
dere zur Spezialität.
Solche übervorsichtigen Regelungen stehen in einem eigenartigen
Spannungsverhältnis zur Regelung betreffend die 32 Kategorien
von Straftaten, bei denen die beiderseitige Strafbarkeit nicht mehr
geprüft werden darf: Diese Bestimmung ist einerseits eine radikale
Neuerung, die eine Angleichung im materiellen Strafrecht erfor-
dern würde (polemisch könnte man sagen: die Bestimmung soll
diese Angleichung erzwingen), und andererseits durch die unge-
naue Umschreibung der Deliktskategorien von einer im Strafrecht
unerträglichen Unbestimmtheit (nicht zu Unrecht spricht Schüne-
mann55) von einer „Karikatur einer rechtsstaatlichen Regelung“),
die wohl nur mit der im Gefolge der Anschläge vom 11. 9. 2001
herrschenden Hysterie erklärt werden kann, von der offenbar auch
der europäische Strafgesetzgeber angesteckt war.
Dabei kann die Bekämpfung des Terrorismus als Argument für die
überstürzte Verabschiedung des RB-EHB in Wahrheit nicht heran-
gezogen werden, weil der Anwendungsbereich weit über Terroris-
mus hinausreicht. Gerade für den Bereich des Terrorismus sieht
aber das EU-AÜ bereits unter bestimmten Bedingungen den Aus-
schluss der Prüfung der beiderseitigen Strafbarkeit vor (Art 2, vgl
oben V.B.2.). Zur Bekämpfung des Terrorismus hätte daher (zu-
nächst) eine Überarbeitung dieser Bestimmung genügt.

Darüber hinaus hat der RB-EHB den Ausbau des Rechtsschutzes
völlig verabsäumt. Wenn Bogensberger56) meint, die Angleichung
der Verteidigungsrechte auf hohem Niveau bedürfe noch einer ein-
gehenden Diskussion, so ist dem entgegen zu halten, dass der EHB
erst zeitgleich mit dieser Angleichung eingeführt hätte werden dür-
fen.

Besonders unerfreulich ist, dass der RB-EHB quasi unwiderleglich
vermutet, dass alle MS – die derzeitigen sowie alle demnächst bei-
tretenden – grundrechtliche Standards einhalten – und auch in aller
Zukunft einhalten werden! –, indem das Thema lediglich in den Er-
wägungsgründen abgehandelt wird. Und dies in vollem Bewusst-
sein – um nur zwei Beispiele herauszugreifen –: dass erstens sechs
MS das 7. ZPEMRK noch nicht ratifiziert haben, das die Überprü-
fung eines Strafurteils vor einem übergeordneten Gericht vor-
schreibt (Art 2); und dass zweitens die Regelung im RB-EHB zum
Schutz vor Vollstreckung von Abwesenheitsurteilen nicht nur hinter
dem Standard des 2. ZP zum ER-AÜ, sondern auch hinter dem
Anspruch der EU-Millenniums-Strategie aus dem Jahr 2000 zurück-
bleibt, die Frage der Auslieferung bei Verfahren in Abwesenheit
des Angeklagten unter uneingeschränkter Einhaltung der Grund-
rechte zu prüfen. Zu wünschen wäre, dass wenigstens die nationa-
len Gesetzgeber bei der Umsetzung mehr Grundrechtsbewusstsein
zeigen und die unverbindlichen Erwägungsgründe des RB-EHB in
einen verbindlichen und umfassenden Grundrechtsvorbehalt trans-
formieren.

Ein umfassender Rechtsschutz (wie auch eine einheitliche Anwen-
dung) wäre aber erst gewährleistet, wenn gegen einen Europäi-
schen Haftbefehl und seine Vollstreckung ein Rechtsmittel an ein
europäisches (in Strafsachen tätiges) Gericht möglich wäre. Ein sol-
cher Haftbefehl würde dann auch das Attribut „europäisch“ zu
Recht tragen.

Die Gesamtbewertung der Regelungen des RB-EHB fällt daher
ernüchternd aus: Der RB-EHB verstärkt die schon bisher bei den
Rechtsakten der strafrechtlichen Zusammenarbeit nach Titel VI EUV
zu beobachtende ausschließlich repressive Orientierung (neue und
umfassendere Tatbestände, höhere Strafen, ausgeweitete Gerichts-
barkeit)57), indem er einerseits die Dominanz der repressivsten
Rechtsordnung bewirkt und andererseits auf die unerlässliche Flan-
kierung mit Verfahrensgarantien verzichtet. Ist das der „Raum der
Freiheit, der Sicherheit und des Rechts“ (Art 29 EUV)?

54) So ein namentlich nicht gekennzeichneter Beitrag in DRiZ 2002, 1.
55) Schünemann, Bürgerrechte ernst nehmen bei der Europäisierung des

Strafverfahrens! StV 2003, 116 (119).
56) Bogensberger, Umdenken im Strafrecht. Terrorismus und Europäischer

Haftbefehl, juridicum 2002, 92 (97).
57) Dem griechischen Vorsitz (1. Halbjahr 2003) ist zu verdanken, dass

nach fast zehnjähriger Geschichte der justiziellen Zusammenarbeit im
Strafrecht dem Rat erstmals ein Vorschlag vorliegt, der nicht auf Auswei-
tung, sondern auf Begrenzung staatlicher Strafansprüche abzielt: vgl
die Initiative der Hellenischen Republik zu einem Rahmenbeschluss über
die Anwendung des „ne bis in idem“-Prinzips, ABl 2003 C 100, 24.
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Strasser/Jabornegg/Resch (Hrsg)
Arbeitsverfassungsgesetz

Der neue Kommentar zum ArbVG wächst!

Nun geht es Schlag auf Schlag:
Die 3. von Prof. Strasser bearbeitete Lieferung ist bereits
erschienen und beinhaltet die §§ 33 – 36 (Betriebsver-
fassung – ua wird hier der Betriebs- und Arbeitnehmerbe-
griff kommentiert)

Die 4. und 5. Lieferung erscheint noch im August 2003!
• Die §§ 123 – 131f behandeln die Jugendvertretung, 

bearbeitet von Univ.-Ass. Dr. Johanna Naderhirn, Linz
• Die §§ 132 – 134b beinhalten Vorschriften für einzelne

Betriebsarten, bearbeitet von Dr. Matthias Neumayr,
Hofrat des Obersten Gerichtshofs

Die Herausgeber
Dr. h.c. Dr. Rudolf Strasser, em. o. Univ. Prof. lehrt an der
Johannes Kepler-Universität Linz. Dr. Peter Jabornegg ist
o. Univ.-Prof., Dr. Reinhard Resch ist A. Univ.-Prof. am
Institut für Arbeitsrecht und Sozialrecht an der Universität
Linz, beide sind Autoren zahlreicher Publikationen.

Loseblattwerk im Ordner inkl. 3. Lieferung. 
EUR 98,– ISBN 3-214-07585-3. Lieferung in gebundenen Einzelheften. 
Gesamtumfang des Komplettwerkes ca. 1.500 Seiten. 
Das Werk kann nur im Abonnement bezogen werden.

ArbVG-Kommentar

jetzt neu: §§ 33-36
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Baurecht total – eine aktuelle Gesamtschau vom
Bauvertragsrecht über die Bauordnung bis zum
Insolvenzrecht
intensive

16. bis 18. Oktober 2003 im Stift Melk

Der Traum von den eigenen vier Wänden endet für viele im Gerichtssaal

Um dies zu vermeiden, ist zuerst Beratungs-Kompetenz gefragt,
von der Gestaltung der Verträge über den Kauf, die Förderung,
Finanzierung, das Wohnungseigentum, über Fragen der Flächen-
widmung bis zum Steuerrecht. Anwaltliches Know-how ist hier
gefragt, im Bau- und Liegenschaftsgeschäft aber auch in der Folge
bei der Vertretung der Parteien:
Was ist zu tun, wenn der Bauträger wankt?
Was ist zu tun, wenn das Bauherrenmodell vom Finanzamt geprüft
wird?
Wie sichere ich mich vor untreuen Treuhändern?
Welche Fallen drohen im Bauverfahren oder im Baumängelprozess?
Dieses Seminar soll die Beratung und Vertretung der Klienten in
den verschiedenen Facetten des Baurechts aus einer Hand ge-
währleisten.
Die Teilnehmer erhalten am 2. Tag des Seminars eine Sammlung
von Vertrags- und Eingabemustern.

Programm

Donnerstag, 16. 10. 2003

8.30 Eröffnung des Seminars durch den Vizepräsiden-
ten der Rechtsanwaltskammer Niederösterreich
Dr. Max Urbanek

9.00–9.30 Impulsreferat: Was erwartet der Bauträger vom
Anwalt?
Wo gibt es Beratungsbedarf aus der Sicht des
Klienten?
Auswahl der Liegenschaft, Projektaltlasten, sons-
tige Risken, Prüfung, Beratung aus einer Hand
Referent:
Dr. Winfried Kallinger, KALLCO PROJEKT Bau-
träger Gesellschaft m.b.H.
Moderation:
Univ.-Prof. Dr. Michael Enzinger, RA in Wien

9.30–11.00 Maximierung der Ertragserwartung im Althaus
Beratung beim Ankauf einer Projektliegenschaft,
Finanzierungsformen und Verträge, Förderungs-
recht
Referenten:
Dr. Reinhard Hohenberg, RA in Graz
Dr. Ernst Rath, Direktor Steiermärkische Bank und
Sparkassen AG
Moderation:
Dr. Christian Hopp, RA in Feldkirch

11.00–11.30 Snacks aus der Stiftsküche

11.30–12.30 Welches Bauherrenmodell hält?
USt-Problematik, Liebhaberei, Bauherreneigen-
schaft, Verlustbeteiligungsmodelle; Folgen des
Konkurses auf Umsatzsteuer
Referent:
Mag. Johannes Eisl, Wirtschaftstreuhänder in
Salzburg
Moderation:
VPräs. Dr. Max Urbanek, RA in St. Pölten

12.30–13.30 Business Lunch

13.30–14.00 „Lustwandeln“ im Stiftsgarten mit Pater Martin

14.00–15.30 Von der Flächenwidmung bis zur Baugenehmi-
gung – Der widerspenstige Anrainer
Flächenwidmung (Bekämpfung), Anrainerrechte,
VwGH/VfGH (Beschwerdegründe, Antragserfor-
dernisse)
Referentin:
Hon.-Prof. Dr. Henrietta Geuder
Moderation:
Mag. Dr. Franz Mittendorfer, RA in Linz

15.30–16.30 Vergaberecht – NEU
Ausschreibung, Rechtsschutz, Public Private Part-
nership, Baukonzession, Dienstleistungskonzes-
sion
Referent:
Univ.-Prof. Dr. Josef Aicher, Universität Wien
Moderation:
Univ.-Prof. Dr. Michael Enzinger, RA in Wien

16.30–17.00 Snacks aus der Stiftsküche

17.00–18.30 Tücken und Lücken im Bauwerk- und Architekten-
vertrag
Fixpreis, Änderung des Leistungsumfanges, Ga-
rantien, ÖNORM, Zurückbehaltung, Baueinstel-
lung, ARGE, Haftungsfragen, Skonto
Referentin:
Mag. Dr. Ilse Korenjak, RA in Wien
Moderation:
VPräs. Dr. Elisabeth Simma, RA in Graz

18.30–19.00 Buffet – Wachauer Erfrischungen

19.00–20.30 Der insolvente Bauträger
Rechte und Absicherung der WE-Bewerber, Ge-
staltungsrechte des MV, Verwertungsschritte, spe-
zifische Anfechtungskonstellationen
Referent:
Dr. Klemens Dallinger, RA in Wien
Moderation:
Dr. Willibald Stampf, RA in Mattersburg
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Freitag, 17. 10. 2003

9.00–10.30 Irrgarten Wohnungseigentum
Gestaltung WE-Vertrag, Altbau/Sanierung, Bau-
trägervertragsrecht
Referent:
Dr. Walter Lattenmayer, RA in Wien
Moderation:
Dr. Andrea Haniger, RA in Innsbruck

10.30–11.00 Pause für Körper & Geist

11.00–12.30 Der treue Treuhänder und gemeinsame Vertrags-
errichter
Zivil- und standesrechtliche Aspekte
Referenten:
VPräs. Dr. Max Urbanek, RA in St. Pölten
ao.Univ.-Prof. Dr. Raimund Bollenberger, RAA in
Wien
Moderation:
Dr. Manfred Angerer, RA in Klagenfurt

12.30–13.30 Führung durch das Stift Melk
oder alternativ: Healthy Running – Laufen mit
Trainer

13.30–14.30 Business Lunch

14.30–17.00 Parallel laufende Workshops: Erarbeitung von
Vertrags- und Eingabemustern
In den Workshops werden die Teilnehmer in
Gruppenarbeit unter Anleitung der Referenten
Vertrags- und Eingabemuster erarbeiten. Die
Basisinformationen und Sachverhalte werden am
Beginn des Seminares verteilt. Jede Arbeits-
gruppe wird durch einen Berichterstatter aus dem
Kreis der Teilnehmer ihr Ergebnis dem Plenum
präsentieren. Alle Seminarteilnehmer erhalten
am Ende des Seminars eine von den Referenten
redigierte Mustersammlung.
Workshop I – Kaufvertrag/Liegenschaft
Referent:
Dr. Daniel Bräunlich, RA in Salzburg
Moderation:
Dr. Manfred Angerer, RA in Klagenfurt
Workshop II – VwGH/VfGH-Beschwerde
Referent:
o.Univ.-Prof. Dr. Bruno Binder, RA in Linz, Uni-
versität Linz
Moderation:
Dr. Peter Bleiziffer, RA in Salzburg
Workshop III – WE-Vertrag, GB-Gesuch
Referent:
Dr. Walter Lattenmayer, RA in Wien
Moderation:
Dr. Andrea Haniger, RA in Innsbruck

Samstag, 18. 10. 2003

Diese Veranstaltung wurde vom Ausschuss der Rechtsanwaltskam-
mer Niederösterreich und damit bundesweit für sechs Halbtage
approbiert.

Terminübersicht – Seminare
September

Workshop IV – Bauwerksvertrag
Referentin:
Mag. Dr. Ilse Korenjak, RA in Wien
Moderation:
VPräs. Dr. Elisabeth Simma, RA in Graz
Workshop V – Vergaberecht/Zivilrecht
Referent:
Dr. Dietmar Lux, RA in Linz
Moderation:
Mag. Dr. Franz Mittendorfer, RA in Linz

17.00–17.30 Pause für Körper & Geist

17.30–19.00 Präsentation der Ergebnisse

ab 19.00 Vergnüglicher Abend in historischem Ambiente
von Schloss Schallaburg bei Schmankerln &
Wein

9.00–10.00 Gewährleistung und/oder Haftung?
Zivilrechtliche Grundlagen
Referent:
Univ.-Prof. Dr. Robert Rebhahn, Universität Wien
Moderation:
Dr. Manfed Angerer, RA in Klagenfurt

10.00–10.30 Snacks aus der Stiftsküche

10.30–12.30 Taktieren im Bauprozess nach der ZPO-Novelle
Grundbegriffe
Prozesstaktik nach der ZPO-Reform, Beiziehung
und Zusammenarbeit mit Sachverständigen
Wie führe ich ökonomisch Prozesse?
Referenten:
DDr. Paul Nechvatal, Senatspräsident des OLG
Dr. Gottfried Zandl, RA in Wien
Moderation:
Dr. Andrea Haniger, RA in Innsbruck

2. und 16. 9. Seminarreihe Steuerrecht:
9. Bundesabgabenordnung
Seminar-Nr: 20030902/8 WIEN

3. 9. bis
5. 11.

Anglo-amerikanische Rechtssprache
für Rechtsanwälte
Seminar-Nr: 20030903/8 WIEN
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Fucik/Hartl/Schlosser
Handbuch des Verkehrsunfalls 
Teil 5: Stradal, Medizinische Fragen

Das auf 8 Teile angelegte Handbuch des Verkehrsunfalls
bietet eine Darstellung der gesamten Bandbreite der
nach Verkehrsunfällen auftretenden Fragen und Pro-
bleme. Die Schwerpunktthemen, vom Zivil- und Straf-
recht über Versicherungs- und Verwaltungsrecht bis zu
medizinischen und technischen Fragen, werden von
Praktikern aus den jeweiligen Fachbereichen kompe-
tent und fundier t aufgearbeitet. 
Der nun vorliegende Teil 5 behandelt medizinische Fra-
gen, die in Ver fahren nach Verkehrsunfällen auftreten
können. Er enthält: • eine Darstellung der verschiede-
nen aus Verkehrsunfällen resultierenden Körperverletzungen
• ein eigenes Kapitel zur Berechnung des Blutalkoholwertes im Vor fallzeit-
punkt mit anschaulichen Rechenbeispielen • ein Medizinisches Lexikon als
einzigar tige Sammlung der in Gerichtsver fahren tatsächlich verwendeten
medizinischen Abkürzungen.

2003. XVIII, 542 Seiten. Br. EUR 125,– (im Abo EUR 100,–) ISBN 3-214-12900-7 
Teile 1-5: ISBN 3-214-12901-5 EUR 270,– (im Abo EUR 215,–)

5. bis 6. 9. Optimale Fragetechnik:
Der Weg zur richtigen Antwort
Seminar-Nr: 20030905/8 WIEN

5. bis 6. 9. Strafverfahren II
Seminar-Nr: 20030905 A/8 WIEN

11. bis 13. 9. train the trainer: Vorträge halten,
Seminare leiten –
Expertentipps für Profis
Seminar-Nr: 20030911/4 MATTSEE

12. bis 13. 9. Abgabenrecht
Seminar-Nr: 20030912/3 ST. GEORGEN i.A.

12. bis 13. 9. Standesrecht
Seminar-Nr: 20030912/8 WIEN

12. 9. Arbeits- und Sozialrecht spezial – NEU!
Seminar-Nr: 20030912 A/8 WIEN

19. bis 20. 9. Exekutionsrecht – Fahrnis- und
Gehaltsexekution, Realexekution
Seminar-Nr: 20030919/5 GRAZ

19. bis 20. 9. Miet- und Wohnrecht
Seminar-Nr: 20030919/6 INNSBRUCK

19. bis 20. 9. Gesellschaftsrecht II
(Der Gesellschaftsvertrag –
Schwerpunkt GmbH)
Seminar-Nr: 20030919/8 WIEN

25. bis 27. 9. Zivilverfahren
Seminar-Nr: 20030925/8 WIEN

26. bis 27. 9. Verwaltungsverfahren und VfGH-
und VwGH-Beschwerde
Seminar-Nr: 20030926/3 ST. GEORGEN i.A.

30. 9. Seminarreihe Steuerrecht:
10. Unternehmens- und Anteilskauf
Seminar-Nr: 20030930/8 WIEN
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www.oegbverlag.at

Erhältlich in jeder Buchhandlung oder bei Pichler Medienvertrieb, Hirschstettner Straße 21E, 1220 Wien, Tel. 01/202 60 06 Dw. 6830, Fax Dw. 6880

Garantiert gut informiert

Schwarz/Löschnigg

Arbeitsrecht
Gesetze und Kommentare Nr. 129
10., neu bearbeitete Auflage 2003, 1128 Seiten, € 62,–
ISBN 3-7035-0938-4
Kollektives Arbeitsrecht und Individualarbeitsrecht in einem Band - 
jetzt in der 10. Auflage!
Der Kommentar ist problemorientiert und ohne Trennung zwischen den Rechts-
bereichen des individuellen bzw. kollektiven Arbeitsrechts aufgebaut. Das Arbeits-
verhältnis wird von der Begründung bis zur Lösung ausführlich behandelt. Viele
Beispiele machen die Materie verständlich. Die letzten Änderungen betreffen u. a.
„Abfertigung neu“, Mutterschutzgesetz, Entgeltfortzahlungsgesetz und Insolvenzrecht.

Oktober

2. bis 4. 10. Europarecht
Seminar-Nr: 20031002/8 WIEN

3. bis 4. 10. Erbrecht und Vermögensnachfolge
Seminar-Nr: 20031003/8 WIEN

3. bis 4. 10. Die Ehescheidung und ihre Folgen
Seminar-Nr: 20031003/5 GRAZ

10. bis 11. 10. Verkehrsunfallrecht – NEU!
Seminar-Nr: 20031010/7 FELDKIRCH

10. bis 11. 10. Die Ehescheidung und ihre Folgen
Seminar-Nr: 20031010/8 WIEN

14. 10. Seminarreihe Steuerrecht:
11. Liegenschaftsverkehr und Steuern
Seminar-Nr: 20031014/8 WIEN

16. bis 18. 10. Baurecht total –
eine aktuelle Gesamtschau vom
Bauvertragsrecht über die Bauordnung
bis zum Insolvenzrecht
Seminar-Nr: 20031016/2 STIFT MELK

Nähere Informationen erhalten Sie unter Tel (01) 710 57 22-0
oder Fax (01) 710 57 22-20 oder E-Mail office@awak.at. Zu-
sätzlich haben Sie unter www.awak.at Gelegenheit, sich zu infor-
mieren und sich anzumelden.

17. bis 18. 10. Gesellschaftsrecht II
Seminar-Nr: 20031017/3 ST. GEORGEN i.A.

17. bis 18. 10. Nuancen der Honorarrechnung
Seminar-Nr: 20031017/8 WIEN

24. bis 25. 10. Doing business in England and the U.S.:
Praktische Aspekte des Geschäfts-
und Rechtsverkehrs für Rechtsanwälte
Seminar-Nr: 20031024 A/8 WIEN

24. bis 25. 10. Zivilverfahren II
Seminar-Nr: 20031024/6 INNSBRUCK

24. bis 25. 10. Exekutionsrecht
Seminar-Nr: 20031024/8 WIEN

28. 10. Seminarreihe Steuerrecht:
12. Insolvenz und Steuern
Seminar-Nr: 20031028/8 WIEN
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„Collaborative Law –
Austrian Style“
Elise Schopper-Brigel
Rechtsanwälte in Österreich, und insbesondere Mitglieder des
AVM, haben jetzt die einzigartige Gelegenheit, von einer neuen,
besonders menschlichen Form der alternativen Streitbeilegung, dem
so genannten „Collaborative Law“, Gebrauch zu machen. Diese
ausgesprochen schnelle und kostengünstige Form der außergericht-
lichen Streitbeilegung ist in Nordamerika seit nunmehr 10 Jahren
äußerst erfolgreich. Im Jänner 2003 wurde sie erstmals von ihrem
Begründer, Stuart Webb, auch in Österreich vorgestellt, und zwar
in einem vom AVM gesponserten Seminar. Mittlerweile wird ein
Großteil der Scheidungsfälle in vielen Städten Kanadas mit dieser
Methode gelöst und es sieht ganz danach aus, als würden Großbri-
tannien, Österreich und andere deutschsprachige Länder auf den-
selben Zug aufspringen. Rechtsanwälte, die heute mit dabei sind,
werden im Collaborative Law von morgen tonangebend sein. Vor
allem AVM Mitglieder mit ihrer großen Erfahrung in der Mediation
können ihre Fähigkeiten mit etwas Collaborative Law Ausbildung
auf einem derzeit eher flauen Mediationsmarkt neu verarbeiten und
anbieten und so einen völlig neuen Kundenkreis schaffen.
Zunächst aber geht es um die Frage, was Collaborative Law
eigentlich ist. Die Grundsätze sind ziemlich einfach, Voraussetzung
ist, dass beide Klienten und deren Anwälte schriftlich festlegen, den
anstehenden Fall ohne gerichtlichen Prozess beizulegen. Damit be-
schließen die Parteien, miteinander und nicht gegeneinander zu ar-
beiten. Der gegenständliche Vertrag wird allgemein als „Partizipa-
tionsabkommen“ bezeichnet, mittels dessen die Anwälte dazu ver-
pflichtet werden, sich aus dem Fall zurückzuziehen falls eine der
Parteien beschließt, vor Gericht zu gehen oder sich in irgendeiner
Weise unaufrichtig verhält. Damit ist es den Rechtsanwälten auch
möglich, sich auf ihre Fähigkeiten in Richtung Problemlösung und
Streitbeilegung zu konzentrieren. Die Klienten selbst bestimmen
den Verlauf und das Ergebnis der Verhandlungen, die Anwälte
wiederum stellen ihre berufseigenen Fähigkeiten zur Förderung der
Beilegung zur Verfügung. Die Bedürfnisse der Klienten kommen da-
bei viel eher zum Tragen als die Anweisungen des Richters. In mehr
als 95% aller „Collaborative Law“ Fälle kommt es daher zu einer
für beide Seiten befriedigenden Lösung außerhalb des Gerichts.
„Die Verpflichtung, sich im Falle eines bevorstehenden Prozesses
zurückzuziehen, bedeutet für die Anwälte, sich nicht auf ihre kont-
radiktorischen Fähigkeiten zu verlassen, wenn die Sache schwierig
wird“, wie Chip Rose, ein bekannter Anwalt in diesem Bereich, be-
kennt. Somit sind alle Teilnehmer an diesem Prozess geschützt.
Dr. Susan Gamache, eine diese Methode praktizierende Anwältin
aus British Columbia, sieht Collaborative Law als interdisziplinäres
Modell, bei dem die negativen wirtschaftlichen, sozialen und emo-
tionalen Auswirkungen einer Scheidung minimiert werden. Dies

wird durch die Mitwirkung dreier voneinander unabhängiger Dis-
ziplinen, der rechtlichen, der psychologischen und der finanziellen,
ermöglicht. Die Anwälte vertreten zwar die Interessen ihrer eigenen
Klienten, sollte sich jedoch herausstellen, dass es auch emotionale
Probleme oder ein eindeutiges Ungleichgewicht der beiden Parteien
zu bewältigen gilt, wozu der Anwalt selbst auf grund seiner berufli-
chen Ausbildung nicht in der Lage ist, so wird ein Scheidungscoach
beigezogen. Dabei handelt es sich nicht um eine Therapie im
eigentlichen Sinne, wohl aber werden Familienangehörige durch
die von vielen Veränderungen gekennzeichnete Phase einer Schei-
dung unterstützend geführt. Solche Veränderungen treten bekann-
termaßen auf verschiedenen Ebenen, der emotionalen, geistigen,
spirituellen sozialen, und eben auch der Gemeinschaftsebene auf.
So werden etwa Erziehungs- und Besuchszeiten für beide Elternteile
erstellt. Auch Finanzexperten stehen zur Verfügung, die bei Bedarf
finanzielle Beratung bieten und bei der Aufdeckung finanzieller
Informationen behilflich sind. Experten für Probleme mit Kindern bie-
ten den Eltern Beratung, Informationen und Unterstützung an. Letz-
tere sind fakultativ und neutral, womit unnötige doppelte Ausgaben
wegfallen. Das Collaborative Law Modell ist also ein äußerst fle-
xibles, das an die Bedürfnisse der Klienten angepasst and je nach
Fall mit den entsprechenden externen Experten praktiziert wird.

Der CL Prozess läuft in vier Phasen ab, wie die führende kanadi-
sche CL Anwältin und Trainerin Janis Pritchard erklärt: Die erste
Phase ist eine Einleitung, hier kommt es zum Erstgespräch mit dem
Klienten, gleichzeitig werden die Anwaltsbestellung für beide An-
wälte sowie ein Partizipationsabkommen unterschrieben. In Phase
2 wird der Klient auf das erste „Vierertreffen“ mit beiden Anwälten
sowie der Gegenpartei vorbereitet. Dabei werden jene Themen be-
handelt, deren Lösung für eine erfolgreiche Scheidung unabding-
bar sind. Während des Verhandlungsprozesses in Phase 3 können,
falls nötig, weitere Vierertreffen stattfinden. Die Anwälte beider Par-
teien können auch vor und nach den jeweiligen Vierertreffen zu-
sammenkommen. Von allzu vielen Zusammenkünften zwischen An-
walt und Klienten wird jedoch abgeraten, um den Eindruck nicht
aufkommen zu lassen, eine Seite würde taktische Schritte zur Mani-
pulation des Prozesses besprechen. Während Phase 4 wird auch
der Trennungsvertrag erarbeitet und unterschrieben.

Was ist nun der Unterschied zwischen Collaborative Law und
Mediation? Viele der Fähigkeiten aus der Mediation sind auch für
die CL Methode unerlässlich. In Österreich gibt es eine gut etab-
lierte Mediationskultur, hier hat sich auch ein so genanntes Co-Me-
diationsmodell bewährt, bei dem sowohl ein Anwalt als auch ein
Psychotherapeut mitwirken. Gesetzt den Fall, eine Seite stellt unzu-
mutbare Forderungen, oder ist der Situation emotionell nicht ge-
wachsen, oder aber eine fragwürdige rechtliche Entscheidung
steht im Raum, und einer der beiden Mediatoren versucht nun, die
Lage zu beruhigen, so wird dieser gerne als voreingenommen
betrachtet, auch wenn dem gar nicht so ist. Pauline Tessler, eine
bekannte Anwältin für CL, vertritt die Ansicht, dass die Mediation
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erlahmen könnte oder ihr endgültiges Ergebnis nicht im Interesse
beider Parteien ausfallen könnte, wenn die Mediatoren die Situa-
tion nicht in den Griff bekommen. CL hingegen ist, so Pauline
Tessler, darauf ausgerichtet, solche Probleme wirksamer zu behan-
deln, wobei letztlich auch hier die Beilegung des Falles oberstes
Gebot bleibt. Beide Seiten werden während des gesamten Prozes-
ses rechtlich einwandfrei beraten und vertreten. Auch dann, wenn
die eine oder andere Seite wenig Verhandlungskünste zeigt, die
finanzielle Lage nicht richtig einschätzt, oder emotionell zu stark
belastet ist, bürgt die Anwesenheit eingespielter Anwälte und
Experten für einen fairen Ablauf des Prozesses. Die Anwälte haben
Sorge zu tragen, dass ihre Klienten im Rahmen des Vernünftigen
bleiben, und die Verhandlungen positiv und produktiv verlaufen.
Manche Anwälte sind der Meinung, die meisten ihrer Fälle ohne-
hin zu regeln – wozu also CL? Das mag wohl stimmen, nur kommt
dies beide Seiten und ihre Familien finanziell wie emotionell teuer
zu stehen. Leidtragende sind vor allem die Kinder, und oft kommt
es erst kurz vor dem Gerichtstermin zu einer Einigung. CL ist die
ultimative Lösung, besonders für Anwälte und Mediatoren in Öster-
reich. Sie können nun ihre Klienten während des gesamten Ver-
handlungsprozesses rechtlich beraten und vertreten, und nicht, wie
bisher, erst am Ende der Mediation oder nur begleitend. Die Neu-
tralität bleibt gewährleistet, denn der Prozess wird im Interesse bei-
der Parteien geführt. Auch ethische Vorbehalte sind somit hintanzu-
stellen. Ein Scheidungscoach tritt dann auf, wenn eine Seite den
emotionalen Belastungen nicht mehr standhält. Er oder sie – bei
den Ehefrauen wird ein weiblicher, bei den Ehemänner ein männ-
licher Coach beigezogen – agiert gleichsam als Anwalt für die
Emotionen. Auch für Kinder- oder Finanzfragen werden, je nach
den Bedürfnissen der Klienten, Experten hinzugezogen. Sie wer-
den Ihre Klienten niemals mehr verlieren, denn nun können Sie drei
Varianten anbieten, den Rechtstreit, die Mediation oder Collabo-
rative Law. Manche Anwälte, die letztere Methode bereits anwen-
den, erzählen, dass ihre Klienten deren Vorteile sofort begreifen.
Es bedarf einzig und allein einer „Neuausrüstung“, wie dies
Pauline Tessler nennt. Darüber hinaus, und auch das sei erwähnt,
bietet Collaborative Law vielen Anwälten und Mediatoren die
Möglichkeit, ihre Fähigkeiten in der Mediation neu zu vermarkten,
und das kann schließlich nur von Nutzen sein.

Übersetzung: Mag. Verena Tomasik

„Collaborative Law und
Kommunikation“
Interdisziplinäres Training

24. bis 26. Oktober 2003

Collaborative Law, vor ca 10 Jahren von Rechtsanwalt Dr. Stuart
Webb in Amerika eingeführte alternative Streitbeilegungsme-

thode, ist auf dem gesamten Gebiet des ADR die für Rechtsanwälte
vielleicht interessanteste alternative außergerichtliche Streitbeile-
gungsmethode.
Der große Vorteil der Collaborative Law Methode besteht darin,
dass wir als Rechtsanwälte nicht aus unserer angestandenen Rolle
als Rechtsvertreter in die des Mediators schlüpfen müssen, sondern
unseren Mandanten auch weiterhin als Rechtsanwalt beratend zur
Seite zu stehen.
Voraussetzung ist lediglich, dass der Anwalt, der sich mit seinem
Mandanten der Collaborative Law Methode bedient, eine Vorschu-
lung in Mediation und/oder Kommunikationstraining bzw Konflikt-
management erfährt.
AVM ist nunmehr in der glücklichen Lage, Ihnen im Rahmen Ihrer
Zielsetzungen europaweit praktisch führend und konkurrenzlos ein
Collaborative Law Intensivtraining in Kombination mit einem Kom-
munikationsworkshop anzubieten.
Dieses „Zwei-in-einem-Seminar“ wird die auf dem Gebiet Collabo-
rative Law führende kanadische Rechtsanwältin und Trainierin
Janis Pritchard gemeinsam mit ihrem Partner David Carter halten,
der Kommunikationsteil wird von der internationalen Kommunikati-
onsexpertin und Psychotherapeutin Dr. Lyly Rojas De Knaus prä-
sentiert.
Wer soll dieses Seminar besuchen?
Anwälte und Psychotherapeuten, die eine neue und herausfor-
dernde Möglichkeit kennen lernen wollen, im Team von der
„Kriegszone“ in die „Lösungszone“ zu gelangen.
In diesem Seminar werden Sie lernen:
Wie der Collaborative Law Prozess funktioniert
Den Aufbau einer Collaborative Law Praxisgruppe in Ihrer Umge-
bung
Kommunikationstechniken zur Verbesserung Ihrer Fähigkeit, mit
schwierigen Klienten und problematischen Verhandlungssituatio-
nen umzugehen
Konfliktmanagement im Rahmen eines Collaborative Law Prozes-
ses
Die Trainer
Janis M. Pritchard ist Rechtsanwältin, Mitglied der Law Society in
Alberta und seit 1977 Mitglied der kanadischen Anwaltskammer.
Sie ist Partnerin in der Firma Pritchard and Company LLP und
beschäftigt sich seit 18 Jahren mit dem Familienrecht. Janis ist eine
eingetragene Familienmediatorin in Alberta und praktiziert nun-
mehr ausschließlich Collaborative Law. Sie ist die Gründerin und
Präsidentin der Vereinigung Collaborative Lawyers (Medicine Hat
& Brooks). Janis war eine Schlüsselfigur bei der Einführung von
Collaborative Law in Kanada und USA. Außerdem leitet sie ein
Komitee, das mit der Erstellung von Standards und Inhalten für den
professionellen Umgang mit Collaborative Law beschäftigt ist
David J. Carter, früher Staatsanwalt, ist Mitglied der Law Society in
Alberta und seit 1978 Mitglied der kanadischen Anwaltskammer.
Er ist Partner in der Firma Sihvon, Carter, Fisher & Berger LLP und
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ist registrierter Familienmediator in Alberta. Er ist Gründer und
Vizepräsident der Vereinigung Collaborative Lawyers (Medicine
Hat & Brooks) und war eine Schlüsselfigur bei der Einführung von
Collaborative Law in Kanada und USA. Zusätzlich zu seiner umfas-
senden juristischen Ausbildung ist er auch ein sehr erfahrener
Trainer und unterrichtet Konfliktmanagement an der Universität
Athabasca in Alberta.

Dr. Lyly Rojas De Knaus ist eine international anerkannte Trainerin
auf dem Gebiet des Konfliktmanagements und Kommunikation. Sie
hat bereits zahlreiche Kommunikationsseminare für internationale
Organisationen (UNO, Diplomaten und Waffeninspektoren sowie
an Universitäten in Nord- und Südamerika, Asien und Europa) ge-
halten. Dr. Rojas De Knaus wurde in Nicaragua geboren, emig-
rierte als Kind mit ihrer Familie nach Amerika, studierte an den Uni-
versitäten von Long Beach, California und Minnesota und lebt der-
zeit in Wien. Sie ist spezialisiert in multikulturellen Kommunikati-
onsverfahren, Teamkommunikation und Konfliktmanagement.

Das Seminar wird in englischer Sprache abgehalten und konseku-
tiv übersetzt durch Frau Mag. Verena Tomasik.

Termin

24. bis 26. Oktober 2003

Freitag, 24. Oktober 2003: 15.00 bis 19.00 Uhr Seminar Ja-
nis Pritchard

19.15: Begrüßungscocktail mit in-
formeller Fragestunde

20.30: gemeinsames Abendessen

Samstag, 25. Oktober 2003: 9.00 bis 18.15 Uhr Seminar Janis
Pritchard/Lyly Rojas

19.00: Heurigenbesuch

Sonntag, 26. Oktober 2003 : 9.00 bis 13.00 Uhr Seminar Lyly
Rojas

Die Begrüßungscocktails und das Abendessen am Freitag sowie
das Samstagmittagessen sind im Seminarpreis inkludiert.

Der Heurigenbesuch am Samstagabend ist fakultativ und extra zu
buchen und zu bezahlen, der Preis beträgt pro Teilnehmer
E 25,00 inkl Ust und ist mit dem Seminarbeitrag gemeinsam zu
überweisen.

AVM hat im Hotel Kaiser Franz Joseph ein Zimmerkontigent reser-
viert, die Teilnehmer können sich bei der Reservierung darauf be-
ziehen. Ein Einzelzimmer kostet E 83,00, ein Doppelzimmer
E 105,00.

Teilnahmebestätigung

Die Teilnehmer erhalten eine Bestätigung über 20 Unterrichtsein-
heiten à 45 Minuten.

Seminarort

Hotel Kaiser Franz Joseph Wien

Sieveringerstraße 4

1190 Wien

Tel: +43-1-329 00-0

Fax: +43-1-320 73 55

e-mail: kaiserfranzjoseph@deraghotels.de

Geschäftsbedingungen

Seminarpreis:

E 460,00 zzgl 10% Ust

E 440,00 zzgl 10% Ust für AVM-Mitglieder

Frühbucherbonus: bei Bezahlung bis 18. August 2003:

E 420,00 zzgl 10% Ust

E 400,00 zzgl 10% Ust für AVM-Mitglieder

Der Seminarpreis beinhaltet die Seminarunterlagen, Begrüßungs-
cocktail und Abendessen am Freitag, Mittagessen am Samstag,
sowie Kaffeepausen und Seminargetränke.

Zahlungsbedingungen:

Ein Seminarplatz ist nach Maßgabe der freien Plätze mit dem Ein-
gang des Seminarbeitrages auf dem Konto der AVM bei der Bank
Austria AG, Konto Nr 323-151–816-00, BLZ 12000, reserviert.
Nach Einlangen des Seminarbeitrages werden Ihnen eine Anmel-
debestätigung und eine Rechnung übersandt.

Anmeldeschluss:

ist der 3. Oktober 2003 (einlangend)

Stornobedingungen:

Bei Stornierung der Anmeldung (schriftlich) innerhalb von vierzehn
bis zwei Tagen vor Seminarbeginn (einlangend), wird eine Storno-
gebühr von 50% einbehalten, bei Absage danach oder Nichtteil-
nahme beträgt die Stornogebühr 100%.

AVM behält sich die Stornierung des Seminars bei zu geringer Teil-
nehmerzahl vor.

„Mediation und Marketing“
27. September 2003

Mediation als ein Verfahren schonender Konfliktlösung ist derzeit
beim Recht suchenden Publikum schwierig durchzusetzen. Media-
toren klagen über geringe Resonanz auf ihr Angebot.

Das Hauptproblem besteht darin, dass die Leistungen der Media-
toren in der Bevölkerung nach wie vor zu wenig bekannt sind.
Diese Informationslücke kann nur durch kontinuierliche Öffentlich-
keitsarbeit geschlossen werden.

Die Mediatoren selbst können durch professionelles Marketing
dazu beitragen, dass immer mehr Menschen den Nutzen von
Mediation erkennen und entsprechende Mandate erteilen.

Das Seminar gibt eine Einführung in die Methoden systematischen
Dienstleistungsmarketings für Rechtsanwälte und Mediatoren. Es
informiert über die Möglichkeiten der Marktanalyse, der Formu-
lierung von Zielen und Marketingstrategien und einer seriösen
und wirksamen Kommunikation über die Leistungen der Media-
toren.
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Peter Doralt / 
Christian Nowotny / 
Susanne Kalss 

Kommentar zum
Aktiengesetz
2003, 2.768 Seiten, geb. 
2 Bände
ISBN 3-7073-0252-0

Subskriptionspreis 
bis 31. 10. 2003: € 296,–
Ab 1. 11. 2003: € 370,–

Erscheint Ende Juli 2003!

Der vorliegende Kommentar bietet eine aktuelle und kompakte
Kommentierung des österreichischen Aktienrechts; die gesamte
österreichische Literatur und Judikatur werden ebenso verarbeitet
und kritisch ausgewertet wie die maßgebliche deutsche Recht-
sprechung und Lehre. Theoretisch fundierte Auseinandersetzung
wird mit pragmatischer Lösungskompetenz verbunden. Ausgewie-
sene Kenner des Aktienrechts aus Wissenschaft und Praxis
erschließen das Aktienrecht in klarer Weise, sodass Rechtsanwen-
der und Lehre gleichermaßen davon profitieren. 
Das Werk gliedert sich in zwei Bände, die zusammen in einem
Schuber erscheinen. 

Zu den Autoren:
Univ.-Prof. Dr. Peter Doralt, LLM (Harvard), Institut für Bür-
gerliches Recht, Handelsrecht und Wertpapierrecht, Wirtschafts-
universität Wien
Univ.-Prof. Dr. Christian Nowotny, Institut für Bürgerliches
Recht, Handelsrecht und Wertpapierrecht, Wirtschaftsuniversität
Wien
Univ.-Prof. Dr. Susanne Kalss, LLM (Florenz), Institut für
Rechtswissenschaft, Universität Klagenfurt

Bestellen Sie direkt beim Verlag:

Fax: (01)278 05 26-23 • Tel.: (01)278 05 26

E-Mail: office@lindeverlag.at • www.lindeverlag.at

LINDE VERLAG WIEN GMBH  
SCHEYDGASSE 24 • 1211 WIEN

Standardkommentar

zum Aktiengesetz!

Der Top-Kommentar zum 
Subskriptionspreis bis 31. 10. 2003

Sie sparen € 74,—!

Prof. Dr. Christoph Hommerich
Ein Feuerwerk an Geist, verbunden mit wertvollen praktischen
Tipps für die persönliche Vermarktung unter spezieller Hinwen-
dung zur Mediation. Jeder, der Professor Hommerich einmal erlebt
hat, möchte keinen seiner Vorträge mehr missen.
Professor für Marketing und Management an der Fachhochschule
für öffentliche Verwaltung NRW in Köln
Vorsitzender des Vorstandes des Soldan Instituts für Anwaltsmana-
gement e.V., Essen
Zahlreiche Forschungsarbeiten zur Analyse des Marktes anwaltli-
cher Dienste und des Marketings für Rechtsanwälte
Regelmäßige Publikationen über anwaltliches Dienstleistungsmar-
keting
Termin
Samstag, 27. September 2003
9.00 Uhr bis 18.00 Uhr
Seminarort
Parkhotel Schönbrunn
Hietzinger Hauptstrasse 10–20
1130 Wien
Tel: +43-1-87 804
Fax: +43-1-87 804-3220
e-mail: parkhotel.schoenbrunn@austria-trend.at
Teilnahmebestätigung
Die Teilnehmer erhalten eine Bestätigung über 10 Unterrichtsein-
heiten à 45 Minuten.
Geschäftsbedingungen
Seminarpreis:
E 310,00 zzgl 10% Ust
E 290,00 zzgl 10% Ust für AVM-Mitglieder
Frühbucherbonus: bei Bezahlung bis 28. Juli 2003:
E 270,00 zzgl 10% Ust
E 250,00 zzgl 10% Ust für AVM-Mitglieder
Der Seminarpreis beinhaltet die Seminarunterlagen, sowie Kaffee-
pausen und Mittagsbuffet.
Zahlungsbedingungen:
Ein Seminarplatz ist nach Maßgabe der freien Plätze mit dem Ein-
gang des Seminarbeitrages auf dem Konto der AVM bei der Bank
Austria AG, Konto Nr 323-151–816-00, BLZ 12000, reserviert.
Nach Einlangen des Seminarbeitrages werden Ihnen eine Anmel-
debestätigung und eine Rechnung übersandt.
Anmeldeschluss:
ist der 5. September 2003 (einlangend)
Stornobedingungen:
Bei Stornierung der Anmeldung (schriftlich) innerhalb von vierzehn
bis zwei Tagen vor Seminarbeginn (einlangend), wird eine Storno-
gebühr von 50% einbehalten, bei Absage danach oder Nichtteil-
nahme beträgt die Stornogebühr 100%.
AVM behält sich die Stornierung des Seminars bei zu geringer Teil-
nehmerzahl vor.
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Amtliche Mitteilungen

Steiermark

Beitragsordnung
für den Kammerbeitrag, Notfallsfonds und Beitrag

für das Bundespflegegeld der Steiermärkischen
Rechtsanwaltskammer in der Fassung des Beschlusses

der ordentlichen Plenarversammlung
vom 13. Mai 2003 Gültigkeitsbeginn: 1. Juni 2003

A Pflichtbeiträge

1.) Kammerbeitrag

Der Kammerbeitrag beträgt monatlich E 79,00 bzw. E 948,00
jährlich.

Der Zuschlag für jeden beschäftigten Rechtsanwaltsanwärter be-
trägt monatlich E 72,00.

2.) Notfallsfonds

Der Beitrag beträgt E 360,00 jährlich, monatlich E 30,00.

3.) Bundespflegegeld

Der Beitrag zur Bedeckung der an den Bund zu leistenden Beiträge
gem. § 3 Abs. 5 Bundespflegegesetz in der jeweils geltenden Fas-
sung, beträgt jährlich E 85,00, zahlbar am 1. März eines jeden
Kalenderjahres.

4.) Kollektivunfallversicherung

Jedes Kammermitglied hat einen Beitrag zur Kollektivunfallversi-
cherung der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer in Höhe von
E 44,04 jährlich zu leisten, welcher zum 1. März eines jeden Jah-
res vorgeschrieben wird und fällig ist.

5.) Die Regelungen der Beitragsordnung zur Versorgungseinrich-
tung, Teil A, über die Zahlungsbedingungen (Fälligkeit, Säumnis-
folgen, etc.) in der Plenarversammlung vom 13. November 2000
beschlossenen Fassung gelten analog auch für diese Beitragsord-
nung:

Die Vorschreibungen erfolgen – wenn in der jeweiligen Beitrags-
ordnung nicht ausdrücklich anderes geregelt ist – quartalsmäßig
und sind jedenfalls hinsichtlich der regelmäßig anerlaufenden Be-
träge fällig jeweils am 1. 3., 1. 6., 1. 9. und 1. 12. eines jeden
Jahres. Die Fälligkeit eines Beitrages nach Teil A Ziffer 2 tritt am
darauffolgend nächsten allgemeinen Fälligkeitstermin (1. 3., 1. 6.,
1. 9. und 1. 12.) ein.

Wird ein Betrag nicht spätestens 14 Tage nach Fälligkeit entrich-
tet, so ist der/die Beitragspflichtige mit Ablauf dieses Tages zur
Entrichtung eines einmaligen 10-%igen Säumniszuschlages ver-
pflichtet. Wird ein Rückstandsausweis in Exekution gezogen, so ist
der/die Beitragspflichtige überdies zur Bezahlung von 4% Ver-
zugszinsen p.a. aus der in Exekution gezogenen Forderung ver-
pflichtet.

Zahlungen von Kammermitgliedern, welche nicht spätestens bei
Einzahlung eindeutig schriftlich gewidmet sind, können einbehal-
ten werden und mit offenen, fälligen anderen Forderungen aus Bei-

trägen für die Versorgungseinrichtung, dem Kammerbeitrag, und
dem Notfallsfonds verrechnet werden.

Verrechnungen haben vorerst auf den Beitrag zur Versorgungsein-
richtung, sodann auf den Kammerbeitrag und letztlich auf den Not-
fallsfonds zu erfolgen. Wenn hinsichtlich einer Beitragsgattung
mehrere Forderungen offen sind, so ist gem. § 1416 ABGB vorzu-
gehen.

B Fakultativ-Beiträge (falls in Anspruch genommen)

Großschadenversicherung

Der Großschadenversicherung beigetretene und am 1. Jänner
in die Liste der Rechtsanwälte eingetragene Kammermitglieder
haben, unabhängig vom Zeitpunkt eines allfälligen Ausscheidens
nach dem 1. Jänner, für das jeweils laufende Kalenderjahr den im
März jenes Jahres fällig werdenden Versicherungsbeitrag in Höhe
von E 726,00 zu entrichten. Die Versicherungsperiode läuft je-
weils vom 1. 1 bis 31. 12. eines jeden Jahres.

C Einmalige Gebühren anlässlich der Eintragung in die Liste
der steiermärkischen Rechtsanwälte

1.) Insertionskosten in der Grazer Zeitung und der Wiener Zeitung
gemäß dem tatsächlichen Aufwand, maximal E 218,01

2.) Matrikelgebühr – Bundesverwaltungsabgabe E 260,00

3.) Ausfertigungsgebühr für
a) Anwaltslegitimation E 6,00

b) Beglaubigungsurkunde gemäß § 31 Abs. 4 ZPO E 6,00

c) Legitimationsurkunden gem. § 15 RAO bzw. 31 ZPO und 45a
StPO E 6,00

Diese Beitragsordnung gilt ab 1. Juni 2003.

Solange keine neue Beitragsordnung von der Plenarversammlung
beschlossen wird, gelten die Bestimmungen dieser Beitragsord-
nung auch über den 31. 12. 2003 hinaus für die Folgejahre.

Beitragsordnung zur Versorgungseinrichtung

(Umlagenordnung)
der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer

in der Fassung des Beschlusses der Plenarversammlung
vom 13. Mai 2003

Teil A

1.) Die Mittel für die Versorgungseinrichtung werden gemäß § 51
und § 53 RAO durch die Pauschalvergütung und durch Bei-
träge der Kammermitglieder aufgebracht. Jeder Rechtsan-
walt hat für die Versorgungseinrichtung folgende Beiträge
zu leisten:

a) Bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres monatlich
E 538,00.

b) Ab dem vollendeten 65. Lebensjahr bis zum vollendeten
75. Lebensjahr monatlich E 113,00.
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c) Alle Rechtsanwälte, welche das 75. Lebensjahr bereits über-
schritten haben, sind von der Beitragsleistung zur Versor-
gungseinrichtung befreit.

d) Die Vorschreibung der Beiträge zur Versorgungseinrichtung
gem. Punkt 1.) dieser Beitragsordnung erfolgt durch den
Kammerausschuss.

2.) Für den Sterbefall eines Kammermitgliedes oder eines Bezie-
hers einer Alters- oder Berufsunfähigkeitspension ist von je-
dem Kammermitglied bis zum vollendeten 75. Lebensjahr
ein einmaliger Betrag von E 22,00 zu leisten.

3.) Die Vorschreibungen erfolgen – wenn in der jeweiligen Bei-
tragsordnung nicht ausdrücklich anderes geregelt ist – quar-
talsmäßig und sind jedenfalls hinsichtlich der regelmäßig
anerlaufenden Beträge fällig jeweils am 1. 3., 1. 6., 1. 9.
und 1. 12. eines jeden Jahres. Die Fälligkeit eines Beitrages
nach Teil A Ziffer 2 tritt am darauffolgend nächsten allge-
meinen Fälligkeitstermin (1. 3., 1. 6., 1. 9. und 1. 12.) ein.

Wird ein Betrag nicht spätestens 14 Tage nach Fälligkeit ent-
richtet, so ist der/die Beitragspflichtige mit Ablauf dieses
Tages zur Entrichtung eines einmaligen 10-%igen Säumnis-
zuschlages verpflichtet. Wird ein Rückstandsausweis in Exe-
kution gezogen, so ist der/die Beitragspflichtige überdies
zur Bezahlung von 4% Verzugszinsen p.a. aus der in Exe-
kution gezogenen Forderung verpflichtet.

4.) Eine Ermäßigung oder ein gänzlicher Nachlaß des Beitrages
zur Versorgungseinrichtung ist ausgeschlossen. Eine Stun-
dung der Beiträge zur Versorgungseinrichtung auf ½ Jahr
kann gewährt werden.

5.) Gemäß § 53 Abs. 1 RAO kann eine Rücklage von höchstens
20 vH der erforderlichen Mittel angelegt werden, doch darf
die Rücklage nie mehr als 200 vH der jährlich erforder-
lichen Mittel übersteigen.

6.1) Gemäß § 13 (3) b der Satzung der Versorgungseinrichtung
der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer in der gelten-
den Fassung wird der Beitragszuschlag für die Aufrechter-
haltung der Anwartschaft gemäß § 13 (5) der Satzung der
Versorgungseinrichtung mit E 313,00 monatlich festge-
setzt.

6.2) Der Beitragszuschlag entfällt, solange und soweit sich für den
Beitragspflichtigen ein anderer, in die Liste der Steiermärki-
schen Rechtsanwaltskammer eingetragener Rechtsanwalt
verbindlich verpflichtet, für den Weiterversicherten im Sinne
des § 13 Abs. 4 der Satzung der Versorgungseinrichtung
der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer in der gelten-
den Fassung Verfahrenshilfeleistungen gem. §§ 45f RAO
zu erbringen und dieser Verpflichtung auch tatsächlich in
vollem Umfange nachkommt.

7.) Zahlungen von Kammermitgliedern, welche nicht spätestens
bei Einzahlung eindeutig schriftlich gewidmet sind, können

einbehalten werden und mit offenen, fälligen anderen For-
derungen aus Beiträgen für die Versorgungseinrichtung,
dem Kammerbeitrag und dem Notfallsfonds verrechnet wer-
den. Verrechnungen haben vorerst auf den Beitrag zur Ver-
sorgungseinrichtung, sodann auf den Kammerbeitrag und
letztlich auf den Notfallsfonds zu erfolgen. Wenn hinsicht-
lich einer Beitragsgattung mehrere Forderungen offen sind,
so ist gem. § 1416 ABGB vorzugehen.

8.) Solange keine neue Beitragsordnung von der Vollversammlung
beschlossen wird, gelten die Bestimmungen dieser Beitrags-
ordnung auch über den 31. 12. 2003 hinaus für die Folge-
jahre.

Diese Beitragsordnung zum Teil A der Versorgungseinrichtung tritt
mit 1. 6. 2003 in Kraft.

Teil B

Die Beitragsordnung zum Teil B der Versorgungseinrichtung der
Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer wird mit Wirkung zum
1. 1. 2003 wie folgt beschlossen:

1.) Jeder Rechtsanwalt hat gemäß § 12 Abs. 1 des Teiles B der
Satzung einen Beitrag für die Zusatzpension in Höhe von
E 3.334,81 jährlich, beginnend ab 1. 1. 2001 zu leisten.

2.) Der Beitrag gemäß § 12 Abs. 4 des Teiles der Satzung der
Versorgungseinrichtung wird beginnend ab 1. 1. 2000 mit
E 1.333,92 jährlich bestimmt.

3.) Die Vorschreibungen erfolgen quartalsmäßig und sind fällig
jeweils am 1. März, 1. Juni, 1. September, 1. Dezember
eines jeden Jahres.

4.) Solange keine neue Beitragsordnung von der Plenarversamm-
lung beschlossen wird, gelten die Bestimmungen dieser Bei-
tragsordnung auch über den 31. 12. 2003 hinaus für die
Folgejahre.

Tirol

Beitragsordnung 2003 –
beschlossen in der Vollversammlung 10. 4. 2003

in E gerundet

1. Kammerbeitrag 800,00

2. Kammerbeitrag bei Ersteintragung, sofern der
Anwalt nicht bereits bisher einmal wo immer als
Rechtsanwalt eingetragen und/oder tätig war,
bis zu dem auf die Ersteintragung folgenden
3. Jahresende. 400,00
Diese Ermäßigung erlischt ab 1.1. jenes Jahres,
in welchem der Rechtsanwalt einen oder meh-
rere Rechtsanwaltsanwärter beschäftigt und lebt
nicht wieder auf.



398 AnwBl 2003/7–8

Amtliche Mitteilungen

3. Zuschlag für den 1. Rechtsanwaltsanwärter 218,00
Zuschlag für den 2. Rechtsanwaltsanwärter 654,00
Zuschlag für den 3. Rechtsanwaltsanwärter 1.309,00
Zuschlag für den 4. Rechtsanwaltsanwärter 2.616,00

4. Eintragungsgebühr für den Rechtsanwalt 218,00
Eintragungsgebühr für den RAA 73,00
Eintragungsgebühr für die Eingetragene Rechts-
anwaltsgesellschaft (zusätzlich zur Eintragungs-
gebühr der RAe) 218,00

5. Legitimation für Rechtsanwälte, RAA und Kanz-
leiangestellte, jeweils zuzüglich der staatlichen
Gebühr (Stempelmarken) 29,00

Der Kammerbeitrag und die Zuschläge sind zahlbar: Die 1. Hälfte
bis 1. Mai , die 2. Hälfte bis 1. September.
Der Kammerbeitrag und die Zuschläge sind, wenn die Eintragung
bzw. die Beschäftigung nicht mehr als 9 Monate gedauert hat, nur
mit ¾ Anteilen, wenn sie nicht mehr als 6 Monate gedauert hat,
nur mit der Hälfte und wenn sie nicht mehr als 3 Monate gedauert
hat, nur mit einem Viertel zu entrichten.
Der Ausschuß wird ermächtigt, die Beiträge bzw. die Zuschläge
aus berücksichtigungswürdigen Gründen zu stunden, zu ermäßi-
gen oder abzuschreiben.
Diese Beitragsordnung bleibt solange in Kraft, bis sie durch eine
neue Beitragsordnung ersetzt wird.

Umlagenordnung 2004 der Versorgungseinrichtung
der Tiroler Rechtsanwaltskammer

beschlossen in der Vollversammlung 10. 4. 2003

Grundleistung (Teil A der Satzung)

(1) E 2.920,00 (ATS 40.180,08) jährlich für jene Kammermitglie-
der, die zu Beginn des Beitragsjahres (1. 1. 2004) das 65. Lebens-
jahr noch nicht vollendet haben.
(2) E 730,00 (ATS 10.045,02) jährlich für jene Kammermitglie-
der, die zu Beginn des Beitragsjahres (1. 1. 2004) das 65. Lebens-
jahr überschritten, das 75. Lebensjahr noch nicht vollendet haben;
(3) Jene Kammermitglieder, die zu Beginn des Beitragsjahres
(1. 1. 2004) das 75. Lebensjahr vollendet haben, sind von der Bei-
tragsleistung befreit.
(4) Der Beitragszuschlag, der bei freiwilliger Weiterversicherung
gem. § 13 der Satzung der Versorgungseinrichtung der Tiroler
Rechtsanwaltskammer anstelle der entfallenden Mitwirkung in der
Verfahrenshilfe tritt, beträgt jährlich E 2.920,00 (ATS 40.180,08).
(5) Die Beiträge und der Beitragszuschlag nach Abs. 4 sind in Vier-
teljahresraten (10. 1., 10. 4., 10. 7. und 10. 10.) zu entrichten.

Zusatzpension (Teil B der Satzung)

(1) a) Der Jahresbeitrag 2004 jedes Rechtsanwaltes zur Versor-
gungseinrichtung Zusatzpension (Teil B der Satzung) be-
trägt E 2.920,00 (ATS 40.180,08).

b) Der ermäßigte Beitrag gem. § 12 Abs. 4 der Satzung Teil B
beträgt E 1.168,00 (ATS 16.072,03).

(2) Beiträge zur Zusatzpension sind in vier gleichen Teilbeträgen
am 1. 3, 1. 6., 1. 9. und 1. 12. eines Jahres zu bezahlen. Die bis
zur Beschlußfassung dieser Umlagenordnung fällig gewordenen
Beiträge sind binnen 30 Tagen nach Beschlußfassung zu entrich-
ten.

(3) Beiträge zum Nachkauf von Versicherungszeiten gem. § 21
Abs. 2 sind längstens bis 31. 12. des der Antragstellung nachfol-
genden Jahres zu leisten.

Gemeinsame Bestimmungen

(1) Rechtsanwälte, die nur während eines Teiles des betreffenden
Beitragsjahres in die Liste der Rechtsanwälte der Tiroler Rechts-
anwaltskammer eingetragen sind, haben nur den diesen Zeitraum
ihrer Eintragung entsprechenden Anteil des Beitrages bzw. des
Beitragszuschlages zu bezahlen.
Für den Fall der Eintragung bis einschließlich 15. eines Monats ist
der gesamte auf ein Monat entfallende Beitrag zu entrichten; dies
gilt auch für den Fall der Austragung aus der Liste der Rechts-
anwälte nach dem 15. eines Monats; hinsichtlich der Zusatz-
pension gilt die Sonderregelung gemäß § 12 Abs. 3 der Satzung
Teil B.

(2) Im Falle des Rückstandes hat die Rechtsanwaltskammer den
Zahlungspflichtigen unter Setzung einer mindestens 14-tägigen
Nachfrist zur Zahlung der rückständigen Beiträge schriftlich aufzu-
fordern.

(3) Kommt der Zahlungspflichtige seiner Zahlungsverpflichtung in-
nerhalb der gesetzten Nachfrist nicht nach, kann die Rechtsan-
waltskammer über die eingemahnten und seit der Mahnung allen-
falls weiter aufgelaufenen Rückstände einen Rückstandsausweis er-
lassen und aufgrund dessen Exekution führen.

(4) Die Rechtsanwaltskammer ist berechtigt, hinsichtlich rückstän-
diger Beitragsleistungen

a) einen Säumniszuschlag von 10% und

b) Verzugszinsen von 6%
dem Zahlungspflichtigen anzurechnen und in die Rück-
standsausweise aufzunehmen.

(5) a) Der Anspruch der Rechtsanwaltskammer auf rückständige
Beiträge (auch Kammerbeiträge) kann mit dem Anspruch
auf Versorgungsleistungen aufgerechnet werden.

b) Eine Ermäßigung oder Abschreibung des Beitrages zur Ver-
sorgungseinrichtung ist ausgeschlossen. Eine Stundung
kann über begründetes Ansuchen durch den Ausschuß ge-
währt werden. Für die Zusatzpension gelten ausschließlich
die in § 12 der Satzung, Teil B, vorgesehenen Herabset-
zungs- und Befreiungsmöglichkeiten.

(6) Die Umlagenordnung bleibt so lange in Kraft, bis sie durch
eine neue Umlagenordnung ersetzt wird.
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Leistungsordnung 2004 der Versorgungseinrichtung
der Tiroler Rechtsanwaltskammer

beschlossen in der Vollversammlung 10. 4. 2003

Grundleistung (Teil A der Satzung)

Die Leistungsordnung aus der Versorgungseinrichtung für die gem.
§§ 47 bis 54 RAO Anspruchsberechtigten werden gem. § 14
Abs. 1 der Satzung der Versorgungseinrichtung wie folgt festge-
setzt:

(1) Die Alters- und Berufsunfähigkeitsrente beträgt jährlich
E 32.048,72 (ATS 441.000,–) brutto. Deren Auszahlung erfolgt
ab 1. 1. 2004 bis auf weiteres in 14 gleichen Beträgen, die wie
folgt zu bezahlen sind:
12 Beträge bis zum 5. eines jeden Kalendermonates im Vorhinein,
der 13. Betrag mit dem monatlichen Betrag für Juli und der 14. Be-
trag mit dem monatlichen Betrag für Dezember.

(2) Der Todfallsbeitrag beträgt 1/3 dieser Jahresrente.

Zusatzpension (Teil B der Satzung)

(1) Die Altersrente ergibt sich aus den auf dem Konto des Kammer-
mitgliedes zum Zeitpunkt der Inanspruchnahme gutgeschriebenen
Beiträgen und erzielten Veranlagungsüberschüssen.

(2) Die Berufsunfähigkeitsrente errechnet sich grundsätzlich nach
den auf dem Konto des Kammermitgliedes zum Zeitpunkt der Inan-
spruchnahme gutgeschriebenen Beiträgen und erzielten Veranla-
gungsüberschüssen (§ 4 der Satzung, Teil B).

Je nach Eintrittsalter in die Zusatzpension wird jedoch folgende
Mindestrente im Falle der Berufsunfähigkeit festgelegt:

Eintrittsalter/Lebensjahr Mindestrente/Jahr E (ATS)

30 E 8.720,74 (120.000,–)
31 E 8.430,05 (116.000,–)
32 E 8.139,36 (112.000,–)
33 E 7.848,67 (108.000,–)
34 E 7.557,97 (104.000,–)
35 E 7.267,28 (100.000,–)
36 E 6.976,59 ( 96.000,–)
37 E 6.685,90 ( 92.000,–)
38 E 6.395,21 ( 88.000,–)
39 E 6.104,52 ( 84.000,–)
40 E 5.813,83 ( 80.000,–)
41 E 5.523,14 ( 76.000,–)
42 E 5.232,44 ( 72.000,–)
43 E 4.941,75 ( 68.000,–)
44 E 4.651,06 ( 64.000,–)

Eintrittsalter/Lebensjahr Mindestrente/Jahr E (ATS)

45 E 4.360,37 ( 60.000,–)
46 E 4.069,68 ( 56.000,–)
47 E 3.778,99 ( 52.000,–)
48 E 3.488,30 ( 48.000,–)
49 E 3.197,60 ( 44.000,–)
50 E 2.906,91 ( 40.000,–)
51 E 2.616,22 ( 36.000,–)
52 E 2.325,53 ( 32.000,–)
53 E 2.034,84 ( 28.000,–)
54 E 1.744,15 ( 24.000,–)
55 E 1.453,46 ( 20.000,–)
56 E 1.162,77 ( 16.000,–)
57 E 872,07 ( 12.000,–)
58 E 581,38 ( 8.000,–)
59 E 290,69 ( 4.000,–)

(3) Die Witwen/Witwer/rente beträgt 60% der Rente des Kam-
mermitgliedes, die dieses zum Zeitpunkt seines Ablebens bezogen
hat oder als Aktive/r im Falle der Berufsunfähigkeit bezogen hätte
(§§ 3, 4, 5 der Satzung, Teil B).
Die Mindestwitwen/witwer/rente nach einem aktiven Kammermit-
glied beträgt 60% der Mindestberufsunfähigkeitsrente gem. Abs. 2
der Leistungsordnung Zusatzpension (Teil B der Satzung).

(4) Die Waisenrente beträgt für Halbwaisen 10%, für Vollwaisen
20% der bezogenen Rente, im Falle des Todes eines Aktiven der
fiktiven Berufsunfähigkeitsrente.

(5) Die Abfindung für den Todesfall beträgt 40% der auf den Kon-
ten des Kammermitgliedes verbuchten Beträge und erzielten Ver-
anlagungsüberschüsse, mindestens das 10-fache der jährlichen
Mindestwitwen/witwer/rente (§ 6 der Satzung, Teil B).

(6) Die Abfindung bei Antritt einer Altersrente beträgt höchstens
50% der auf dem Konto des Kammermitgliedes verbuchten Bei-
träge und Veranlagungsüberschüsse (§ 7 der Satzung, Teil B).

(7) Die gemäß Teil B der Satzung auszuzahlenden Renten werden
um die jährlichen Verwaltungskosten wie folgt gekürzt:
je Rentenbezieher E 21,80 (ATS 300,00) p.a. und 0,75% der
Rente (zuzüglich Umsatzsteuer).

(8) Die Renten werden gemäß § 9(2) Satzung Teil B in 14 glei-
chen Teilbeträgen ausbezahlt.

Gemeinsame Bestimmungen

Die Leistungsordnung (Grundrente und Zusatzpension, Teil A und
B der Satzung) bleibt so lange in Kraft, bis sie durch eine neue Leis-
tungsordnung ersetzt wird.
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Änderungen der Liste

Burgenland

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragung

Mag. HIOB Ulrich,
7000 Eisenstadt,
Thomas A. Edison Straße 1,
Tel. 02682/621 63,
Telefax 02682/621 63-2222,
per 29. 4. 2003

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritt

RAA Mag. ZIGLING Philipp,
bei RA Dr. Karl Baldauf, Güssing

Niederösterreich

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragung

Mag. FRAGNER Sonja,
3500 Krems, Roseggerstraße 10,
Tel. 02732/789 99,
Telefax 02732/789 99-10,
e-mail: ra.mag.fragner@aon.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 7. 5. 2003

Ableben

Dr. RUISINGER Rudolf,
3580 Horn,
verstorben am 21. 4. 2003
mStV Dr. Heinrich Nagl,
3580 Horn

Oberösterreich

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Dr. KLUGER Nora,
4040 Linz, Hauptstraße 33,
Tel. 0732/73 65 14,
Telefax 0732/73 65 14-9,
e-mail: kluger@mormos.com,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 1. 5. 2003

Mag. KUMP Christian,
4150 Rohrbach, Stadtplatz 22/I,

Tel. 07289/46 64,
Telefax 07289/46 66,
e-mail: ra.dr.behawy@t-online.at,
korrespondiert in englischer und
französischer Sprache,
per 1. 5. 2003

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. AIGNER Christian,
bei RA Dr. Wilfried Mayer, Gmunden

RAA MMag. Dr. ENGLMAIR Christof,
bei RA Dr. Maria Lang, Linz

RAA Mag. HUEMER Peter,
bei RA Mag. Klaus Renner, Linz

RAA Dr. KAISER Elisabeth,
bei RA Dr. Gerald Schmidsberger,
Wels

RAA Mag. LINDNER Lydia,
bei RA Dr. Waltraute Steger, Linz

RAA Ing. Mag. MACHO Evelin-Melinda,
bei RA Mag. Ulrike Paukner, Linz

RAA Mag. OFNER Barbara,
bei RA Dr. Rafaela Zenz-Zajc,
Mondsee

RAA Mag. RICHTSFELD Peter,
bei RA Dr. Horst Koch, Linz

RAA MMag. Dr. STADLER Silvia,
bei RA Dr. Gerald Haas, Wels

Salzburg

Liste der Rechtsanwälte

Kanzleisitzverlegung

Dr. HOSP Utho,
5020 Salzburg,
Hellbrunner Straße 9a,
Tel. 0662/84 31 31,
Telefax 0662/84 03 40-4,
per 26. 5. 2003

Namensänderung

Dr. Sedlazeck Katharina,
nunmehr verehelicht
SEDLAZECK-GSCHAIDER

Verzicht

Dr. KORSCHELT Walter,
5020 Salzburg,
per 30. 4. 2003
mStV Dr. Herbert Margreiter,
5020 Salzburg

Steiermark

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragung

Mag. SCHÜTZENHÖFER Claus,
8230 Hartberg, Baumschulgasse 5,
Tel. 03332/616 70,
Telefax 03332/616 70-4,
e-mail: rechtsanwaelte@hartberg.info,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 1. 5. 2003

Kanzleisitzverlegungen

MMag. Dr. GREIML Herbert,
8010 Graz, Gartengasse 7,
Tel. 0316/32 38 23-0,
Telefax 0316/32 38 23-14,
per 2. 5. 2003

Mag. HANDLER Peter,
8530 Deutschlandsberg,
Hauptplatz 33,
Tel. 03462/41 41,
Telefax 03462/41 41-41,
per 29. 4. 2003

Verzicht

Dr. HÜTTNER Herbert,
8010 Graz,
per 30. 4. 2003
mStV Dr. Peter Zwach,
8010 Graz

Dr. KOCHANOWSKI Berit,
8010 Graz,
per 30. 4. 2003
mStV Dr. Kurt Klein,
8010 Graz



AnwBl 2003/7–8 401

Amtliche Mitteilungen

Tirol

Liste der Rechtsanwälte

Kanzleisitzverlegungen

Mag. KUNZENMANN Josef,
Dr. THALER Gerhard,

6020 Innsbruck, Salurner Straße 14,
Tel. 0512/56 34 00,
Telefax 0512/56 34 00-4,
per 31. 3. 2003

Mag. MESSNER Peter,
6410 Telfs, Josef-Schöpf-Straße 3/II,
Tel. 05262/634 05,
Telefax 05262/634 05-4,
per 22. 4. 2003

Mag. PALL Hanno,
6363 Westendorf, Dorfstraße 22,
Tel. 05334/200 20,
Telefax 05334/200 20-4,
per 12. 5. 2003

Mag. PEISSER Robert,
6020 Innsbruck, Templstraße 5b,
Tel. 0512/56 69 44,
Telefax 0512/56 69 44-44,
per 13. 5. 2003

Dr. PLOCHBERGER Hermann,
6410 Telfs, Josef-Schöpf-Straße 3/II,
Tel. 05262/634 05,
Telefax 05262/634 05-4,
per 22. 4. 2003

Dr. SCHROTT Odo,
6020 Innsbruck, Museumstraße 33,
Tel. 0512/56 78 90-60,
Telefax 0512/56 78 90-66,
per 1. 5. 2003

Vorarlberg

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragung

Dr. MÄHR Hannes,
6800 Feldkirch,
Liechtensteinerstraße 76,
Tel. 05522/395 73,
Telefax 05522/395 76,
e-mail: kanzlei@bbp.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 10. 4. 2003

Wien

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. BULGARINI Markus,
1070 Wien, Mariahilfer Straße 20,
Tel. 01/521 75-0,
Telefax 01/521 75-21,
e-mail: office@h-i-p.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 24. 4. 2003

Mag. HENSEL Holger,
1070 Wien, Lerchenfelderstraße 15,
Tel. 01/523 41 36,
Telefax 01/523 41 36-23,
per 24. 4. 2003

Mag. KLINC Sergij,
1180 Wien, Eckpergasse 4/2,
Tel. 01/479 86 41,
Telefax 01/479 86 98,
e-mail: office@klinc.at,
korrespondiert in englischer und
slowenischer Sprache,
per 24. 4. 2003

Dr. KURZ Barbara,
1010 Wien, Dr. Karl Lueger-Ring 12,
Tel. 01/533 16 95,
Telefax 01/535 56 86,
e-mail: kurz@preslmayr.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 24. 4. 2003

Mag. MARENZI Johannes,
1010 Wien, Schubertring 2,
Tel. 01/516 60-0,
Telefax 01/516 60-60,
e-mail: marenzi@kerres-diwok.com,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 24. 4. 2003

Mag. Dr. MAYR Thomas,
1010 Wien, Dominikanerbastei 22,
Tel. 01/513 28 29,
Telefax 01/513 85 86,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 24. 4. 2003

Mag. Dr. MIKESI Arthur,
1030 Wien,

Landstraßer Hauptstraße 34,
Tel. 01/714 57 57,
Telefax 01/714 57 57-20,
per 24. 4. 2003

Mag. PAYER Jürgen,
1010 Wien, Weihburggasse 2,
Tel. 01/513 13 10,
Telefax 01/513 84 29,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 9. 4. 2003

Mag. RAIMANN Alexander,
1010 Wien, Oppolzergasse 6,
Tel. 01/533 36 19,
Telefax 01/533 36 19-24,
e-mail: raimann@lawco.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 24. 4. 2003

Mag. SCHÖN Michael,
1030 Wien, Reisnerstraße 12,
Tel. 01/710 82 80,
Telefax 01/710 82 80-27,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 24. 4. 2003

Mag. STOJANOVIC Miroslav,
1010 Wien, Schubertring 6,
Tel. 01/515 10-0,
Telefax 01/515 10-2515,
korrespondiert in englischer, serbi-
scher, kroatischer und bosnischer
Sprache,
per 24. 4. 2003

Mag. STRAUSS Clemens,
1010 Wien, Rotenturmstraße 13,
Tel. 01/531 78-0,
Telefax 01/533 52 52,
e-mail: strauss@weisstessbach.com,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 9. 4. 2003

Mag. SUHSMANN Benedikt,
1010 Wien,
Helferstorferstraße 4/12,
Tel. 01/534 35-0,
Telefax 01/534 35 36,
e-mail: b.suhsmann@ghr.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 7. 5. 2003
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Mag. ZINOBER Andrea,
1010 Wien, Schellinggasse 6,
Tel. 01/512 23 64,
Telefax 01/512 33 25,
e-mail: zeiner.law@netway.at,
korrespondiert in englischer und
französischer Sprache,
per 24. 4. 2003

Wiedereintragung

Dr. STURM Oliver,
1090 Wien, Währinger Straße 2–4,
Tel. 01/319 45 20,
Telefax 01/319 83 22,
e-mail: office@dscvienna.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 7. 5. 2003

Kanzleisitzverlegungen

Dr. DATZIK Michael,
1020 Wien,
Untere Donaustraße 33/2/7,
Tel. 01/317 36 00,
per 1. 5. 2003

Dr. GÖLL Andrea,
1010 Wien,
Landskrongasse 5 (Tuchlauben 2C),
Tel. 01/533 43 11, 533 03 67,
Telefax 01/535 22 30,
per 2. 5. 2003

Mag. HOLZER Herwig,
1170 Wien, Geblergasse 95/12,
Tel. 01/484 74 84,
Telefax 01/484 74 84-18,
per 1. 5. 2003

Mag. Dr. HOMBAUER Peter,
1030 Wien, Weyrgasse 5,
Tel. 01/713 45 78,
Telefax 01/713 94 80,
per 1. 5. 2003

Dr. KRÜGER Michael,
1010 Wien, Michaelerplatz 6,
Tel. 01/535 66 49,
per 1. 4. 2003

Lic. Mag. Dr. iur. NIRK Thomas,
1040 Wien,
Prinz Eugen-Straße 56/7,
Tel. 01/505 52 00,
Telefax 01/505 52 00,
per 1. 5. 2003

Dr. PRESCHITZ Christian,
1060 Wien,
Mariahilferstraße 95/Stiege 2/38,
Tel. 01/524 96 70,
Telefax 524 96 70-25,
per 1. 5. 2003

Dr. STRACK Michael,
1010 Wien, Rotenturmstraße 13,
Tel. 01/531 78-1981,
Telefax 01/533 52 52,
per 1. 5. 2003

Dr. WALTER Ulrike Christine,
1090 Wien, Hahngasse 25,
Tel. 01/319 25 25,
Telefax 01/319 65 91,
per 1. 4. 2003

Verzicht

Dr. KOSESNIK-WEHRLE Heinz,
1030 Wien,
per 10. 4. 2003
mStV Dr. Stefan Langer,
1030 Wien

Mag. SCHÖN Michael,
1030 Wien,
per 28. 4. 2003
mStV Mag. Michael Radasztics,
1030 Wien

Beschlüsse

Die mittlerweilige Stellvertretung für em.
RA Dr. KARG Ernst, szt 1020 Wien, Sperl-
gasse 1/26 (GZ 6148/2001), wird über
begründeten Antrag des bisherigen mStvs,
Mag. Gerold Beneder, RA, 1010 Wien,
Franz-Josefs-Kai 27/DG/9, für beendet
erklärt. Es wird ihm jedoch die Auflage
erteilt, die Akten des em. RA Dr. Ernst Karg
weiterhin aufzubewahren.

Der Disziplinarrat der RAK Wien hat mit
Beschluss vom 20. 3. 2003 gemäß § 19
Abs 4 DSt die von ihm am 11. 12. 2002
zu D 197/02 gemäß § 19 Abs 3 Z 1 lit d
DSt beschlossene einstweilige Maßnahme,
wonach Mag. LAMBAUER Arthur, RA in
1040 Wien, Brucknerstraße 6/4, die Aus-
übung der Rechtsanwaltschaft vorläufig
untersagt wurde, dahin abgeändert, dass
diese nunmehr wie folgt lautet:

Mag. LAMBAUER Arthur, RA in
1040 Wien, Brucknerstraße 6/4, wird als
einstweilige Maßnahme gemäß § 19
Abs 1 Z 1 und Abs 3 Z 1 lit b DSt das Ver-
tretungsrecht vor dem Landesgericht für
Strafsachen Wien und allen diesem Ge-
richt in Strafsachen unterstellten Bezirksge-
richten sowie vor den diesen Gerichten
beigeordneten Strafverfolgungsbehörden
vorläufig entzogen.
Der Ausschuss der RAK Wien hat Mag.
LAMBAUER Arthur, RA in 1040 Wien,
Brucknerstraße 6/4, gemäß § 34 Abs 2
Z 3 und Abs 4 RAO die Rechtsanwalt-
schaft untersagt.
Die bisherige Bestellung Dris. Johannes
Hübner, RA in 1040 Wien, Bruckner-
straße 8/3 zum mStv bleibt aufrecht.
Hievon werden Herr Mag. Arthur Lam-
bauer und Herr Dr. Johannes Hübner ver-
ständigt.

Vom Ausschuss der RAK Wien wird ge-
mäß § 70 Abs 1 DSt kundgemacht, dass
über Herrn Mag. MACHOLD Martin, RA
in 1030 Wien, Invalidenstraße 7/9, mit
Erkenntnis der Obersten Berufungs- und
Disziplinarkommission für Rechtsanwälte
und Rechtsanwaltsanwärter vom 2. 9.
2002, 4 Bkd 1/02, die Strafe der Untersa-
gung der Ausübung der Rechtsanwalt-
schaft für die Dauer von 12 Monaten –
davon 9 Monate unter Bestimmung einer
Probezeit von 3 Jahren bedingt nachgese-
hen – verhängt wurde. Die unbedingt aus-
gesprochene Strafe im Ausmaß von 3 Mo-
naten wird nunmehr vollstreckt.
Für die Dauer dieser Untersagung wurde
Dr. Benedikt Wallner, RA in 1030 Wien,
Ditscheinergasse 4/6, zum mStv bestellt.

Infolge der am 7. 5. 2003 erfolgenden
Wiedereintragung des Dr. STURM Oliver,
RA in 1090 Wien, Währinger Straße 2–
4, in die Liste der Rechtsanwälte, wird der
infolge des seinerzeitigen Verzichtes auf
die Ausübung der Rechtsanwaltschaft mit
15. 3. 1998 bestellte mStv Dr. Nikolaus
Weselik, RA in 1010 Wien, Ebendorfer-
straße 3, seines Amtes enthoben.

Die mittlerweilige Stellvertretung für em.
RA Dr. WAIS Elsa, szt 1180 Wien, Collo-
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redogasse 25A, Haus 3 (GZ 3158/91),
wird über begründeten Antrag des bisheri-
gen mStvs, Dr. Heinz Kosesnik-Wehrle,
RA, 1030 Wien, Ölzeltgasse 4, für been-
det erklärt. Es wird ihm jedoch die Auflage
erteilt, die Akten des em. RA Dr. Elsa Wais
weiterhin aufzubewahren.

Liste der niedergelassenen
europäischen Rechtsanwälte

Neueintragungen

Dr. Dipl.-Kfm. RUOFF Michael Peter,
Rechtsanwalt
(RAK OLG-Bezirk München)
1010 Wien, Stadiongasse 2,
Tel. 01/401 17,
Telefax 01/401 17-40,
e-mail: michael@ruoff.at,
ruoff@gmp.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 29. 4. 2003

SONNENTAG Nadja,
Rechtsanwalt (RAK Stuttgart)
1010 Wien, Reichsratsstraße 11/5,
Tel. 01/402 12 77-0,
Telefax 01/405 61 81,
e-mail: sonnentag@draxler-partner.net,
korrespondiert in französischer
Sprache,
per 22. 4. 2003

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. ALLITSCH Rainer,
bei RA Dr. Georg Diwok

RAA Mag. ANGKAWIDJAJA Tino,
bei RA Mag. Johannes Schmidt

RAA Mag. ARDELEANU Emilia,
bei RA Mag. Dr. Peter Oberlechner

RAA Mag. ARLAMOVSKY Fritz Patrick,
bei RA Dr. Andreas Bauer

RAA Mag. BAUER Richard,
bei RA Mag. Michael Rebasso

RAA Dr. BLASCHON Reinhard,
bei RA Dr. Friedrich Schubert

RAA Mag. DIEPLINGER Simone,
bei RA Mag. Georg Streit

RAA Mag. FRANKL Ronald,
bei RA Dr. Mark Maximilian Kletter

RAA Dr. GERSTNER Salvator Immanuel,
bei RA Mag. Dr. Willibald Plesser

RAA Mag. GORIANY Theresa,
bei RA Dr. Wolfgang Hahnkamper

RAA Mag. GRIGKAR Alexander,
bei RA Dr. Karl Grigkar

RAA Mag. GUTSCHLHOFER Birgit,
bei RA Mag. Eva Plaz

RAA Mag. JERNEJ Reinhard,
bei RA Dr. Eva Rieß

RAA Mag. KLEIBER Julia,
bei RA Dr. Vera Scheiber

RAA Mag. KOFLER Bettina,
bei RA Dr. Elmar Kresbach

RAA Mag. KÖTHE Martina,
bei RA MMag. Dr. Hartmut Schmidt-
mayr

RAA Mag. LÖSCHL Michael,
bei RA Dr. Helga Wagner

RAA Dr. MAIER Sybille,
bei RA Dr. Wolfgang Renner

RAA MÜLLER Sandra
bei RA Dr. Christoph-Herwig Liebscher

RAA Mag. MÜLLER Stephan,
bei RA Dr. Horst Auer

RAA Mag. NEIDHART Andrea,
bei RA Dr. Alfred Feitsch

RAA Mag. NIKLAS Martin,
bei RA MMag. Franz J. Heidinger

RAA Dr. PASTLEITNER Ralf,
bei RA Mag. Dr. Gerhard
Podovsovnik

RAA Mag. PODLESNIC Tamara,
bei RA Dr. Susi Rathauscher

RAA Mag. PRCHAL Robert,
bei RA MMag. Sabine Fehringer

RAA Mag. PRIEMAYER Bernhard,
bei RA Dr. Wulf-Gordian Hauser

RAA Dr. RESCH Hubert,
bei RA Mag. Dr. Willibald Plesser

RAA Mag. ROTHER Christoph,
bei RA Dr. Christof Dunst

RAA Mag. SCHMIDL Elisabeth,
bei RA Dr. Gerold Beneder

RAA Dr. SCHOBEL Thomas,
bei RA Dr. Stefan Köck

RAA Mag. SCHWENT Tanja,
bei RA Dr. Georg S. Mayer

RAA Mag. SEHRSCHÖN Ulrike,
bei RA Mag. Martin Schiefer

RAA Mag. STANONIK Daniel,
bei RA Dr. Rainer Kornfeld

RAA Mag. STUXER Michael,
bei RA Dr. Wolfgang Boesch

RAA Mag. TRESNAK Gernot,
bei RA Dr. Peter Rudeck

RAA Mag. TRUNNER Gabriele,
bei RA Dr. Maximilian Eiselsberg

RAA Mag. WALL Alexander,
bei RA Mag. Peter Poppmeier

RAA MMag. WICKE Nora,
bei RA Dr. Jürgen Kronberger

RAA Dr. WILDMOSER Christoph,
bei RA Univ.-Doz. Dr. Christian
Hausmaninger

RAA Mag. ZACHERL Georg,
bei RA Mag. Claudia Steegmüller
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Gesetzgebung

Eingelangte Gesetzesentwürfe
Die eingelangten Gesetzesentwürfe sowie allenfalls bereits vorlie-
gende Stellungnahmen im Begutachtungsverfahren können im Ge-
neralsekretariat eingesehen werden.

03/85 Bundesministerium für Justiz
GZ 18.009/222-I.7/2003
Änderung der Firmenbuchdatenbankverordnung
Referent: Dr. Wolfgang Heufler, RA in Wien
Stellungnahme abgegeben am: 20. 5. 2003

03/88 Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
GZ 15.875/47-Pers/6/03
Statistik; Leistungs- und Strukturstatistik-VO; vereinfachtes
Begutachtungsverfahren

03/89 Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
GZ 15.875/48-Pers/6/03
Statistik; Gütereinsatzstatistik-VO; vereinfachtes Begut-
achtungsverfahren

03/90 Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
GZ 33.550/5-I/4/03
Bundesgesetz, mit dem das Berufsausbildungsgesetz ge-
ändert wird
Referent: Dr. Michael Enzinger, RA in Wien
Stellungnahme abgegeben am: 7. 5. 2003

03/91 Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur
GZ 54.120/15-VII/13/2003
Bundesgesetz, mit dem das Studienförderungsgesetz
1992 geändert wird
Referent: Dr. Michael Enzinger, RA in Wien

03/92 Bundesministerium für soziale Sicherheit und Genera-
tionen
GZ 52 4600/3-V/3/03
Bundesgesetz, mit dem das Kinderbetreuungsgeldgesetz
geändert wird
Referent: Dr. Vera Kremslehner, RA in Wien
Stellungnahme abgegeben am: 26. 5. 2003

03/93 Bundesministerium für Inneres
GZ 95.019/76-III/1/03/Eg
Verordnung über die Verwendung der Vereinsdaten zum
Aufbau und Betrieb des Zentralen Vereinsregisters;
Vereinsdatensicherheitsmaßnahmen-Verordnung (Ver-
einsDS-VO)
Referent: Dr. Thomas Schreiner, RAK Burgenland
Stellungnahme abgegeben am: 27. 5. 2003

03/96 Bundesministerium für Justiz
JMZ 16.005/295-I.6/2003
Bundesgesetz, mit dem die RAO, das RATG, das DSt,
das EuRAG, die Notariatsordnung und das BWG geän-
dert werden

Referenten: Dr. Rupert Wolff, Salzburger RAK,
Dr. Alexander Christian, ÖRAK
Stellungnahme abgegeben am: 20. 5. 2003

03/98 Bundesministerium für Inneres
GZ 76.201/773-III/1/c/03/TM
Bundesgesetz, mit dem das Asylgesetz 1997 (AsylG-No-
velle 2003), das Bundesbetreuungsgesetz, das Bundes-
gesetz über den UBAS und das Meldegesetz geändert
werden
Referent: Dr. Georg Fialka, RA in Wien
Stellungnahme abgegeben am: 30. 5. 2003

03/99 Univ Innsbruck
Studienplan Wirtschaftsrecht
Referent: Dr. Michael Enzinger, RA in Wien
Stellungnahme abgegeben am: 7. 5. 2003

03/100 Bundesministerium für Inneres
GZ 95.012/1114-III/1/03/VE
Entwurf einer Verordnung des Bundesministeriums für In-
neres über die Löschung erkennungsdienstlicher Daten
von Amts wegen; vereinfachtes Begutachtungsverfahren

03/106 Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
GZ 461.102/7-III/3/03
Bauarbeiterschutzverordnung; vereinfachtes Begutach-
tungsverfahren

03/111 Bundesministerium für Justiz
GZ 16.404/6-I.6/2003
Verordnung über die Höhe der Beschwerdekosten nach
dem Grundrechtsbeschwerde-Gesetz
Referent: Dr. Alexander Christian, ÖRAK
Stellungnahme abgegeben am: 27. 5. 2003

03/112 Bundesministerium für Justiz
GZ 2.035/308-I.2/2003
Änderung der Vereinbarung zwischen dem Bund und
den Ländern überzivilrechtliche Bestimmungen betreffend
den Verkehr mit Baugrundstücken
Referent: Dr. Iris Harrer-Hörzinger, Salzurger RAK

03/115 Bundesministerium für Justiz
GZ 5.004A/58-I 2/2003
Bundesgesetz, mit dem ein Bundesgesetz über Sicherhei-
ten auf den Finanzmärkten (Finanzsicherheiten-Gesetz –
FinSG) erlassen und das Bundesgesetz über das IPR ge-
ändert werden
Referent: Dr. Georg Schima, RA in Wien
Stellungnahme abgegeben am: 26. 6. 2003

03/116 Bundesministerium für Finanzen
GZ 04 1142/5-IV/4/03
Doppelbesteuerungsabkommen Österreich – Algerien;
vereinfachtes Begutachtungsverfahren
Stellungnahme abgegeben am: 10. 6. 2003
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Dohr/Pollirer/Weiss

Datenschutzrecht
2. Auflage, 1. Ergänzungslieferung

• DSG 2000 mit allen Durchführungsverordnun-
gen, ausführlich kommentiert mit Anmerkungen,
Materialien, Entscheidungen und Schrifttum

• Landes-Datenschutzgesetze und EU-Recht
• Bereichsspezifischer Datenschutz (Lauschan-

griff und Rasterfahndung, Adressenverlage etc)
• Prüffragenkatalog und Muster.
Die 1. Ergänzungslieferung berücksichtigt die zahl-
reichen Neuerungen durch die Gewerberechtsno-
velle 2002 und das Strafrechtsänderungsgesetz
2002 und bringt das Werk insgesamt auf den
Stand vom 1. 4. 2003.

Neu in das Gesamtwerk aufgenommen wurden: • E-Commerce-Gesetz • Sucht-
mittelgesetz • Informationssicherheitsgesetz • Polizeikooperationsgesetz.

2003. Loseblattwerk inkl. 1. Ergänzungslieferung. XXX, 1.260 Seiten. 
EUR 198,– ISBN 3-214-08682-0 Im Abonnement zur Fortsetzung vorgemerkt.
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Burgstaller
Datenbankrecht

Mit dem vorliegenden Werk wird erstmals in Öster-
reich das Datenbankrecht in seinen beiden Aus-
formungen – Urheberrechtsschutz ieS für Daten-
bankwerke und Leistungsschutz für einfache
Datenbanken – kompakt, aber dennoch umfassend
dargestellt. Der Autor hat neben sämtlichen
gemeinschaftsrechtlichen Vorgaben die einschlägi-
gen österreichischen, deutschen und schweizer
Leitentscheidungen berücksichtigt. Darüber hinaus
werden die relevanten urheberrechtlichen und
wettbewerbsrechtlichen Ansprüche sowie deren
Durchsetzung aufgezeigt.
Komplettiert wird das Werk schließlich durch für

den Praktiker nützliche Checklisten zur rechtlichen Beurteilung von Daten-
banken sowie durch einen Auszug einschlägiger Rechtsvorschriften.

Der Autor Dr. Peter Burgstaller ist Rechtsanwalt in Linz; sein Tätigkeits-
schwerpunkt liegt im Immaterialgüter- und Wettbewerbsrecht.

2003. XIV, 152 Seiten. Br. EUR 38,– ISBN 3-214-08160-8
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Berichte

Steiermark
Ordentliche Plenarversammlung
der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer

In der Plenarversammlung vom 13. 5. 2003 wurde Herr Kollege
Dr. Peter Kammerlander für sein jahrzehntelanges vorbildliches eh-
renamtliches Wirken im Disziplinarrat der Steiermärkischen Rechts-
anwaltskammer und die vorbildliche Berufsausübung sowie seine
Leistungen gegenüber der Allgemeinheit mit dem Ehrenzeichen der
Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer ausgezeichnet.

Überreichung des Goldenen Ehrenzeichens der Steiermärkischen Rechts-
anwaltskammer an Herrn RA Dr. Peter Kammerlander. Von links nach
rechts: Präsident des Disziplinarrates Dr. Peter Primus, RA Dr. Peter Kammer-
lander und der Präsident der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer
Dr. Guido Held.

Die Tätigkeitsberichte des Herrn Präsidenten Dr. Guido Held, des
Herrn Präsidenten des Disziplinarrates Dr. Peter Primus, des Herrn
Kammeranwaltes Dr. Guido Lindner, des Herrn Dr. Heimo Jilek
über die Verfahrenshilfe, des Herrn Dr. Heinz Kallan über den Not-
fallsfonds der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer, des Vize-
präsidenten Dr. Hans Radl über GATS und das Grünbuch (europäi-
sches Mahnverfahren) sowie der Bericht der Frau Dr. Gabriele
Krenn über die aktuelle Situation des Jahresabschlusses für das Ka-
lenderjahr 2002 der Zusatzpension sowie der Geschäftsbericht
des Herrn Präsidenten Dr. Guido Held wurden zustimmend zur
Kenntnis genommen.

Nach den Ausführungen des Herrn Kammerkassiers Mag. Helmut
Schmid und den Rechnungsprüfern wird der Jahresabschluss (Kam-
merrechnung 2002) genehmigt und dem Kammerkassier für die
Kammerrechnung 2002 und die Gebarung der Versorgungsein-
richtung die Entlastung erteilt.

Die Beitragsordnung für den Kammerbeitrag, Notfallsfonds und
das Bundespflegegeld der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer
und die Beitragsordnung zur Versorgungseinrichtung der Steier-
märkischen Rechtsanwaltskammer Teil A wurden neu beschlos-
sen.

Wahlen

Entsprechend dem Wahlvorschlag wurden folgende Kollegen in-
folge Ablaufs der Funktionsperiode bzw Rücklegung der Funktion
neu- bzw wieder gewählt.
Kammeranwalt-Stellvertreter:

Dr. Helwig Keber (Neuwahl),
Mitglieder des Disziplinarrates:

Dr. Helmut Fetz (Neuwahl)
Dr. Georg-Christian Gass (Wiederwahl)
Dr. Roland Gsellmann (Neuwahl)
Dr. Herbert Jürgens (Wiederwahl)
Dr. Peter Kammerlander (Wiederwahl)
Dr. Helmut Klement (Wiederwahl)
Dr. Nikolaus Kodolitsch (Wiederwahl)
Dr. Gisela Possnig (Wiederwahl)
Dr. Christian Schoberl (Wiederwahl)

RA Dr. Guido Held,
Präsident der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer

Tirol
Vollversammlung der
Tiroler Rechtsanwaltskammer am 10. 4. 2003

Zur ordentlichen Vollversammlung der Tiroler RA am 10. 4. 2003
sind 101 Mitglieder erschienen.
Der Präsident Dr. Georg Santer begrüßte um 14.15 Uhr die Kolle-
ginnen und Kollegen und erstattete einen ausführlichen Bericht zu
folgenden Themen:

• Vermögen der Versorgungseinrichtung – Das Veranlagungser-
gebnis beider Versorgungseinrichtungen ist infolge der internat.
Kapitalmarktentwicklung nicht zufrieden stellend.
Bei der Versorgungseinrichtung Teil A ergibt der Jahresab-
schluss erstmals eine geringfügige Vermögensverminderung, die
einerseits auf die schlechte Zinsenentwicklung und andererseits
auf einen erhöhten Pensionsaufwand zurückzuführen ist. Die
Statistik zur Versorgungseinrichtungs-entwicklung zeigt auf, dass
die Zahl der über 65-jährigen aktiven Rechtsanwälte ständig
sinkt.
Eine für alle Kammern gemeinsame Satzung der Versorgungs-
einrichtung Teil A ist derzeit in Ausarbeitung; die wesentlichsten
Änderungen sind ein längerer Durchrechnungszeitraum, die
Einführung eines Rucksackprinzips und die Reduzierung der
Witwenrente von dzt 75% auf 60% der Altersrente.

• Marketing

– Anwaltssymposium zum Thema „Pressefreiheit grenzenlos?
Der Schutz des Einzelnen in der Berichterstattung“ Am 21. 3.
2003 fand diese Veranstaltung der Tiroler Rechtsanwalts-
kammer im Barocksaal des Hotel Europa Tyrol statt. Lutz
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Tillmanns, Geschäftsführer Deutscher Presserat (Bonn), Alfred
Worm, Mitglied der Chefredaktion News, Wien, ao. Univ.-
Prof. Dr. Andreas Scheil, Strafwissenschaften, Universität Inns-
bruck und Vizepräsident Dr. Harald Burmann beleuchteten
das Thema Pressefreiheit aus den verschiedenen Blickwinkeln.
Sie kamen aber alle zu demselben Ergebnis: Das österrei-
chische Mediengesetz muss vereinfacht und praktikabler ge-
macht werden.

– Pilotprojekt „Anwalt in der Schule“ wurde im März gestartet.
Bei dieser Kooperation mit Schulen, der Exekutive und Gen-
darmerie wie Polizei steht Aufklärungsarbeit der Jugendlichen
im Vordergrund. Die ersten Stunden an der Innsbrucker Han-
delsakademie waren erfolgreich, das Interesse der Schule an
rechtlicher Aufklärung und Erklärung übertraf die Erwartun-
gen. RA Dr. Hermann Rieder betreut derzeit im Namen der
Kammer das Pilotprojekt.

– Serie Recht im Alltag – die monatlich in der Tiroler Tages-
zeitung erscheinende Serie, läuft im Jahr 2003 weiter. Tiroler
Rechtsanwälte verfassen Artikel zu verschiedenen Rechts-
themen. Dieses Angebot erfreut sich unter den Rechtsanwälten
großer Beliebtheit und wird von der Bevölkerung sehr gut an-
genommen. Die Redaktion liegt bei der Kammer.

• Kooperation mit der SOWI – „Das Bild des Rechtsanwalts“ wird
in Kooperation mit der SOWI Innsbruck erstellt. Im Rahmen
eines Projekts wird erstmals in Form einer Umfrage geklärt, wie
die Öffentlichkeit den Stand der Rechtsanwälte sieht. Das Er-
gebnis (voraussichtliche Präsentation im Herbst 2003) wird als
Grundlage für eine Diplomarbeit und für weitere Marketing-
aktionen der Tiroler RAK dienen.

• Beiziehung eines Rechtsanwaltes bei der Einvernahme eines
Verdächtigen vor den Sicherheitsbehörden – Über Ersuchen der
Bundespolizeidirektion Innsbruck wurde eine Liste rufbereiter
Rechtsanwälte erstellt. An die 50 Rechtsanwälte haben sich be-
reit erklärt, für diese Einvernahmen zur Verfügung zu stehen.

• Verwaltung der Kammer – Einen wichtigen Teil – sowohl intern
als auch extern – nimmt die Homepage der Tiroler RAK ein.
Über einen passwortgeschützten internen Bereich werden
Kammerangelegenheiten abgewickelt. Das „elektronische“
Treuhandbuch ist derzeit in der Testphase und wird mit Mai
2003 für alle Rechtsanwälte aktiviert werden. Die gesamten
Treuhandgebarungen können über elektronischen Weg abgewi-
ckelt werden, was effizienter und einfacher ist als bisher. Am Be-
ginn steht die „Jobbörse“: Arbeit suchen und finden bei einem
Rechtsanwalt.

• Der Rechnungsabschluss 2002 weist ein ausgeglichenes Kam-
merbudget aus; er liegt in der Kammerkanzlei zur Einsicht auf.

Rechnungsprüfer Dr. Zink berichtet über die vorgelegten Rech-
nungsabschlüsse.

Der Antrag auf Entlastung des Ausschusses wird einstimmig ange-
nommen.

Der Präsident des Disziplinarrates Dr. Georg Huber erstattet seinen
jährlichen Bericht zur Statistik in Disziplinarsachen und weist
darauf hin, dass infolge einer VfGH-Entscheidung die Kosten der
Anreise der Anwaltsrichter und des Kammeranwaltes zur OBDK
in Wien nicht mehr gesondert als Barauslagen vorgeschrieben
werden. Diese Kosten werden in den Pauschalgebühren mitberück-
sichtigt.

Präsident Huber geht dann in seiner allseits bekannten humor-
vollen Art auf die Probleme ein, die durch die große Anzahl der
Anwälte entstehen. Er weist insbesonders darauf hin, dass die Er-
höhung der Zahl der Anwälte nicht zu einer Abflachung der Qua-
lität führen darf. Trotz der größeren Konkurrenz innerhalb und au-
ßerhalb der Anwaltschaft muss die Bezeichnung „Rechtsanwalt“
nach wie vor für höchste Qualität stehen. Die Verwendung der Be-
zeichnung Rechtsanwalt stellt ein Qualitätsversprechen dar, das
bei allen Schwierigkeiten aufrecht zu halten ist. Auch bei den
schärfer werdenden Konkurrenzverhältnissen hat der unabhän-
gige, kompetente, sein Wort haltende, verschwiegene und zu
seiner Partei treue Anwalt im Mittelpunkt zu sein. Das Disziplinar-
recht dient dabei nicht als Hemmschuh, sondern als Garant für die
Aufrechterhaltung dieser Qualität.

Wahlergebnisse

Präsident: Dr. Georg Santer

Vizepräsident: Dr. Harald Burmann

Ausschussmitglieder: Dr. Ivo Greiter, Dr. Klaus Gürtler, Dr. Andrea
Haniger, Dr. Markus Heis, Dr. Jörg Hobmeier, Dr. Gert Kastner,
Dr. Hansjörg Mader, Dr. Katharina Moritz (neu), Dr. Manfred
Opperer, Dr. Stephan Rainer, Dr. Michael Sallinger, Dr. Harald
Vill und Dr. Christian Winder (neu)

Präsident des Disziplinarrates: Dr. Georg Huber

Disziplinarratsmitglieder: Dr. Paul Bauer, Dr. Edith Egger (neu),
Dr. Günther Egger (neu), Dr. Renate Erlacher-Philadelphy, Dr. Axel
Fuith, Dr. Christian Girardi, Mag. Albin Huber, Dr. Andreas
König, Dr. Beate Köll-Kirchmeyr, Dr. Arne Markl, Dr. Christine
Mascher, Mag. Christian Pesl, Dr. Hermann Plochberger, Dr. Eva
Maria Posch, Dr. Hermann Rieder (neu), Dr. Hubertus Schu-
macher, Dr. Gerhard Seirer, Dr. Harald Streif, Dr. Thomas Treichl
(neu) und Dr. Walter Waizer

Kammeranwalt: Dr. Bernd Schmidinger

Kammeranwaltstellvertreter: Dr. Josef M. Danler und Dr. Wolf-
gang Offer

Rechnungsprüfer: Dr. Eckart Söllner und Dr. Hansjörg Zink

Über Antrag des Ausschusses wurden folgende Beschlüsse gefasst:

A) Beitragsordnung 2003

B) Umlagenordnung 2004 Teil A und Teil B

C) Leistungsordnung 2004 Teil A und Teil B
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Allfälliges

Über die Veranlagung des Vermögens der Zusatzpension wurde
eine ausführliche Diskussion geführt mit der Aufforderung, Alterna-
tiven zu prüfen und darüber zu informieren.

RA Dr. Georg Santer,
Präsident der Tiroler Rechtsanwaltskammer

Österreichischer
Juristentag
www.juristentag.at

15. Österreichischer Juristentag

Der 15. Österreichische Juristentag hielt seine Beratungen zu den
Themen „Grenzen der Ausgliederung“, „Ersatz des immateriellen
Schadens – gegenwärtige Rechtslage und Reform.“ „Reform des
strafprozessualen Hauptverfahrens“ und „Einkünftezurechnung im
Einkommen – und Körperschaftsteuerrecht“ in der Zeit zwischen
21. und 23. 5. 2003 im Congress Innsbruck ab.

Teilnehmer aus 7 Nationen (Österreich, Deutschland, Schweiz,
Liechtenstein, USA, Japan, Rumänien) beteiligten sich an den
rechtspolitisch hochinteressanten Diskussionen.

Die Ergebnisse der Beratungen werden vom Verlag Manz in der
Schriftenreihe des ÖJT publiziert. Unter der Homepage des ÖJT,
www.juristentag.at, ist ersichtlich, wann diese Schriften der 15. Ta-
gung erhältlich sind.

Abteilung Strafrecht beim 15. ÖJT

Im Rahmen des Rechtspolitischen Forums am Schluss der Veranstal-
tung leitete Präsident Dr. Gerhard Benn-Ibler die Podiumsdiskus-
sion zum Thema „Staatsreform – Chance oder Illusion“. Mit Span-
nung verfolgten die zahlreichen Teilnehmer die Beiträge des Tiro-
ler Landtagspräsidenten Prof. Ing. Helmut Mader sowie von Volks-
anwalt Dr. Peter Kostelka, Bundesminister für Justiz Dr. Dieter

Böhmdorfer und dem Klubobmann der Grünen im Tiroler Landtag
Georg Willi.

Präsident Mader betonte dabei, dass die Länder bei der Diskus-
sion der Staatsreform offen seien, jedoch könne es keine Bundes-
staatlichkeit ohne Landesgesetzgebung geben. Diese Meinung ver-
trat auch der ehemalige Präsident des VfGH, Dr. Adamovich, der
darauf hinwies, dass in der Schrift des Gründungskomitees des
Verfassungskonventes klar festgelegt sei, dass die Baugesetze der
Verfassung, zu denen auch die Bundesstaatlichkeit gehöre, nicht
angegriffen werden.

Auch Dr. Kostelka unterstrich die Notwendigkeit des Verfassungs-
konventes, weil die Verfassung in einer Zeit errichtet worden sei,
die mit der heutigen nicht mehr vergleichbar sei. Seiner Meinung
nach, werde es auch künftig eine Landesgesetzgebung geben, je-
doch mit völlig anderen Aufgaben.

Georg Willi sah auch eine grundsätzliche Notwendigkeit für eine
umfassende Staatsreform, meinte aber, dass er keinen „Herkules“
in Österreich sehe, der diese gewaltige Aufgabe umsetzen könne.

Er sprach sich jedoch für eine verstärkte Grundsatzgesetzgebung
des Bundes aus. Den Ländern solle es vermehrt überlassen werden,
die Ausführungsgesetze zu verbessern. Er trat für einen Wettbe-
werb der Bundesländer untereinander ein. Damit soll ein positiver
Entwicklungsprozess unterstützt werden. Justizminister Böhmdorfer
meinte, dass trotz der widerstreitenden Interessen die geplante Dis-
kussionszeit für die Staatsreform in der Dauer von 18 Monaten zu
lang sei. Justizpolitisch könne er sich die Ausgliederung des Ge-
richtsvollzugswesens, aber auch die Einrichtung von Schiedsge-
richten als Sonderfall der Ausgliederung aus der Zivilgerichtsbar-
keit vorstellen. Dadurch entstehe Konkurrenz, die sich für die Kun-
den der Justiz positiv auswirken könnte.

Rechtspolitisches Forum „Staatsreform – Chance oder Illusion“

Nach dieser Podiumsdiskussion übergab Dr. Gerhard Benn-Ibler
als 5. Präsident des Österreichischen Juristentages die Präsident-
schaft an Bundesminister für Justiz a.D., öffentlichen Notar
Dr. Nikolaus Michalek, als 6. Präsidenten des ÖJT. In seiner An-
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trittsrede dankte Dr. Michalek dem scheidenden Präsidenten
Dr. Benn-Ibler für seine mehr als 11-jährige Tätigkeit an der Spitze
des Österreichischen Juristentages und unterstrich, dass der vom
ÖJT eingeschlagene Weg, sich vermehrt um die Entwicklung des
Europäischen Rechts zu kümmern, von ihm besonders unterstützt
wird, weil nun einmal durch den Beitritt Österreichs zur Europäi-
schen Union die Entwicklung des österreichischen Rechts nachhal-
tig beeinflusst werde.

Übergabe der Präsidentschaft des ÖJT

Dr. Günther Winsauer
Generalsekretär des Österreichischen Juristentages

28. DACH-Tagung in Bregenz
Der faire Prozess nach Art 6 EMRK

Vom 15. bis 17. 5. fand in Bregenz am Bodensee die 28. Tagung
der DACH – Europäische Anwaltsvereinigung zum Thema „Der
faire Prozess nach Art 6 EMRK“ statt. Insgesamt nahmen 47 Kolle-
gen aus 9 verschiedenen Nationen (Deutschland, Österreich,
Schweiz, Fürstentum Liechtenstein, Niederlande, Ungarn, Spa-
nien, Italien und Belgien) an der Tagung teil.

Bregenz und der Bodensee zeigten sich von ihrer schönsten Seite.
Am Donnerstagabend wurde die Tagung auf dem Pfänder, dem
Hausberg von Bregenz mit Blick über den Bodensee und das Drei-
ländereck Deutschland, Österreich und Schweiz vom Präsidenten
der DACH, Dr. Peter Wieland, eröffnet. Der Landeshauptmann von
Vorarlberg, Dr. Sausgruber, und der Bregenzer Bürgermeister,
Dr. Linhart, stellten die Region in wirtschaftlicher, politischer, kultu-
reller und historischer Hinsicht vor. Am Freitag tagten die Teilneh-
mer im Alten Landtagssaal in Bregenz.

RA ic.jur. Ludwig Minelli, Forch-Zürich eröffnete am Freitagmorgen
die Vortragsreihe und stellte anhand von schweizerischen Fällen
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eine Übersicht der Urteile des Europäischen Gerichtshofes für Men-
schenrechte in Strassburg zum fairen Verfahren vor. In der Folge
referierte Fürsprecher Patrick A. Schaerz, Uster-Zürich über den
„EMRK – Begriff des fairen Verfahrens in der schweizerischen
Rechtspraxis.“

Der deutsche Länderbericht wurde von RA Frank Johnigk, BRAK
Geschäftsführer in Berlin, vorgetragen und befasste sich mit der
„Bedeutung der EMRK für den deutschen Zivilprozess.“ Anders als
im Strafprozess führt die EMRK im deutschen Zivilprozess eher ein
Mauerblümchendasein, was Ausdruck dafür ist, dass einerseits die
Postulate des Art 6 Abs 1 EMRK bereits durch deutsches Verfas-
sungsrecht und die deutsche Zivilprozessordnung umgesetzt sind
und andererseits keine Kompensationsmöglichkeiten für etwaige
Verstöße gegen Art 6 Abs 1 EMRK bestehen.

Das Referat über die „Europäischen Verfahrensgrundrechte im
Strafverfahren“ musste wegen einer plötzlichen Erkrankung des Re-
ferenten RA Dr. Holger Matt, Lehrbeauftragter an der Johann Wolf-
gang Goethe-Universität, Frankfurt am Main entfallen.

Am Freitag Nachmittag wurden der österreichische Länderbericht
von den Referenten RA Dr. Elisabeth Rech, Wien und RA Dr. Wil-
fried Weh, Bregenz, vorgestellt. Frau Dr. Rech befasste sich mit
den Auswirkungen von EGMR – Urteilen auf das österreichische
Strafprozessrecht. Änderungen durch Strassburger Urteile unter-
worfen waren die Bereiche Armenverteidigung, Akteneinsicht, Dol-
metscherkosten, Unparteilichkeit von Sachverständigen, Verlesung
von Protokollen und Zugang des Angeklagten zu Stellungnahmen
der Staatsanwaltschaft. Der Bregenzer Rechtsanwalt Dr. Wilfried
Weh referierte zum Thema „Die Civil Rights und Österreich“ , wo-

bei die Bedeutung des Art 6 EMRK für das österreichische Zivil-
und Verwaltungsverfahren behandelt wurde.

Alle Referate werden im Band 21 der Schriftenreihe DACH publi-
ziert, welcher im Winter 2003/04 erscheinen wird.

Am Freitagabend führte eine Schifffahrt die Tagungsteilnehmer bei
einem wundervollen Sonnenuntergang über den Bodensee an das
deutsche Ufer nach Lindau, Bad Schachen, Wasserburg, Langen-
argen und nach Überquerung des Sees zum Schweizer Ufer wie-
der zurück nach Bregenz.

Zum Abschluss der Tagung fand im Alten Landtagssaal die 16.
Mitgliederversammlung statt. Einstimmig wieder gewählt wurden
der Präsident Dr. Peter Wieland aus München und der Schatzmeis-
ter Dr. Norbert Seeger aus Vaduz. Dr. Max P. Oesch, Zürich, Vize-
präsident seit der Gründung der DACH im Jahre 1989 und der
Schriftenführer Dr. Peter Wrabetz, Wien, schieden auf eigenen
Wunsch aus dem Vorstand aus. Deren Stellen werden nunmehr
von Frau Dr. Susanne Hüppi aus Zürich und Herr Dr. Hubert
F. Kinz aus Bregenz, welche beide ebenfalls einstimmig gewählt
wurden, besetzt.

Vom 18.–20. 9. 2003 findet in Bad Ragaz / Schweiz die 29. Ta-
gung mit dem Thema „Das grenzüberschreitende Insolvenzrecht“
statt. Die DACH-Mitglieder erhalten das Programm und die Anmel-
deformulare im Juli 2003. Nicht-Mitglieder wenden sich bitte an
die DACH-Mitgliederverwaltung:

DACH Europäische Anwaltsvereinigung e.V., Klosbachstrasse 110,
Postfach, CH-8030 Zürich; Telefon: ++41 (0) 1 252 66 88, Telefax:
++41 (0) 1 252 63 90.

Dr. Hubert F. Kinz, Bregenz

www.manz.at
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Karasek
ÖNORM B 2110
Kommentar

Mit 1. März 2002 ist die ÖNORM B 2110 in Kraft getreten. Sie
ist die Basisnorm für alle Verträge über Bauvorhaben, zu denen
auch Leistungen der Haustechnik gehören. Das vorliegende
Werk stellt einen ausführlichen Kommentar zur dieser zentralen
ÖNORM des Bauvertragsrechts dar, ergänzt durch eine detail-
lierte Entscheidungsübersicht und ein umfassendes Literatur-
verzeichnis zum gesamten Themenkomplex. 
Über 1000 Entscheidungen hat der Autor in dieses umfassende
Werk eingearbeitet, wobei auch die deutsche Judikatur berück-
sichtigt wurde. Für Praktiker aus der Bauwirtschaft sind rund
100 Beispiele aus der Rechtsprechung anschaulich darge-
stellt. Damit ist dieser Kommentar ein unverzichtbares Werk-
zeug für Juristen wie sonstige Berufe, die mit der Anwendung
der ÖNORM 
B 2110 befasst sind. Wesentliche Neuerungen, die in diesem
Buch erörtert werden, sind ua: 

• Anpassung der Gewährleistungsbestimmungen an die ABGB-
Gesetzesreform ab 1. 1. 2002

• Neuerungen bezüglich der Bestimmungen über die Warnpflicht
• Adaptierung der Regelung für den Schadenersatz.

Der Autor
Dr. Georg Karasek ist Rechtsanwalt in Wien, Lehrbeauftragter
an der Universität Wien, Mitglied der Gesellschaft für Baurecht
und seit fünfzehn Jahren Vortragender für Bauvertragsrecht.

2003. 736 Seiten. EUR 178,– ISBN 3-214-13573-2
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Jelinek/Marth/Szymanski
Fremdengesetz
3. Auflage

Das vorliegende Werk stellt in 3. Auflage die öster-
reichische Gesetzeslage zu den Themen Fremden-
recht, Integration, Ausländeraufenthalt und Auslän-
derbeschäftigung dar. Es enthält auf dem Stand vom
1. 4. 2003: • Fremdengesetz samt Durchführungsver-
ordnungen und Anlagen • Ausländerbeschäftigungs-
gesetz • Asylgesetz • einschlägige Bestimmungen
des EG-Vertrages • Eurodac-Verordnung.

Die durch die Novelle BGBl I 2002/126 eingeführten wesentlichen Ände-
rungen wie
• Integrationsvereinbarung 
• Neuzuwanderung nur für Schlüsselkräfte 
• Maßnahmen gegen Scheinadoptionen 
sind im Gesetzestext zur leichteren Orientierung durch Fettdruck hervorge-
hoben. Die Wiedergabe von Gesetzesmaterialien und Empfehlungen des 
Menschenrechtsbeirates rundet die umfassende Darstellung ab. 

2003. XVI, 366 Seiten. Br. EUR 48,–  ISBN 3-214-12831-0. 

ÖRAK-Delegiertentag in Linz
Der Delegiertentag des Österreichischen Rechtsanwaltskammer-
tages findet 2003 in Linz statt. Die Oberösterreichische Rechtsan-
waltskammer freut sich, diese Veranstaltung gemeinsam mit dem
Österreichischen Rechtsanwaltskammertag ausrichten zu können –
Tagungsort wird das soeben eröffnete Kunstmuseum Lentos sein,
ein Bauwerk der Spitzenklasse, geschaffen von den Züricher Archi-
tekten Weber & Hofer, das ideal an der Donau zwischen Nibelun-
genbrücke und Brucknerhaus gelegen ist.

Die festliche Eröffnung findet am Freitag, 26. 9. 2003, um
9.30 Uhr statt; Präsident Dr. Peter Posch wird Spitzenvertreter aus
Politik und Justiz begrüßen dürfen, so den Landeshauptmann von
Oberösterreich und den Bürgermeister der Stadt Linz sowie den
Bundesminister für Justiz, Dr. Dieter Böhmdorfer. Im Anschluss an

die Eröffnung durch ÖRAK-Präsident Dr. Gerhard Benn-Ibler folgt
der Festvortrag von Prof. Dr. Christoph Hommerich, Professor für
Marketing und Management, Essen, zum Thema „Anwaltliches
Marketing als Vertrauensmarketing“. Auch das anschließende Mit-
tagsbuffet findet in den Räumlichkeiten des Lentos statt. Die Teilneh-
mer der Veranstaltung haben selbstverständlich auch freien Zu-
gang zu den Ausstellungsräumen – die Eröffnungsausstellung
„Avantgarde und Tradition“ gewährt Einblicke in die wertvollen
Bestände des Museums.
Umrahmt wird das Festprogramm von einer Sitzung des Präsiden-
tenrates und der Vertreterversammlung des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages sowie von einem Treffen der Diszip-
linarratspräsidenten und Kammeranwälte und weiters von
Sitzungen diverser Arbeitskreise.

OÖ. Rechtsanwaltskammer
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Haberer

Corporate Governance
Österreich – Deutschland – International

Corporate Governance, verstanden als
Umsetzung optimaler Unternehmensleitung
und Unternehmenskontrolle, ist zur Zeit in
aller Munde, besonders seit der Präsentation
des Österreichischen Corporate Governance
Kodex im Oktober 2002. 
Das Werk befasst sich, ausgehend von einem
breiten rechtsvergleichenden Überblick, erst-
mals in Österreich mit Fragen der Rechtsna-
tur und Haftung, erörtert zentrale Probleme
der externen und internen Corporate Gover-
nance, so die neuen Aufgaben von Aufsichts-
rat und Abschlussprüfer oder die Rechtsfra-
gen aktionärsorientierter Unternehmens-
führung und diskutiert mögliche Zukunftsper-
spektiven.

2002. XL, 322 Seiten. Br. EUR 74,– ISBN 3-214-08065-2 

Maria Anna von Ertl’sche Stiftung
Die Maria Anna von Ertl’sche Stiftung verleiht auch im Jahre 2003
Stipendien an Rechtsanwälte, die in diesem Jahr erstmals in die
Liste der Rechtsanwälte der Rechtsanwaltskammer Wien eingetra-
gen werden.

Rechtsanwälte, welche im Jahre 2003 in die Liste eingetragen
wurden oder in diesem Jahr (bis zum 31. 12. 2003) eingetragen
werden und sich um die Stiftung bewerben wollen, werden einge-
laden, ihre Anträge schriftlich bis spätestens 1. 11. 2003 bei der
Rechtsanwaltskammer Wien einzubringen.

Die Eintragung in die Liste der Rechtsanwälte der Rechtsanwalts-
kammer Wien im Zeitpunkt der Antragstellung ist nicht Vorausset-
zung für die Antragstellung.

Punkt Zweitens erster Absatz des Stiftungsbriefes bestimmt:

„Diese Stiftung soll nur angehenden Rechtsanwälten, d.h. solchen,
bei welchen bereits die Voraussetzungen für die Ausübung der
Rechtsanwaltschaft in Wien gegeben sind, verliehen werden, wel-
che ferner unbemittelt sind, von Sitten, Rechtschaffenheit und christ-

katholischer Religion echte Beweise abstatten und zugleich den
Nachweis der mindenstens mit sehr gutem Erfolg abgelegten
Rechtsanwaltsprüfung erbringen.“

Punkt Viertens erster Absatz des Stiftungsbriefes regelt:

„Derjenige, welchem die Stiftung verliehen wird, erhält nach ge-
schehener Flüssigmachung zur Einrichtung seiner Kanzlei sogleich
einen Betrag von öS 150.000,– bar und sohin durch fünf nachei-
nander folgende Jahre jedes Jahr öS 60.000,– in halbjährigen, im
nachhinein verfallenden Raten gleichfalls bar als Stiftungsgenuß.“

Punkt Fünftens des Stiftungsbriefes bestimmt:

„Die Verleihung der Maria Anna von Ertl’schen Stiftung hat durch
ein aus dem Präsidenten der für Wien zuständigen Rechtsanwalts-
kammer, den beiden Administratoren der Stiftung und zwei vom
Ausschuß der für Wien zuständigen Rechtsanwaltskammer für den
jeweiligen Verleihungsfall abzuordnenden Mitglieder desselben
bestehenden Komitee mittels Beschluß nach absoluter Stimmen-
mehrheit zu erfolgen.“

In den Stiftungsbrief kann in der Bibliothek der Rechtsanwalts-
kammer Wien Einsicht genommen werden.
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Ist Schächten strafbare
Tierquälerei?
Abhandlung von Hollaender, AnwBl 2002,
568
Repliken von Schärf und Hinterhofer,
AnwBl 2003, 96
Duplik von Hollaender, AnwBl 2003, 155

Meine und meiner Ehegattin (sie ist Ärztin) höchste Anerkennung
für Hollaender’s vorbildlichen Einsatz in diesem ebenso tragischen
wie ungustiösen Komplex.

Das Schwierige ist, dass jeder, noch so berechtigte Einsatz gegen
das Schächten schuldloser Tiere gleich alle Verfechter der „politi-
cal correctness“ auf den Plan ruft, weil man doch nicht – großer
Gott! – gegen uns fremde Sitten auftreten soll.

Umso mehr anzuerkennen ist deshalb Hollaender’s Einsatz in die-
ser Sache.

Schon die erste einschlägige Abhandlung zum Thema von Hol-
laender, AnwBl 2002, 568 ist durch die stringent formulierte, fol-
gerichtig argumentierte und vor allem rechtswissenschaftlich be-
sonders präzis recherchierte Behandlung des Themas auch durch-
aus kritischen Lesern positiv aufgefallen. Jedoch meldeten sich wie
kaum anders zu erwarten Meinungsgegner zu Wort. Gewiss mö-
gen auch deren Argumente beachtlich sein, aber sie gehen – ge-
flissentlich? – an der für unseren christlich-abendländischen Kultur-
kreis grundlegenden Frage vorbei, dass es hier wie schon gesagt
um das ebenso tragische wie ungustiöse entsetzliche Quälen un-
schuldiger Tiere geht und dass es deshalb unserem (Verfassungs-)
Gesetzgeber einfach nicht zusinnbar ist, der österreichischen
Rechtsordnung die Akzeptanz derartiger Sitten fremder Kulturen
aufzuzwingen.

Hollaender hat sich jüngst auch zu anderen Themen bemerkens-
wert zu Wort gemeldet (Ist die Staatsanwaltschaft wirklich keine
Verwaltungsbehörde?, AnwBl 2003,154; „Mauerschützen“ und
die strafrechtliche Verantwortlichkeit von DDR-Politbüromitglie-
dern, AnwBl 2003, 258). In seiner Abhandlung „Ist Schächten
strafbare Tierquälerei?“ AnwBl 2002, 568 jedenfalls hat er fun-
diert aufgezeigt, dass die bloße Berufung auf religiöse Riten nie-
mals in Österreich die unnötige Zufügung brutaler Qualen an
schuldlosen Tieren rechtfertigen kann.

Erfreulich ist es nun, dass der junge, engagierte Autor die Repliken
nicht einfach hingenommen, sondern sich die erkennbar große
Mühe gemacht hat, seinen Standpunkt mit einer ganz unglaublich
umfassend recherchierten Duplik nochmals unter die fachkundigen
Leute zu bringen. Und ich muss bekennen: Diese Duplik ist brilliant,
sie widerlegt die Repliken sehr detailliert. Dem Anwaltsblatt ist für
die Veröffentlichung zu danken. Der junge, engagierte Autor hat

hier in eindrucksvoller Weise eine Fülle nicht bloß rechtlicher,
sondern auch historisch-soziologischer Unterlagen zusammen-
getragen, an denen die Rechtspraxis künftig ebensowenig vorbei
gehen kann wie die Gesetzgebung, wo ja beabsichtigt ist, den
Tierschutz verfassungsmäßig endlich in die Bundeskompetenz zu
übertragen.

Hollaender hat mit seinen rechtlichen, theologischen und medizini-
schen Nachweisen jedenfalls klar aufgezeigt, dass die sachlich
nicht erforderliche Zufügung von Leid gegenüber unschuldigen Tie-
ren von unserer Rechtsordnung jedenfalls nicht tolerierbar ist. Die
große Schwierigkeit beim Herangehen an derartige Themen liegt
heutzutage eben darin, dass jede noch so berechtigte Analyse so-
gleich einen Widerstand hervorruft, ohne dabei ausreichend an
die Quellen heranzugehen.

Ceterum censeo: Betäubungsloses Schächten ist strafbare Tierquä-
lerei, und Hollaender ist für sein engagiertes, rechtswissenschaft-
lich breit fundiertes Eintreten sehr zu danken.

Hans Pfersmann

Legalitätsprinzip auch im Bereich
der Gebietskrankenkassen
Auch wenn in der Vergangenheit seitens der Gebietskranken-
kassen Anträge auf Bescheidausfertigung im Falle der Ablehnung
von Leistungsansprüchen immer wieder mit einigem Erstaunen ent-
gegen genommen wurden, konnte damit regelmäßig ein ordentli-
ches Verwaltungsverfahren in Gang gesetzt werden.

Bei der Anwendung der Bestimmungen gemäß § 10 Abs 1 AVG,
sowie § 8 Abs 1 RAO stieß man hingegen oft auf taube Ohren.
Trotz Berufung auf die erteilte Bevollmächtigung und trotz Rück-
sprache der zuständigen Beamten im Bundesministerium für Ge-
sundheit und Frauen wurde auf den urkundlichen Nachweis der
Bevollmächtigung bestanden, und zwar mit dem Hinweis auf eine
bestehende Praxis bei den Gebietskrankenkassen, von der nicht
abgegangen würde.

Mit dieser rechtswidrigen Praxis dürfte nun abgeschlossen worden
sein. Aufgrund eines Anlassfalles betreffend der Gewährung von
Kinderbetreuungsgeld erfolgte nun nach schriftlicher Kontaktauf-
nahme mit dem Ministerium ein entsprechender Hinweis an den
Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, wo-
nach die zumindest teilweise bestandene Praxis der Vernachlässi-
gung der Bestimmung des § 10 Abs 1 AVG nicht mehr fortgesetzt
werden möge. Es besteht daher Grund zur Annahme, dass sich die
Gebietskrankenkassen in Zukunft lückenlos an das Legalitätsprin-
zip gebunden fühlen.

Dr. Friedrich Schwarzinger
Rechtsanwalt in Wels
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Szirba/Grosinger/Marth
Das österreichische 
Passgesetz

Inhalt
Kommentierte Darstellung des aktuellen, seit
1.2.2003 geltenden Passrechts unter Berücksichti-
gung der Passgesetz-Änderungen der Jahre 2001 und
2002 sowie der neuen Rechtsprechung. 
Die Neuerungen betreffen ua: 

• Verkürzte Gültigkeitsdauer für gewöhnliche Reisepässe für bestimmte
Anlassfälle

• Passbehördliche Kompetenzen des Bürgermeisters 
• Datenschutzrechtliche Bestimmungen bei der Verarbeitung von personen-

bezogenen Daten 
• Bestimmungen über Personalausweise mit Datenträger / Form der Perso-

nalausweise mit Chip 
• Einarbeitung neuer höchstgerichtlicher Judikatur zu Passversagung und

Passentziehung
• Bestimmungen über Reisedokumente für die Rückführung von Drittstaats-

angehörigen

2003. 248 Seiten. Br. Eur 38,– ISBN 3-214-08628-6

Ich schwöre, so wahr mir
Gott helfe!
Fast schon vergessen – der Eid vor Gericht

Können Sie sich noch an eine Szene wie diese erinnern? Vorne im
Verhandlungssaal ein Kreuz zwischen zwei brennenden Kerzen,
dahinter im dunklen Talar der Richter, der mit ernster Stimme an
die „Heiligkeit des Eides“ erinnert. Die Anwesenden haben sich er-
hoben und gleich wird einer von ihnen die rechte Hand zum
Schwur erheben und die Worte sprechen „Ich schwöre, so wahr
mir Gott helfe“.
Im Grunde ganz eindrucksvoll, aber vermutlich wissen auch Sie
nicht mehr genau, wann Sie so etwas zuletzt erlebt haben. Wahr-
scheinlich ist es Jahre her, denn der Eid vor Gericht ist aus der
Mode gekommen. Er entspricht nicht mehr dem Zeitgeist und wirk-
lich böse ist darüber kaum jemand, es geht auch ohne Eid.
Natürlich kennen Sie die Schwurgarnitur in jedem Verhandlungs-
saal – so haben die Ministerialbürokraten die zwei Kerzen und
das Kreuz getauft – und wissen daher auch, dass die Kerzen meist
recht neu und ungebraucht aussehen. Angezündet werden sie
kaum mehr.

Da mag es schon fast als Rückblick erscheinen, wenn man an die
ehrwürdigen Vorschriften erinnert, die dem Gerichte vorschreiben,
wie es den Eid abzunehmen hat. Tatsächlich sind sie aber alle
noch in Geltung, jene auch mehr als 80 Jahre nach Gründung der
Republik in Hofdekreten enthaltenen Bestimmungen, die bis ins De-
tail die Form des Eides regeln.

Das Wichtigste stammt aus dem Jahre 1868, es ist in der neuesten
bei Manz erschienenen Ausgabe der Zivilprozessordnung ebenso
zu finden wie die übrigen den Eid betreffenden Anordnungen des
jeweils herrschenden Kaisers, denn, wie gesagt, handelt es sich
um Hofdekrete. Jenes von 1868 legt fest, dass der Eid ohne Rück-
sicht auf das Religionsbekenntnis des Schwörenden vor Gott dem
Allmächtigen und Allwissenden abzulegen ist und mit der Formel
„So wahr mir Gott helfe“ zu enden hat.

Bekennende Freigeister könnten bei dieser Formel in Gewissens-
konflikte kommen, doch für sie gibt es zum Glück ein anderes Hof-
dekret aus dem Jahr 1816. Das bestimmt, dass sich das Gericht
bei Personen, denen ihre Religion die Ablegung des Eides verbie-
tet, mit einem Handschlag begnügen kann. Man war also gar nicht
so untolerant in jenen alten Zeiten und es ist zu hoffen, dass die er-
wähnten Freigeister, mögen sie auch keine Religion „ausüben“,
nicht zum Eid gezwungen würden.
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Kuras
Handbuch Arbeitsrecht –
Arbeitsrecht für Praktiker

Diese CD-ROM spart Ihnen langes Suchen und lästiges Tele-
fonieren. Auf einen Griff finden Sie alles Relevante für Ihre tägliche
Arbeit: Arbeitsrecht einschließlich Personalverrechnung, Steuern und
Fördermöglichkeiten. 
Die CD-ROM bietet umfassende Volltextsuche, alle Muster können 
in Word ausgefüllt werden und sind einfach anzuwenden.

Die Autoren
Ein bewährtes 20köpfiges Autorenteam aus Judikatur und Praxis: Richter des OGH und ASG, Rechts-
anwälte, Wirtschaftsprüfer, Personalberater, Mitarbeiter der AK und Wirtschaftskammer, Herausgeber
Kuras ist Hofrat des OGH.

Komplettwerk wahlweise als Loseblatt, CD-ROM oder im Kombi-Paket inkl. 11 Lieferungen. 
CD-ROM EUR 138,– ISBN 3-214-07127-0. Loseblatt EUR 138,– ISBN 3-214-07125-4.
Kombi-Paket EUR 198,– ISBN 3-214-07129-7. Im Abonnement zur Fortsetzung vorgemerkt.

Zehn Jahre später, 1826, wurde ein weiteres Hofdekret erlassen.
Es erscheint heute gar nicht so unaktuell, regelt es doch die
Beeidung von Personen, die sich zum Islam bekennen. Nach
dieser Bestimmung ist der Schwörende laut und vernehmlich und
in der ihm bekannten Sprache zu fragen „schwörst du bei Gott“
und hat darauf zu antworten – so steht’s im Hofdekret – jemin
ederim, nicht ohne dann die Worte Billahi Taala oder wallahi
hinzuzufügen. Keinesfalls darf es dem schwörenden Anhänger
Mohammeds gestattet werden, beim Schwur den Zeigefinger
einer Hand in die Höhe zu halten, ist bei Gericht ein Koran vor-
handen, hat der Schwörende die rechte Hand auf diesen zu
legen. Kerzen sind offenbar keine anzuzünden, und irgendwie
beschleicht Anwälte und Richter das Gefühl, diese Vorschriften
seien vielleicht ein wenig antiquiert. Da wundert es nur wenig,
dass bei Gericht kaum jemand bereit ist, in der Bibliothek nach
einem Koran zu suchen und einen türkischen Zeugen, der vor
dreißig Jahren nach Österreich eingewandert ist, jemin ederim
sagen zu lassen.

An eine besondere Form des Eides werden sich jüngere Anwälte
gar nicht mehr erinnern. Den Offenbarungseid jener Verpflichte-
ten, bei denen gar nichts mehr zu holen war, hat man vor einigen
Jahren zur Freude wohl aller Beteiligten abgeschafft und damit
auch jenes Vermögensverzeichnis in dem sie ganz genau ihre
Habseligkeiten anzugeben hatten. Wie genau, zeigt ein noch im
Jahr 1961 herausgegebenes „Formbuch“ des Justizministeriums,
in dem nicht nur das erwähnte Formular abgedruckt ist, sondern
als Muster auch entsprechende Antworten. Dies wohl deshalb,
damit die den Eid abnehmenden Richter, denen das Ministerium
bekanntermaßen allerlei zutraut, auch alles richtig machen
würden.

Da wird zum Beispiel in Punkt 8 nach „Wäsche (Leib-, Tisch- und
Bettwäsche), Vorhängen und sogar nach Vorräten zur Anfertigung
von Wäschestücken (Leinwand usw)“ gefragt. In der vom Ministe-
rium vorgegebenen „Musterantwort“ sind dann „3 Hemden, 3 Un-
terhosen, 4 Paar Strümpfe und 6 Taschentücher“ genannt, man
billigte dem Verpflichteten also offenbar keinen allzu hohen Le-
bensstandard zu. Auch sonst besaß „Max Mustermann“, vom Mi-
nisterium übrigens Oskar Selig genannt, nicht sehr viel. Man ge-
stattete ihm zwar den Besitz von zwei Maurerpinseln und einem
Kübel sowie – immerhin – einer Ziehharmonika, aber einen Koffer,
um seine Habseligkeiten zu verstauen, hatte Herr Selig nicht,
ja nicht einmal das Vorhandenseins eines Korbes konnte er be-
schwören.
Denn geschworen musste sein. Man bemühte auch hier Gott den
Allmächtigen und Allwissenden und zündete zwei Kerzen an, um
Oskar Selig einen reinen Eid ablegen zu lassen, dass er stolzer
Eigentümer von 6 Taschentüchern und 2 Maurerpinseln sei. Wie
bekannt ist, müsste Herr Selig heute nur mehr „an Eides statt“ erklä-
ren, was er besitzt und ein entsprechendes Formular – ohne das
geht es natürlich nicht – ausfüllen. Es wäre zu hoffen, dass er es in
der Zwischenzeit wenigstens zu einem Koffer gebracht hat, aber
danach wird heute nicht mehr gefragt.
Probleme hat es durch die Abschaffung des Offenbarungseides
keine gegeben und so könnte man darüber streiten, ob der Eid vor
Gericht überhaupt noch sinnvoll ist oder ob man nicht ganz offi-
ziell auf ihn verzichten könnte.
Aber auch wenn das nicht geschieht, wird man es wohl immer sel-
tener erleben, dass Kerzen angezündet werden und jemand mit er-
hobener Hand spricht Ich schwöre, so wahr mir Gott helfe.

Dr. Gernot Stöger
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BMaA (Hrsg)
Außenpolitischer
Bericht 2002
Jahrbuch der österreichischen 
Außenpolitik 2002

Österreich in der Welt
• Europäische Union: Erweiterung – Reformprozess – Politiken

der EU – GASP – Außenbeziehungen 
• Nachbarschaftspolitik, Regionale Partnerschaft, Donauraum-

kooperation
• Die neuen Nachbarn der EU, Südosteuropa, Mittelmeerkoope-

ration
• Der Krieg im Irak
• Die Lage in Krisenregionen, Afghanistan, Naher Osten
• Globale Aspekte der österreichischen Außenpolitik
• Österreichs Rolle in Internationalen Organisationen
• Entwicklungszusammenarbeit
• Netzwerk Menschliche Sicherheit, Menschenrechte, Rechte

der Frau
• Rüstungskontrolle und Humanitäre Außenpolitik
• Weltwirtschaftspolitik und globale Nachhaltigkeitspolitik
• Auslandskulturpolitik und Öffentlichkeitsarbeit
• Die konsularische Dimension der Außenpolitik
• Der österreichische auswärtige Dienst
• Länderinformationen: Afghanistan bis Zypern
• Zahlen und Graphiken: Internationaler Vergleich

2003. XVI, 388 Seiten. EUR 39,– ISBN 3-214-08319-8
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Disziplinarrecht
7882

§ 9 RAO – wissentlich unrichtige
Prozessbehauptungen

§ 3 DSt – falsche Erklärung zu richtigem Zweck
§ 2 RL-BA – Drohung mit Anzeige

1. Die Bestimmung des § 9 Abs 1 RAO legt dem
RA die Verpflichtung auf, die übernommenen
Vertretungen gesetzesgemäß zu führen, sodass
es unzulässig ist, dass er wissentlich unrichtige
Behauptungen aufstellt, um seinem Klienten Vor-
teile zu verschaffen.

2. Wenn der geschiedene Ehemann der Klientin
unter Mitnahme seiner sämtlichen Fahrnisse aus
der Ehewohnung auszieht und mehrere Monate
lang keine Anstalten trifft, irgendwelche Rechte
aus diesem „Mietverhältnis“ geltend zu machen,
kann davon ausgegangen werden, dass er an
der Aufrechterhaltung früherer Rechte an der
Wohnung nicht interessiert ist; die Behauptung
des Besch gegenüber der Wohnungsgesellschaft,
dass „die rechtlichen Voraussetzungen zur Miet-
vertragsänderung auf die geschiedene Ehefrau
vorliegen“, ist zwar falsch, hindert aber nicht die
Anwendung des § 3 DSt.

3. Die Verbindung einer Forderung nach einer
Ausgleichszahlung mit einer drohenden Erklä-
rung über die Möglichkeit der Veranlassung ge-
richtlicher Strafverfolgung ist dann nicht unsach-
lich und keine Ausübung ungerechtfertigten Dru-
ckes, wenn eine mit der Straftat in Zusammen-
hang stehende Ersatzforderung durchgesetzt
werden soll. Es ist durchaus möglich, zur Durch-
setzung einer rechtmäßigen Mittel-Zweck-Bezie-
hung auch dann (mit Anzeige – richtig: PA) zu
drohen und anzuzeigen, wenn sich der Sachver-
halt nachher als (strafrechtlich) verjährt heraus-
stellt (kein rechtswidriges Handeln).

OBDK 24. 3. 2003, 9 Bkd 1/03

Aus den Gründen:

Die Bestimmung des § 9 Abs 1 RAO legt dem RA die Verpflichtung
auf, die übernommenen Vertretungen gesetzesgemäß zu führen,

sodass es unzulässig ist, dass der RA wissentlich unrichtige Be-
hauptungen aufstellt, um seinem Klienten Vorteile zu verschaffen.
Daran vermag zunächst weder der Umstand etwas zu ändern,
dass das Schreiben vom 16. 11. 2000 nicht direkt an die Vermie-
terin gerichtet war, noch auch, dass mit der Rechtskundigkeit der
Bediensteten dieses Unternehmens gerechnet werden musste.
Tatsache ist aber, dass Herr A nach seinem Auszug aus der Ehe-
wohnung im Jänner 2000 bis zu diesem Schreiben im November
(und auch nicht nachher im Aufteilungsverfahren) keinerlei Schritte
gesetzt hat, um wiederum die alleinigen Mietrechte zu erlangen.
Der von ihm geschaffene faktische Zustand sollte daher nur nach-
träglich iS beider Exehegatten legitimiert werden.
Die Behauptung des Berufungswerbers über das Vorliegen der
rechtlichen Voraussetzungen war daher falsch; das Verhalten des
DB blieb aber letztlich folgenlos, weil der von beiden Parteien be-
absichtigte Zustand, nämlich die Übertragung der Alleinmietrechte
auf Frau A, eingetreten ist.
Es bleibt daher lediglich zu prüfen, ob das Verschulden des DB als
bloß geringfügig einzustufen ist. Dabei ist derselbe Maßstab anzu-
legen wie bei der Beurteilung der mangelnden Strafwürdigkeit
nach § 42 StGB. Diese Schuld ist dann gering, wenn die umfas-
sende Abwägung aller für die Strafzumessung bedeutenden belas-
tenden und entlastenden Faktoren ergibt, dass das Gewicht der zu
beurteilenden Tat hinter dem mit der betreffenden Strafdrohung ty-
pisierten Schuld- und Unrechtsgehalt erheblich zurückbleibt. Die
Schuld muss absolut und im Vergleich zu den typischen Fällen der
jeweiligen Deliktverwirklichung geringfügig sein.
Es kann dabei nicht unberücksichtigt bleiben, dass der Vermiete-
rin, einer versierten Wohnungsgesellschaft, der tatsächliche Sach-
verhalt und die rechtliche Beurteilung desselben geläufig sein
musste. Wenn Herr A im Jänner 2002 unter Mitnahme seiner sämt-
lichen Fahrnisse aus der Ehewohnung auszieht, die Ehe im Februar
2000 geschieden wird und er bis November 2000 keinerlei An-
stalten trifft, irgendwelche Rechte aus diesem Mietverhältnis gel-
tend zu machen, dann kann wohl davon ausgegangen werden,
dass ein Interesse des Genannten an der Aufrechterhaltung der
Mietrechte nicht mehr besteht. Das Verschulden des RA ist daher
als gering anzusehen, das Verhalten selbst blieb folgenlos, weil
letztlich der von beiden Parteien beabsichtigte rechtliche Zustand
hergestellt wurde. Es lagen daher hinsichtlich dieses Faktums die
Voraussetzungen nach § 3 DSt vor und war der DB aus diesem
Grunde freizusprechen.
Was die weitere Anschuldigung anlangt, so ist es zunächst rich-
tig, dass der DB die Forderung nach einer Ausgleichszahlung mit
einer drohenden Erklärung über die Möglichkeit der Veranlas-
sung gerichtlicher Strafverfolgung verbunden hat. Diese Verknüp-
fung war, wie der Vertreter der GenProk zutreffend ausgeführt
hat, nicht von überdurchschnittlicher Rechtskenntnis getragen,
weil die Verdachtslage weder die Annahme eines Ermächti-
gungsdeliktes noch eines sonstigen Offizialdeliktes zugelassen
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hat, sondern bloß eines über Privatanklage und ohne Einschrei-
ten des StA verfolgbaren Familienbetruges. Die Androhung einer
Strafanzeige ist aber dann nicht unsachlich, noch stellt es die
Ausübung ungerechtfertigten Druckes dar, wenn eine mit der
Straftat in Zusammenhang stehende Ersatzforderung durchge-
setzt werden soll. Es trifft nicht zu, dass jede Verbindung dieses
Mittels mit dem Zweck rechtswidrig oder disziplinär ist. Im gg Fall
lag diese Verbindung und diese Mittel-Zweckbeziehung ein-
deutig vor. Dass es sich dabei nicht um eine unmittelbare delikti-
sche Schadenersatzforderung, sondern um eine Ausgleichszah-
lung im Rahmen einer vergleichsweisen Regelung gehandelt hat,
vermag den Hinweis auf die mit einer Wurzel des Anspruches
verbundene Strafverfolgungsmöglichkeit nicht rechtswidrig zu
machen.

Grundsätzlich gelten diese Erwägungen auch bei Konstellationen,
in denen durch die zeitlichen Verhältnisse eine Verjährung indi-
ziert ist. Der Eintritt einer Verjährung hängt auch davon ab, ob der
Täter in der Zwischenzeit einschlägige Delikte verübt hat, was dem
Anzeiger nicht bekannt sein muss, nach der österreichischen
Rechtsordnung bzw aus Datenschutzgründen auch nicht ohne wei-
teres bekannt sein kann. Es ist daher demnach durchaus möglich,
zu drohen und anzuzeigen, ohne rechtswidrig zu handeln, auch
wenn sich der Sachverhalt nachher als verjährt herausstellt, wenn
man damit eine rechtmäßige Mittel-Zweckbeziehung durchsetzen
will. Die Vorgangsweise des Besch war zwar durchaus rechtlich
falsch, jedoch ist wegen der grundsätzlichen Berechtigung, straf-
gerichtliche Maßnahmen zur Durchsetzung der aus einem Delikt
erwachsenen Zivilforderung anzudrohen, eine disziplinarrechtli-
che Strafbarkeit des DB nicht gegeben.

Anmerkung:

1. Die wissentlich unrichtige Prozessbehauptung ist immer diszi-
plinär; die Schutzbehauptung „Klientenauftrag“ oder die Absicht
der Beschaffung von Klientenvorteilen ändert daran nichts. Wis-
sentlich falsches Prozessvorbringen kann leicht zu strafbarem
Prozessbetrug ausarten, wenn die Prozesspartei zur Unterstützung
ihres bewusst unrichtigen Vorbringens zusätzliche Täuschungsmit-
tel iS § 146 StGB gebraucht (RZ 30 zu § 146, Leukauf-Steininger,
Komm 3) oder wenn zu erwarten ist, dass die Behörde (Gericht)
allein aufgrund der Parteienbehauptungen entscheidet; die Täu-
schungsmittel des 21. Abschnittes („strafbare Handlungen gegen
die Rechtspflege“) des besonderen Teiles des StGB sind eigenstän-
dig vertypte strafbare Handlungen, deren Ahndung ohne Rücksicht
auf Verhinderung oder Gefährdung der Ermittlung des wahren
Sachverhaltes stattfindet. Ohne die Verwendung zusätzlicher
Täuschungsmittel ist die falsche Parteienbehauptung gegenüber
Behörde/Gericht eine noch straflose Vorbereitungshandlung zu
einem allfälligen Prozessbetrug (§ 146 StGB), aber bereits diszip-
linär, weil ein bewusst wahrheitswidriges Prozessvorbringen eine
gegen § 9 RAO verstoßende Berufspflichtenverletzung darstellt (DR

der RAK Wien vom 21. 1. 1955, D 125/54, AnwBl 1955, 111;
Bkd 66/62, AnwBl 1964, 55).
2. Die Behauptung über vorliegende rechtliche Voraussetzungen
(zur Erlangung der Alleinmietrechte des Klienten) war falsch, aber
die OBDK hielt dem Besch zugute, dass (durch seine falsche
Erklärung) der vom Gegner geschaffene faktische Zustand nach-
träglich „iS beider Ex-Ehegatten legitimiert werden sollte“ (daher
§ 3 DSt).
3. Die GenProk wies darauf hin, dass höchstens mit Privatanklage
wegen Familienbetruges gedroht hätte werden können. Die Dro-
hung mit Anzeige (Privatanklage) ist auch nach der Verjährungs-
zeit zulässig (Eselsbrücke: Weil diese Frist durch einschlägige
Nachtaten verlängert sein kann) und ändert nichts an der rechtmä-
ßigen Mittel/Zweckbeziehung.
Abschließend: Die nachträgliche Legitimation des faktischen Zu-
standes reicht aus, um die vorher falsche Erklärung des Besch straf-
unwürdig zu machen; die Möglichkeit einer Privatanklage statt des
angedrohten (Ermächtigungs- oder Offizial) Deliktes, (was dem
Besch das Attest einer „nicht überdurchschnittlichen Rechtskennt-
nis“ einbrachte) und die durch Nachtaten theoretisch verlängerte
Verjährungszeit erlaubt noch immer die Anzeigedrohung, obwohl
die Vorgangsweise des Besch „durchaus rechtlich falsch“ war;
maW: ein echt Lerchenauisch’ Glück (Rosenkavalier, 2. Akt).

Strigl

Exekutionsrecht
7883

Art 38 EuGV0, § 294a EO – Vollstreckbarkeit
ausländischer Entscheidungen

§ 7 Abs 1 EO – unbestimmter Gesetzesbegriff
Die Formulierung in einem italienischen Urteil die
verpflichtete Partei wird schuldig erkannt, der
betreibenden Partei E 1.004,83 „mit den gesetz-
lichen Zinsen ab 30. 6. 1999 zu bezahlen“ ist
auch in Österreich unter Berücksichtigung des
Sinn und Zweckes der europäischen Vollstre-
ckungsnormen vollstreckbar, wenn der jeweils
geltende Zinssatz, der verlautbart wird, durch
die betreibende Partei bescheinigt wird.

LG Klagenfurt 2. 5. 2003, 2 R 90/03t

Mit Urteil des Friedensrichters in Udine vom 3. 7. 2002, Urteilsre-
gister 892/02, Hauptregister 121/01, Urkundenrolle 1242/02,
lfd Nr 2759/02 wurde die verpflichtete Partei schuldig erkannt,
der betreibenden Partei E 1004,83 „mit den gesetzlichen Zinsen
ab 30. 06. 99 zu bezahlen“.



420 AnwBl 2003/7–8

Rechtsprechung

Die betreibende Partei beantragte die Vollstreckbarerklärung die-
ses Exekutionstitels und die Bewilligung der Fahrnis- und Dritt-
schuldnerexekution nach § 294a EO zur Hereinbringung der Ka-
pitalforderung von E 1.004,83 samt 2,5% Zinsen vom 30. 6.
1999 bis 31. 12. 2000, 3,5% Zinsen vom 1. 1. 2001 bis 31. 12.
2001 sowie 3% Zinsen ab 1. 1. 2002 jeweils aus dem Kapitalbe-
trag. Die betreibende Partei brachte vor, die Zinsen würden jähr-
lich geändert, und legte eine Aufstellung über die Zinsenprozent-
sätze vor.

Die Exekution des Kapitalbetrages wurde bewilligt, nicht jedoch
der Zinsen, da die Formulierung „gesetzliche Zinsen“ zu unbe-
stimmt sei gem § 7 EO.

Nach § 7 Abs 1 EO darf eine Exekution nur bewilligt werden,
wenn aus dem Titel ua auch Gegenstand, Art und Umfang der ge-
schuldeten Leistung zu entnehmen ist. Lehre und Judikatur in Öster-
reich haben dazu den Grundsatz entwickelt, dass bei Geldforde-
rungen den Anforderungen dieser Bestimmung nur entsprochen
sei, wenn der geschuldete Betrag bestimmt bezeichnet sei. Eine
Geldforderung sei nur dann bestimmt bezeichnet, wenn sie ent-
weder ziffernmäßig oder jedenfalls so umschrieben sei, dass der
ziffernmäßig geschuldete Betrag allein aus den Angaben im Exe-
kutionstitel, also ohne weitere aus anderen Quellen zu gewin-
nende Parameter, ermittelt werden könne. (Jakusch in Angst, EO-
Kommentar RZ 42, 43 zu § 7 mwN) Schulde der Verpflichtete
nach der materiellen Rechtslage Zinsen in einer variablen Höhe, so
wäre ein entsprechend formulierter Leistungsbefehl mit dem Man-
gel der bloßen Bestimmbarkeit behaftet. In einem solchen Fall
habe der Leistungsbefehl, um vollstreckbar zu sein, auf den für den
maßgebenden Zeitpunkt (zB Schluss der mündlichen Verhandlung
erster Instanz) ermittelten festen Zinsfuß zu lauten. Trete später eine
Veränderung zu Gunsten des betreibenden Gläubigers ein, müsse
er sich, um zur Hereinbringung des höheren Zinsfusses Exekution
führen zu können, in diesem Umfang einen neuen Exekutionstitel
verschaffen (Jakusch aaO Rz 45 zu § 7).

Die innerstaatlichen Grundsätze können im Zusammenhang mit
der Europäisierung des Vollstreckungsrechtes bei der Beurteilung
der Exekutionstauglichkeit eines italienischen Titels in dieser allge-
meinen Form nicht aufrecht erhalten werden. Zweck und Geist des
europäischen Vollstreckungsrechtes im LGVÜ, EuGVÜ und in der
EuGVO ist es, die nach dem Recht eines EU-Staates rechtskräftigen
vollstreckbaren Entscheidungen (. . .) in einem anderen EU Staat
leichter exekutieren zu können. (...) Nach italienischem Recht ge-
nügt die Verurteilung zu „gesetzlichen Zinsen“, um in Italien auf-
grund eines solchen Titels Exekution zu führen; der jeweils gel-
tende Zinssatz wird verlautbart. Unter Berücksichtigung von Sinn
und Zweck der europäischen Vollstreckungsnormen kann daher in
Österreich – jedenfalls im vorliegenden Fall, in dem die betrei-
bende Partei die Höhe des Zinssatzes bescheinigt hat- die Exeku-
tion bewilligt werden. (LG Klagenfurt, 2. 5. 2003, 2 R 90/03t)

Anmerkung:

Auf das zu exekutierende Urteil ist logischer Weise italienisches
Recht anzuwenden, für die Definition des Begriffes „gesetzliche
Zinsen“ ist daher italienisches Recht heranzuziehen. Der Zinssatz
wird nach italienischem Recht jährlich geändert.

Hiezu bestimmt Art 1284 Abs 2 CC (Codice Civile – ital Zivilge-
setzbuch), dass das Schatzministerium durch Dekret, verlautbart in
der Gazzetta Ufficiale (dem ital Amtsblatt in seiner Funktion in
etwa mit der Wiener Zeitung zu vergleichen), bis zum 15. 12. je-
weils den Zinssatz für das Folgejahr bestimmen kann.

Das Schatzministerium hat auch von dieser seiner Möglichkeit Ge-
brauch gemacht und mit Dekret vom 10. 12. 1998 für das Jahr
1999 den Zinssatz mit 2,5% bestimmt.

Da eine neuerliche Bestimmung im Jahr 1999 nicht erfolgte ist die-
ser Zinssatz auch für das Jahr 2000 gültig (Art 1284 Abs 2 CC).

Eine weitere neuerliche Festsetzung erfolgte mit Dekret vom
11. 12. 2000 iHv 3,5% für das Jahr 2001.

Mit Dekret vom 11. 12. 2001 wurde der Zinsenlauf mit 3% festge-
setzt.

Dr. Ulrike Walter

Handelsrecht
7884

§ 24 HVertrG; § 27 HVertrG; § 28 Abs 1 HVertrG –
Das Handelsvertretergesetz ist im Verhältnis

Versicherer – selbständiger Versicherungsvertreter
analog anzuwenden

§ 28 Abs 1 HVertrG hindert nicht die analoge An-
wendung von Bestimmungen des HVertrG auf
das Verhältnis Versicherer – selbständiger Versi-
cherungsvertreter. Dass das Gesetz planwidrig
unvollständig ist, wurde und wird durch die Aus-
schlussbestimmung (§ 30 Abs 1 HVG, § 28 Abs 1
HVertrG) geradezu belegt, weil sie wegen der
vom Gesetzgeber erkannten Notwendigkeit auf-
genommen wurde, die Vermittlung und den Ab-
schluss von Versicherungsverträgen sonderge-
setzlich zu regeln. Solange ein solches Gesetz
nicht vorliegt, besteht eine planwidrige Rege-
lungslücke, die durch analoge Anwendung einer
Norm zu schließen ist. Das Bedürfnis nach einem
Ausgleichsanspruch besteht auch im Verhältnis
Versicherer – selbständiger Versicherungsvertre-
ter, was dafür spricht, § 24 HVertrG analog an-
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zuwenden. Damit besteht eine gesetzliche Rege-
lung des Ausgleichsanspruchs, die zu Gunsten
des Versicherungsvertreters zwingend ist (§ 27
Abs 1 HVertrG).

OGH 17. 12. 2002, 4 Ob 264/02f

Sachverhalt:

Die klagende OHG schloss mit der beklagten AG im Jahre 1997
einen Agenturvertrag. Dieser Vertrag wurde durch den Vertrag
vom 15. 1. 1999 ersetzt, ohne dass damit eine inhaltliche Ände-
rung verbunden gewesen wäre.

Nach Punkt II des Agenturvertrags sind die Provisionsbestimmun-
gen des „HVG“ nicht einmal subsidiär anzuwenden. Punkt X sieht
vor, dass die Bestimmungen des Handelsvertretergesetzes gelten,
soweit der Vertrag keine abweichende Regelung enthält. Punkt VI
des Agenturvertrags regelt die Ansprüche bei Beendigung des Ver-
trags. Laut Absatz 1 erlöschen mit Beendigung des Vertrags „die
Ansprüche hinsichtlich aller Provisionen aus den von dem Agenten
vermittelten Verträgen, sofern sie nicht bereits vor Beendigung des
Vertragsverhältnisses fällig geworden sind“. Eine Ausgleichszah-
lung ist, ausgenommen bei Beendigung des Vertrags durch den
Tod des Agenten, nur für den Fall vorgesehen, dass das Vertrags-
verhältnis mindestens 10 Jahre hindurch ununterbrochen bestan-
den hat.

Der letzte Absatz von Punkt VI lautet wie folgt:

„Sollte es in Zukunft zu einer gesetzlichen Regelung des Anspruchs
auf eine Ausgleichszahlung kommen, tritt der sich daraus erge-
bende gesetzliche Anspruch an die Stelle des Anspruchs aufgrund
der obigen Vertragsbestimmungen.“

Bei Beginn der Zusammenarbeit lag der Schwerpunkt der Tätigkeit
der Klägerin auf dem Abschluss von Versicherungsverträgen. Von
Mitte 1998 an haben die Finanzierungsgeschäfte an Bedeutung
gewonnen. Bis Ende des Jahres 1999 wurden nur ausnahmsweise
Versicherungsverträge ohne Zusammenhang mit einem Finanzie-
rungsgeschäft abgeschlossen, sodass schließlich 95% des Umsat-
zes der Klägerin auf Finanzierungsgeschäfte entfielen. Der Beklag-
ten war dies nicht bekannt. Die Klägerin erhielt Provisionen nur für
den Abschluss von Versicherungsverträgen; für den Abschluss von
Finanzierungsgeschäften zahlten die Banken Provisionen. Bei der
Beklagten beträgt der Anteil an Versicherungsverträgen, die im Zu-
sammenhang mit Finanzierungsverträgen abgeschlossen wurden,
etwa 5%. Die Beklagte beendete den Agenturvertrag mit 30. 4.
1999.

Die Klägerin begehrte eine durchschnittliche Jahresvergütung, da
sich nach dem Agenturvertrag die Ausgleichszahlung nach den Be-
stimmungen des Handelsvertretergesetzes richten solle.

Das Erstgericht schränkte das Verfahren auf den Grund des An-
spruchs ein und wies das Klagebegehren ab. Es schloss die An-

wendung des Handelsvertretergesetzes aufgrund von § 28
HVertrG aus und war der Ansicht, dass im Agenturvertrag aus-
drücklich und in zulässiger Weise vereinbart worden sei, dass eine
Ausgleichszahlung erst nach mindestens zehnjähriger Dauer des
Vertragsverhältnisses gebühre.

Das Berufungsgericht bestätigte dieses Urteil und führte aus, dass
die Regelung in Punkt VI letzter Absatz des Agenturvertrages aber
dahin zu verstehen sei, dass eine bereits bestehende oder künftig
entstehende gesetzliche Regelung der vertraglichen Vereinbarung
vorgehen solle. Es sei daher zu prüfen, ob bei Abschluss des Agen-
turvertrages eine gesetzliche Regelung für den Ausgleichsanspruch
des Versicherungsvertreters bestanden habe. Zu § 30 HVG sei die
Auffassung vertreten worden, dass die Regelung lückenhaft sei und
die Bestimmungen über den Ausgleichsanspruch analog auf selb-
ständige Versicherungsvertreter anzuwenden seien. Für das Han-
delsvertretergesetz 1993 könne diese Auffassung nicht mehr auf-
rechterhalten werden. § 28 Abs 1 HVertrG entspreche § 30 Abs 1
HVG; es könne dem Gesetzgeber nicht unterstellt werden, trotz
Kritik an § 30 Abs 1 HVG eine lückenhafte Regelung übernommen
zu haben. Einer Analogie der Bestimmungen über die Ausgleichs-
zahlung stehe damit der klare und eindeutige Wortlaut des § 28
Abs 1 HVertrG entgegen. Trotz Wertungswiderspruches könne
daher nicht von einer planwidrigen Regelungslücke gesprochen
werden.

Dagegen richtete sich die Revision der Klägerin mit einem Abände-
rungsantrag. Die Beklagte beantragte der Revision nicht Folge zu
geben.

Der OGH erachtete die Revision für zulässig und im Sinne des Ab-
änderungsantrages auch berechtigt und gab dem Klagebegehren
dem Grunde nach statt.

Aus den Gründen:

Zur analogen Anwendung der §§ 24, 27 Abs 1 HVertrG führt der
OGH aus:

Nach der Entscheidung 8 ObA 56/02x ist § 25 HVertrG (= § 26
HVG) auf das mit einem selbständigen Versicherungsvertreter ver-
einbarte Konkurrenzverbot analog anzuwenden. Unter Berufung
auf Schima (Bunt Gemischtes aus dem neuen HVertrG, ecolex
1993, 227) wird die analoge Anwendung des § 25 HVertrG da-
mit begründet, dass nach In-Kraft-Treten des Handelsvertretergeset-
zes 1993 zwar kaum von einer planwidrigen Lücke gesprochen
werden könne, die besseren Gründe aber dennoch dafür sprä-
chen, die analoge Anwendung handelsvertreterrechtlicher Vor-
schriften auf selbständige Versicherungsvertreter auch weiterhin
zuzulassen. Der Gesetzgeber sei sich zwar wohl des Fehlens der
ursprünglich geplanten sondergesetzlichen Regelung für selbstän-
dige Versicherungsvertreter, offenbar aber nicht der Tatsache be-
wusst gewesen, dass die Judikatur die frühere Ausschlussnorm des
§ 30 Abs 1 HVG weitestgehend durchlöchert habe. Richtigerweise
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sei § 28 Abs 1 HVertrG so zu deuten, dass der Gesetzgeber den
bisher bestehenden Rechtszustand unverändert lassen und damit
wohl auch an der bisherigen Judikatur nicht habe rühren wollen.
Andernfalls würde man die Personengruppe der selbständigen
Versicherungsvertreter ohne sachliche Rechtfertigung dem „rechts-
freien Raum“ überantworten.

Der erkennende Senat schließt sich der Auffassung an, dass § 28
Abs 1 HVertrG die analoge Anwendung von Bestimmungen des
Handelsvertretergesetzes auf das Verhältnis Versicherer – selbstän-
diger Versicherungsvertreter nicht hindert. Erste Voraussetzung der
analogen Anwendung einer Norm ist eine planwidrige Unvollstän-
digkeit des Gesetzes. Dass aber das Gesetz planwidrig unvoll-
ständig ist, wurde und wird durch die Ausschlussbestimmung (§ 30
Abs 1 HGV; § 28 Abs 1 HVertrG) geradezu belegt, weil sie – wie
oben dargelegt – in das Gesetz wegen der vom Gesetzgeber er-
kannten Notwendigkeit aufgenommen wurde, die Vermittlung und
den Abschluss von Versicherungsverträgen sondergesetzlich zu re-
geln. Solange ein solches Gesetz nicht vorliegt, besteht eine plan-
widrige Regelungslücke, die durch analoge Anwendung einer
Norm zu schließen ist. Ob eine gesetzliche Regelung auf einen
nicht geregelten Fall zu erstrecken und damit analog anzuwenden
ist, bestimmt sich nach dem Gesetzeszweck (s Bydlinski in Rummel,
ABGB2 § 7 Rz 3).

Aufgabe des Handelsvertreters ist es regelmäßig, einen möglichst
großen Kundenstock für seinen Geschäftsherrn aufzubauen, so-
dass die Früchte seiner Arbeit auch nach der Vertragsbeendigung
dem Geschäftsherrn zukommen (1 Ob 298/98z). Dadurch wird
die Gleichwertigkeit der gegenseitigen Leistungen gestört, weil
die Provision typischerweise auf den einzelnen Geschäftsab-
schluss hin bemessen wird und nicht auf die Vermittlung dauern-
der Geschäftsverbindungen. Diese Äquivalenzstörung soll der
Ausgleichsanspruch (§ 24 HVertrG) ausgleichen (s Jabornegg,
HVG 487). Ein Bedürfnis danach besteht auch im Verhältnis Ver-
sicherer – selbständiger Versicherungsvertreter. Auch der selbstän-
dige Versicherungsvertreter soll einen möglichst großen Kunden-
stock für seinen Versicherer aufbauen. Die von ihm vermittelten
Kunden binden sich regelmäßig für einen längeren Zeitraum an
den Versicherer. Wenn daher, wie im vorliegenden Fall auch aus-
drücklich festgelegt, mit der Beendigung des Vertrages alle Provi-
sionsansprüche aus den vom Versicherungsvertreter vermittelten
Verträge erlöschen, so erhält der Versicherungsvertreter zwar
keine Provisionen mehr, der Versicherer zieht aber aus den ihm
vermittelten Verträgen nach wie vor Nutzen. Das spricht dafür,
§ 24 HVertrG im Verhältnis selbständiger Versicherungsvertreter –
Versicherer analog anzuwenden. Damit besteht eine gesetzliche
Regelung des Ausgleichsanspruchs, die zu Gunsten des Versiche-
rungsvertreters zwingend ist (§ 27 Abs 1 HVertrG), sodass die
von der gesetzlichen Regelung zum Nachteil der Klägerin abwei-
chende vertragliche Vereinbarung nicht anzuwenden ist. Der gel-
tend gemachte Ausgleichsanspruch der Klägerin, ist daher dem

Grunde nach berechtigt. Im fortgesetzten Verfahren wird zu prü-
fen sein, ob und in welcher Höhe ein Ausgleichsanspruch berech-
tigt ist.

Anmerkung:

1. Der 4. Senat führt in seiner Entscheidung die Ansicht des 8. Ar-
beitsrechtssenates zu 8 ObA 56/02x an (gleich lautend die Ent-
scheidung des 9. Arbeitsrechtssenates zu 9 ObA 81/02f) und
setzt sich mit seiner Entscheidung hinsichtlich der Begründung in
eindeutigen Widerspruch zu den Arbeitsrechtssenaten.

Währenddessen die Arbeitsrechtssenate davon ausgehen, dass
nach dem In-Kraft-Treten des Handelsvertretergesetzes von einer
planwidrigen Lücke nicht mehr gesprochen werden kann, jedoch
die besseren Gründe dafür sprächen, eine Analogie handelsvertre-
terrechtlicher Vorschriften zuzulassen, da die selbständigen Ver-
sicherungsvertreter nicht dem „rechtsfreien Raum“ überantwortet
werden dürfen, geht der 4. Senat ohne nähere Begründung davon
aus, dass eine planwidrige Regelungslücke vorliegt, die durch ana-
loge Anwendung einer Norm zu schließen ist, da bis dato noch
kein Gesetz für selbständige Versicherungsvertreter erlassen wor-
den ist. Man erkennt den „Argumentationsnotstand“ des Obersten
Gerichtshof bezüglich der selbständigen Versicherungsvertreter im
Hinblick auf die gesetzliche Ausschlussbestimmung des § 28
Abs 1 HVertrG, da der OGH in allen Entscheidungen eine „inter-
pretatio contra legem“ vornehmen muss (vgl Kreil, RdW 2003,
282).

2. Der OGH geht in keiner seiner Entscheidungen auf die allge-
meinen Auslegungsregeln und die Voraussetzungen zur Anwen-
dung einer Analogie ein (vgl Bydlinski in Rummel, ABGB3, Rz 1ff
zu §§ 6, 7).

Nach der Bestandsgarantie des Gesetzes und der durch diese ver-
bürgten Rechtssicherheit ist bei der Gesetzesauslegung vom Vor-
rang des Wortlauts der Norm auszugehen (Dittrich/Tades,
ABGB35, E 8 zu § 6). Lässt der Wortlaut eines Gesetzes nur eine
Auslegung zu, so kann nicht nach einem Sinn geforscht werden,
der sich mit dem Wortlaut nicht vereinbaren lässt (Dittrich/Tades,
ABGB35, E 11 zu § 6). Es sind auch keine rechtspolitischen Erwä-
gungen anzustellen, ob etwa eine andere, mit dem Wortlaut aller-
dings unvereinbare Regelung zweckmäßiger wäre, oder nicht (Dit-
trich/Tades, ABGB35, E 12a zu § 6). Rechtspolitische Bedenken
gegen eine gesetzliche Regelung vermögen nämlich nichts daran
zu ändern, dass das bestehende Gesetz anzuwenden ist (SZ 58/
101). Es ist nicht Sache der Rechtsprechung, eine unbefriedigende
Regelung (eine Ungerechtigkeit) des Gesetzes zu korrigieren oder
im Weg der Rechtsfortbildung oder einer allzu weitherzigen Inter-
pretation möglicher Intentionen des Gesetzgebers Gedanken in
ein Gesetz zu tragen, die darin nicht enthalten sind („Fallgerechtig-
keit“; Dittrich/Tades, ABGB35, E 55f zu § 6; jüngst OGH 1 Ob
305/01m). Appelle rechtspolitischer Natur sind an den Gesetzge-
ber, nicht an die Judikatur zu richten (EvBl 1972/182).
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Um eine Analogie anwenden zu können, ist als Voraussetzung
eine Gesetzeslücke gefordert. Das heißt, der Rechtsfall kann nach
dem bereits interpretierten Gesetz nicht beurteilt werden (Dittrich/
Tades, ABGB35, E 1 f zu § 7). Es ist jedoch nur eine planwidrige,
vom Gesetzgeber nicht gewollte Lücke vom Gericht im Weg der
Analogie zu schließen (SZ 49/5 uva) Die bloße Meinung des Ge-
setzesanwenders, eine Regelung sei wünschenswert, rechtfertigt
noch nicht die Annahme einer Gesetzeslücke (EvBl 1987/9). Die
Schließung einer rechtspolitischen Lücke (gewollte Unvollständig-
keit) bleibt ausschließlich dem Gesetzgeber vorbehalten (SZ 49/
45).

Schon eine Interpretation des § 28 HVertrG nach dem Wortlaut
lässt nur eine mögliche Auslegung zu, nämlich, dass nach § 28
HVertrG das Handelsvertretergesetz 1993 eben nicht auf den Ab-
schluss und die Vermittlung von Versicherungsgeschäften anwend-
bar ist. Forscht man nun nach der Absicht des Gesetzgebers, so
findet sich in den Materialien der Hinweis, dass die Ausnahmebe-
stimmung unverändert bleibe und wird darauf verwiesen, dass
kein gemeinschaftsrechtlicher Anpassungsbedarf bestehe (Weilin-
ger/Weilinger, Handelsvertretergesetz 1993, 22 (zu § 1
HVertrG) und 63 (zu § 28). Es kann auch angesichts der Materia-
lien 70 Jahre nach Einführung des Handelsvertretergesetzes von
keiner planwidrigen Lücke gesprochen werden, da dem Gesetzge-
ber unterstellt werden muss, dass er die Analogie der Rechtspre-
chung zu § 30 HVG gekannt hat und das Gesetz trotz dieses Um-
standes nicht geändert hat (so auch 8 ObA 56/02x und 9 ObA
81/02f und das Oberlandesgericht Innsbruck 1 R 98/02z).
Nichtsdestotrotz „spielt“ der OGH im Hinblick auf eine unbefriedi-
gende Regelung Gesetzgeber (Stichwort: Fallgerechtigkeit) und
stellt dies einen unhaltbaren Eingriff in die Gesetzgebungskompe-
tenz des Bundes dar (jüngst OGH 1 Ob 305/01m zu § 12a
FLAG).

3. Zur Entscheidung 8 ObA 56/02x unter Berufung auf Schima,
ecolex 1992, 228 (gleich lautend 9 ObA 81/02f):

Der OGH spricht in seiner Entscheidung selbst davon, dass von
einer nachträglichen „planwidrigen Lücke“ kaum gesprochen
werden kann, wendet dennoch – entgegen allen Interpretations-
grundsätzen – die Analogie an. Abgesehen davon, dass die allge-
meinen Interpretationsregeln nicht mit der judizierten Rechtspre-
chung vereinbar sind, spricht der Gesetzgeber in den Materialien
selbst davon, dass die besondere Ausnahme vom sachlichen Gel-
tungsbereich, nämlich die Vermittlung und der Abschluss von Ver-
sicherungsgeschäften aufrecht bleiben (578 BlgNR XVIII GP 9).
Der OGH unternimmt mit seinen Entscheidungen den ungerechtfer-
tigten Versuch, eine unbefriedigende Regelung zu korrigieren
(Stichwort: „Fallgerechtigkeit“, Dittrich/Tades, ABGB35, E 55f zu
§ 6) und stellt dies einen unhaltbaren Eingriff in die Gesetz-
gebungskompetenz des Bundes dar und verstößt der OGH damit
gegen seine Verpflichtung zur verfassungsgemäßen Interpretation
(vgl Bydlinski in Rummel, ABGB3, Rz 21 zu § 6). Die Argumenta-

tion, dass dem Gesetzgeber nicht bewusst gewesen sei, dass die
Judikatur die frühere Ausschlussnorm des § 30 Abs 1 HVG weitest-
gehend durchlöchert habe, ist nicht haltbar und unsachlich, zumal
der Gesetzgeber in den Materialien selbst ausführt, dass die be-
sondere Ausnahme vom sachlichen Geltungsbereich, nämlich die
Vermittlung und der Abschluss von Versicherungsgeschäften auf-
recht bleiben. Der Gesetzgeber hat das Gesetz eben nicht im
Sinne der früheren Judikatur geändert, obwohl ihm der Umstand
bewusst gewesen sein muss. Zum Schluss übersieht der OGH, dass
die selbständigen Versicherungsvertreter nicht dem so genannten
„rechtsfreien Raum“ überantwortet werden würden, da für die
selbständigen Versicherungsvertreter weiterhin die Normen des
ABGB, HGB und VersVG anwendbar bleiben (vgl Jarbornegg,
Handelsvertreterecht und Maklerrecht, 71). Inwieweit eine sachli-
che Rechtfertigung für die Anwendung/Nichtanwendung einer
Analogie Voraussetzung sein soll, erscheint mehr als fraglich und
steht in Widerspruch zu der eindeutigen Gesetzesregelung und
geht die Argumentation des OGH wieder in Richtung „Fallgerech-
tigkeit“.

Auch Kreil begrüßt in ihrer Glosse die Entscheidung des OGH und
begründet dies mit den Materialien zum Handelsvertretergesetz
1993, die ausführen, dass die mit Franchisenehmern und Vertrags-
händlern zusammenhängenden Fragen der in Fluss befindlichen
Rechtsprechung überlassen werden sollen. Kreil ist nun der An-
sicht, dass dies umso mehr für Versicherungsvertreter gelten soll,
die dem Handelsvertreter näher stehen als Franchisenehmer und
Vertragshändler (RdW 2003, 282). Das „Größenschlussar-
gument“ bezüglich der Vertragshändler und Franchisenehmer ist
jedoch verfehlt, da für diese – im Gegensatz zu den selbständigen
Versicherungsvertretern – keine gesetzliche Regelung besteht, so-
dass bezüglich der sog „Umsatzmittler“ eine Analogie gerechtfer-
tigt erscheint, wohingegen für die selbständigen Versicherungsver-
treter eine eindeutige Gesetzesregelung (§ 28 HvertrG) vorhanden
ist, die eine analoge Anwendung des HVertrG ausschließt.

4. Zur Entscheidung 4 Ob 264/02f:

Der OGH führt in seiner Begründung die Entscheidung 8 ObA 56/
02x an und begründet die Analogie unverständlicherweise im Ge-
gensatz zur zuvor zitierten Entscheidung mit dem Vorliegen einer
planwidrigen Lücke, da ein Gesetz noch nicht erlassen worden ist,
das die Rechtsverhältnisse der selbständigen Versicherungsvertre-
ter regelt. Die Argumentation des OGH missachtet die Tatsache,
dass ja eine positiv rechtliche Gesetzesnorm (§ 28 HVertrG) vor-
liegt und gar keine Gesetzeslücke vorhanden ist, welche die An-
wendung einer Analogie rechtfertigt (vgl Dittrich/Tades, ABGB35,
E 1 f zu § 7). Das Höchstgericht dreht sich mit seiner Argumenta-
tion im Kreis und äußert mit seiner Begründung lediglich den
Wunsch, dass eine Regelung bezüglich der selbständigen Versi-
cherungsvertreter wünschenswert sei, jedoch rechtfertigt dies nicht
die Annahme einer rechtspolitischen Lücke, deren Schließung aus-
schließlich dem Gesetzgeber vorbehalten ist (vgl EvBl 1987/9; SZ
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49/45). Im Ergebnis „spielt“ der OGH mit seiner Entscheidung
Gesetzgeber und möchte eine unbefriedigende Regelung des Ge-
setzes korrigieren (vgl Dittrich/Tades, ABGB35, E 55f zu § 6) und
stellt dies einen unhaltbaren verfassungswidrigen Eingriff in die
Gesetzgebungskompetenz des Bundes dar. Im Übrigen geht der
OGH mit keinem Satz auf die Absicht des Gesetzgebers bzw auf
die Tatsache ein, dass der Gesetzgeber 70 Jahre nach Einführung
des HVG die Ausschlussnorm unverändert gelassen hat.

5. Im Ergebnis widersprechen sich die beiden Entscheidungen des
OGH in ihren Begründungen und ist ersichtlich, dass der OGH auf-
grund seiner „interpretatio contra legem“ in einen „Argumentati-
onsnotstand“ gerät. Die vom OGH aufgestellten Begründungen
halten jeglichen Auslegungsregeln bzw den Voraussetzungen für
eine Analogie nicht stand und wird der unzulässige Versuch unter-
nommen, eine unbefriedigende Regelung des Gesetzes mittels
Rechtsprechung zu korrigieren.

6. Zum Schluss sei noch angemerkt, dass die Entscheidungen des
OGH auch die Rechtssicherheit massiv beeinträchtigen, da der
Rechtsanwender im Jahre 1993 aufgrund der positiv-rechtlichen
Textierung des § 28 HVertrG davon ausgehen durfte, dass das
HVertrG für selbständige Versicherungsvertreter nicht gilt. Ob eine
Haftung für Vertragsverfasser gegeben ist, die in Verträgen Versi-
cherer -selbständiger Versicherungsvertreter zwingende Normen
des HVertrG in berechtigter Annahme der Nichtgültigkeit des
HVertrG ausgeschlossen haben, mag dahingestellt bleiben.

RAA Mag. Dr. Bernhard Birek

Gebühren- und Steuerrecht
Die Besteuerung von ausländischen Investment-

fonds und das EndbesteuerungsG

7885

§§ 97 Abs 1 EStG; 1 EndbestG

1. Der im EndbesteuerungsG enthaltene Verweis
auf die einfachgesetzliche Rechtslage des Jahres
1993 ist restriktiv als statische Bezugnahme auf
die im Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens des Endbe-
steuerungsG (12. 1. 1993) vorgefundene Rechts-
lage zu verstehen.

2. Da § 93 Abs 3 EStG 1988 in der von § 1 End-
besteuerungsG in Bezug genommenen Stamm-
fassung jedenfalls auch eine KESt-Pflicht für be-
stimmte Erträge bestimmter ausländischer Kapi-
talanlagefonds anordnete und das im Verfas-
sungsrang stehende EndbesteuerungsG den ein-

fachen Gesetzgeber somit insoweit zur Festle-
gung einer Abgeltungswirkung des KESt-Abzu-
ges verpflichtet, ist der generelle Ausschluss aus-
ländischer Kapitalanlagefonds durch das Steuer-
reformG 1993, BGBl 818 verfassungswidrig.

VfGH 7. 3. 2002, G 278/01

Sachverhalt:

Mit B der FLD OÖ wurde die Berufung des nunmehrigen Bf gegen
die B des FA Linz betreffend die Einbeziehung von Kapitalerträgen
aus einem ausländischen Kapitalanlagefonds in die Bemessungs-
grundlage der ESt für die Jahre 1994 bis 1998 abgewiesen. Bei
der Behandlung der dagegen erhobenen VfGH-Beschwerde sind
beim VfGH Bedenken ob der Verfassungsmäßigkeit des § 97
Abs 1 EStG 1988 entstanden, weshalb er von Amts wegen ein
Gesetzesprüfungsverfahren eingeleitet hat.

Spruch:

Aufhebung des Satzteils „Z 1 bis 4“ im ersten Satz des § 97 Abs 1
EStG 1988 idF BGBl 1993/818 als verfassungswidrig.

Aus den Gründen:

Der VfGH pflichtet der BReg vollkommen bei, dass der im End-
besteuerungsG enthaltene Verweis auf die einfachgesetzliche
Rechtslage des Jahres 1993 restriktiv als statische Bezugnahme
auf die im Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens des EndbesteuerungsG
(12. 1. 1993) vorgefundene Rechtslage zu verstehen sei, die wei-
teren Novellierungen des Jahres 1993 somit bei der Interpretation
der Verweisklausel nicht mehr zu berücksichtigen seien. In diesem
Zusammenhang hat nun der Gerichtshof im Prüfungsbeschluss dar-
gelegt, dass nach dem insoweit maßgebenden § 93 Abs 3 Z 4
EStG 1988 in der Stammfassung, BGBl 400, also jener Fassung,
die auch nach Auffassung der BReg der Verweisklausel des Endbe-
steuerungsG zugrunde lag und liegt, dem KESt-Abzug nicht nur
Anteilscheine an einem Kapitalanlagefonds im Sinne des InvFG
1963, sondern – unter bestimmten Voraussetzungen – auch solche
aus vergleichbaren Anteilsrechten an vergleichbaren ausländi-
schen Kapitalanlagefonds unterlagen. Auch die BReg bestreitet
dies nicht, ist allerdings der Auffassung, dass die Voraussetzungen
dafür enger zu sehen seien, als der VfGH es in seinem Prüfungsbe-
schluss angenommen habe. Sie betont insbesondere die von § 93
Abs 3 EStG 1988 (in der Stammfassung) angeordnete doppelte
Vergleichbarkeitsprüfung bei ausländischen Kapitalanlagefonds.
Diese Voraussetzungen hat der Gerichtshof in seinem Prüfungsbe-
schluss nicht übersehen; er hat allerdings (vorläufig) angenommen,
dass die Frage, was im Jahr 1993 als vergleichbarer ausländi-
scher Kapitalanlagefonds anzusehen war, anhand der seit 1. 1.
1994 maßgebenden gesetzlichen Definition des § 42 Abs 2 InvFG
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1993, BGBl 532, idF BGBl 1993/818, beantwortet werden
könnte. Selbst wenn der Begriff „vergleichbarer Kapitalanlage-
fonds“ jedoch sehr viel enger zu verstehen sei, wären die im Prü-
fungsbeschluss geäußerten Bedenken des Gerichtshofes damit
nicht entkräftet, weil auch in diesem Fall das unbestrittene Ergebnis
bleibt, dass § 93 Abs 3 EStG 1988 in der Stammfassung eine
KESt-Pflicht auch für bestimmte Erträge bestimmter ausländischer
Kapitalanlagefonds anordnete (und daher der einfache Gesetz-
geber insoweit eine Abgeltungswirkung des KESt-Abzuges vorzu-
sehen hatte), während der einfache Gesetzgeber im Steuer-
reformG 1993, BGBl 818, durch die Neufassung des § 97 Abs 1
erster Satz iVm § 93 Abs 3 EStG 1988 diese Wirkung bei auslän-
dischen Kapitalanlagefonds generell ausgeschlossen hat.

Anmerkung:

1. Das Moratorium, das der VfGH dem Gesetzgeber im Zuge sei-
ner Aufhebungsentscheidung gesetzt hat, ist mit 31. März 2003
abgelaufen, seither genießen sämtliche ausländische Kapitalanla-
gefonds des § 93 Abs 3 EStG den Segen der Endbesteuerung. Der
im Rechtsinformationssystem des Bundes formulierte Leitsatz gibt
aber keine richtige Zusammenfassung des Erk wieder, heißt es
darin doch „Gleichheitswidrigkeit des durch einschränkenden
Verweis im Einkommensteuergesetz bewirkten generellen Aus-
schlusses der vom Endbesteuerungsgesetz verfassungsgesetzlich
geforderten Abgeltungswirkung des Kapitalertragsteuerabzuges
bei Kapitalerträgen aus ausländischen Kapitalanlagefonds“, ob-
wohl es im vorliegenden Erk gar nicht um den Gleichheitssatz, son-
dern ausschließlich um das EndbesteuerungsG gegangen ist! Inte-
ressanterweise haben die Verfasser der Erläuterungen der Regie-
rungsvorlage zum steuerlichen Teil des BudgetbegleitG 2003 die-
sen falschen Leitsatz aber übernommen. Als Hintergrund für die
darin vorgenommene Neuordnung der Besteuerung von Kapital-
einkünften führen sie das VfGH-Erk G 278/01 an und meinen
dazu: „Grund dafür war die Ungleichbehandlung von Kapitaler-
trägen aus in- und ausländischen Fonds“ (Bes Teil, Art I, Zu
Z 16. . .).

2. Angesichts dieses augenscheinlich eklatanten Missverständnis-
ses des vorliegenden Erk soll dieses hier noch einmal näher be-
leuchtet werden. Dabei wird sich zeigen, dass die Aussagen des
VfGH nur einen sehr schmalen Bereich der ausländischen Fonds-
besteuerung mit Sicherheit vorstrukturieren und darüber hinaus
gehende Problemfelder vom VfGH ausdrücklich offen gelassen
worden sind. Der VfGH hat dem Gesetzgeber allerdings den Rat
mit auf den Weg gegeben, die Gelegenheit der Neuerlassung
gleich für eine größere Reform „zur Berücksichtigung allfälliger ge-
meinschaftsrechtlicher Vorgaben“ zu nutzen. Rechtspolitisch ist der
ganzheitliche Zugang der Steuerreform 2003 daher – ungeachtet
des nur punktuellen, aus dem Erk unmittelbar erfließenden Anpas-
sungsbedarfs – daher sehr wohl zu begrüßen (als Leseempfehlung
sei auch auf die mühevoll zusammengestellte 2-seitige tabellari-

sche Gegenüberstellung der Besteuerung von in- und ausländischer
Direkt- und Fondsveranlagung in den Erläuterungen zur RV hinge-
wiesen – BT, Art I, Zu Z 16).

3. Die Ausgangslage für die Verteidigung des § 97 EStG war für
die BReg im konkreten Verfahren eine denkbar ungünstige, hatte
der Gesetzgeber des SteuerreformG 1993, BGBl 818 die auslän-
dischen Kapitalanlagefonds doch gleich ganz generell von der
Endbesteuerung ausgeschlossen, nachdem erst wenige Monate zu-
vor der damalige Status quo der KEStpflichtigen Kapitaleinkünfte
im Parlament in einem eigenen VerfassungsG namens Endbesteue-
rungsG als endbesteuerte Einkünfte eingefroren worden ist: „Es ist
bundesgesetzlich vorzusehen, daß bei der Besteuerung von Ein-
künften aus Kapitalvermögen (§ 27 des Einkommensteuergesetzes
1988), und zwar von . . . Kapitalerträgen aus Forderungswertpa-
pieren, wenn sich die kuponauszahlende Stelle im Inland befindet,
. . . – soweit diese Kapitalerträge nach der für das Kalenderjahr
1993 geltenden Rechtslage einem Kapitalertragsteuerabzug unter-
liegen – mit dem Kapitalertragsteuerabzug abgegolten sind“(§ 1
Abs 1 EndbestG). Der mit der parenthetisch gesetzten Verweis-
klausel in Bezug genommene § 93 EStG 1988 erklärte in der
damals gültigen Stammfassung in Absatz 3 Z 4 aber als Kapital-
erträge aus Forderungswertpapieren auch Kapitalerträge aus
„Anteilscheinen an einem Kapitalanlagefonds im Sinne des Invest-
mentfondsgesetzes 1963 sowie aus vergleichbaren Anteilsrechten
an vergleichbaren ausländischen Kapitalanlagefonds, soweit die
ausgeschütteten Beträge aus Kapitalerträgen gemäß Abs 2 Z 3
und aus Kapitalerträgen gemäß Z 1, 2 und 3 bestehen“.

4. Dass ein genereller Ausschluss ausländischer Kapitalanlage-
fonds somit dem verfassungsgesetzlichen Endbesteuerungsauftrag
nicht mehr gerecht werden konnte, lag auf der Hand. Erstaunlich
ist dabei lediglich, wie rasch sich einerseits der einfache Gesetzge-
ber nach der heftig kritisierten Verabschiedung des Endbesteue-
rungsG (vgl Ruppe, Die Zinsensteuer und der „lästige“ Verfas-
sungsgerichtshof, Die Presse, 7. 12. 1992, 14, und Gassner,
ÖStZ 1993, 4, 9) schon im verfassungsgesetzlichen Korsett verhe-
derte und wie lange – angesichts des klaren Verstoßes und der hef-
tigen Debatte des EndbestG in der Fachwelt – andererseits eine
Anfechtung durch die Steuerpflichtigen auf sich warten ließ!

5. Trotz dieser Ausgangslage sah die BReg allerdings im vorlie-
genden Verfahren mit Recht die Notwendigkeit zu einer umfassen-
den Replik auf den Prüfungsbeschluss des VfGH, nahm dieser doch
durch eine sehr weite Interpretation des § 93 Abs 3 Z 4 in der
Stammfassung die Lücke in der Erfüllung der verfassungsgesetzli-
chen Endbesteuerungpflichten als besonders groß an und ging
darin zunächst von einer weitgehenden Endbesteuerungspflicht
für ausländische Fonds aus. Der VfGH hielt nämlich zur entschei-
denden Wortfolge „aus vergleichbaren Anteilsrechten an ver-
gleichbaren ausländischen Kapitalanlagefonds“ fest, dass er zur
Begriffsbestimmung einfach auf die Definition des § 42 Abs 2 des
erst nach dem EndbesteuerungsG mit 1. Jänner 1994 in Kraft
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getretene InvFG 1993 zurückgreifen möchte. Danach galt als aus-
ländischer Kapitalanlagefonds „ungeachtet der Rechtsform jedes
einem ausländischen Recht unterstehende Vermögen, das nach
Gesetz, Satzung oder tatsächlicher Übung nach dem Grundsatz
der Risikostreuung angelegt ist“. Laut VfGH schien es sich daher
schon allein wegen der Vermögensveranlagung nach dem Grund-
satz der Risikostreuung „bei den Anteilen am J-Fonds, ungeachtet
seiner Organisation als Kapitalgesellschaft nach US-amerikani-
schem Recht, um ‚vergleichbare Anteilsrechte‘ an einem ‚vergleich-
baren ausländischen Kapitalanlagefonds‘ im Sinn des § 93 Abs 3
Z 4 EStG 1988 in der für das Jahr 1993 geltenden Fassung zu
handeln“.

6. Diesem Ergebnis musste die BReg entgegentreten. Sie hat dem-
gegenüber betont, dass der Verweis des § 1 EndbestG streng sta-
tisch zu verstehen ist und dass neben der Bejahung der Kapitalan-
lagenfondseigenschaft (, für die die Definition in § 42 InvFG 1993
mitunter durchaus heranziehbar sein könne) auch noch zusätzlich
eine – vom VfGH nicht gesondert geprüfte – Vergleichbarkeit zum
InvFG 1963 vorliegen müsse. § 93 Abs 3 Z 4 betont die Notwen-
digkeit dieser Vergleichbarkeit ja sogar gleich doppelt („aus ver-
gleichbaren Anteilsrechten an vergleichbaren ausländischen Kapi-
talanlagefonds“). Es sei daher herauszuarbeiten, was nach dem In-
vestmentfondsgesetz 1963 die Wesenmerkmale eines Kapitalanla-
gefonds und eines Anteilscheins daran waren. Erstere hat Vertneg
schon 1989 auf überzeugende Weise beschrieben. Als vier uner-
lässliche Eckpfeiler hat er dabei herausgearbeitet, dass ein Kapital-
anlagefonds nach dem InvFG 1963 „a) aus Wertpapieren besteht
(§ 1 InvFG), b) im Miteigentum der Anteilinhaber steht (§ 1 InvFG),
c) ein offener Fonds ist (§ 10 Abs 2 InvFG) und d) im Prinzip zur
Vollausschüttung des Jahresertrages verpflichtet ist (§ 13 InvFG)“
(Vertneg, Die Besteuerung von Erträgen aus Anteilen an ausländi-
schen Investmentfonds, ÖStZ 1989, 86ff). Der streitgegenständli-
che J-Fonds erfüllt schon diese Kriterien ganz klar nicht. Für eine

Endbesteuerungspflicht müssten überdies „vergleichbare Anteils-
scheine“ vorliegen und – wie auch der VfGH einräumt – die
Herkunft der ausgeschütteten (!) Kapitalerträge iSd des „soweit“-
Halbsatzes des § 93 Abs 3 Z 4 in der Stammfassung nach-
gewiesen werden (thesaurierende Fonds sind daher zB nicht
erfasst).
7. Nach diesen Erwägungen stellt sich der verfassungsgesetzliche
Endbesteuerungsauftrag für ausländische Fonds freilich bereits
sehr schmal dar, die Einbeziehung des J-Fonds in die Endbesteue-
rung wäre demnach jedenfalls nicht verfassungsrechtlich geboten
und das Heimtragen der „Ergreiferprämie“ für den J-Fonds daher
ein besonderer Glücksfall, weil ihn eine verfassungskonforme
Rechtslage sehr wohl von der Endbesteuerung ausschließen hätte
können. Der VfGH hat die Position der BReg nicht ausdrücklich be-
wertet, aber auch an seiner eigenen Position nicht länger festge-
halten. Bei der Ausmessung der Fristsetzung hat er die Argumenta-
tion der BReg, dass mit der Aufhebung des VfGH nunmehr „im Be-
reich ausländischer Kapitalanlagefonds Kapitalerträge von der
Abgeltungswirkung erfaßt werden, die nach der dem Endbesteue-
rungsG zugrundeliegenden Konzeption oder aus (anderen) steuer-
politischen Erwägungen von dieser nicht erfasst werden sollten“,
überdies ausdrücklich als Rechtfertigung für eine lange Fristsetzung
gewürdigt. Auch wenn daher das Verfahren für die BReg im Ergeb-
nis erwartungsgemäß „verloren“ wurde, so hat sie doch in der
entscheidenden Begründung des Erk gewichtige Entschärfungen
gegenüber dem Prüfungsbeschluss des VfGH erreichen können.
Die aus dem vorliegenden VfGH-Erk konkret abzuleitenden ver-
fassungsrechtlichen Vorgaben sind daher nunmehr eher beschei-
den, weshalb die – mit dem BudgetbegleitG 2003 bekräftigte –
Ausdehnung der Endbesteuerung zu einem guten Teil in der
freien Entscheidungsgewalt des einfachen Gesetzgebers stehen
dürfte.

Franz Philipp Sutter
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Europarecht
4. Auflage

Inhalt
Dieses übersichtliche und auf die wesentlichen
Schwerpunkte ausgerichtete Werk bereitet das
Recht der Europäischen Union unter besonderer
Berücksichtigung der EU-Mitgliedschaft Öster-
reichs und der Auswirkungen des Vertrages von
Nizza in besonders verständlicher Weise auf.

Die Autoren
DDr. Christoph Thun-Hohenstein ist Leiter des österreichischen Kultur-
forums in New York.
Dr. Franz Cede ist Botschafter der Republik Österreich in Moskau.
Dr. Gerhard Hafner ist Univ.-Prof. am Institut für Völkerrecht und internatio-
nale Beziehungen an der Universität Wien.

4. Auflage 2003. XVIII, 266 Seiten. Br. EUR 36,– 
Mit Hörerschein für Studierende EUR 28,80 ISBN 3-214-10213-3 
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Fischer-Czermak/Hopf/Schauer (Hrsg)
Das ABGB auf dem Weg 
in das 3. Jahrtausend

Das vorliegende Werk enthält Beiträge eines Sympo-
siums, das im November 2002 im BMJ und im Juridi-
cum in Wien abgehalten wurde. Die in der Wissen-
schaft hoch angesehenen Vortragenden haben ihre
Referate für diesen Sammelband überarbeitet und
befassen sich dabei mit
• Stärken und Schwächen des ABGB
• der Kodifikation vor dem europäischen Hintergrund
• der Reform des österreichischen und deutschen

Leistungsstörungsrechts
• der Integration von Sonderprivatrechten in das ABGB
• der Kodifikation neuer Vertragstypen uvm.

Der Band bietet somit einen höchst aktuellen Überblick über Reformbedarf
und mögliche Reformansätze zum ABGB vor dem Hintergrund der zuneh-
menden Europäisierung des Privatrechts.

2003. VIII, 232 Seiten. Br. EUR 48,– ISBN 3-214-12662-8
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linie und ihre Umsetzung. Ein Über-
blick
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259. Grassl, Andreas: Leistungspri-
mat bei Pensionskassen und gesetzli-
cher Mindestertrag

283. Lichtenberger, Ewald und
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5, 304. Petsche, Alexander: Das neue
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möglichkeiten Einzelner bei Kartell-
rechtsverletzungen

327. Pilz, Susanne: SARS: Rücktritt
vom Pauschalreisevertrag?

338. Gaggl, Martin und Farid
Sigari-Majd: Abänderung von Stimm-
verboten durch den Gesellschaftsver-
trag

343. Hödl, Sascha: Eingeschränkte
Markttransparenz bei Einräumung
einer Option

351. Majoros, Thomas: Konkludenz
und betriebliche Übung

358. Kofler, Georg: Zufluss beim
stehen gelassenen Honoraranspruch

376. Schanda, Reinhard und Sabine
Kühschelm: Verkehrsdienstleistungen
zwischen Wettbewerb und Daseins-
vorsorge

387. Schelling, Karl: Vorabentschei-
dungsverfahren zu EU-Sanktionen

Europäische Zeitschrift
für Wirtschaftsrecht
8, 229. Henssler, Martin: Der Richtlini-

envorschlag über die Anerkennung
von Berufsqualifikationen

GeSaktuell
5, 184. Urtz, Christoph: Übersicht über

das Budgetbegleitgesetz 2003

187. Schmidt, Niklas: Reform der
Besteuerung ausländischer Kapitaler-
träge bei natürlichen Personen (Teil I)

192. Schwar, Beatrix: Gemeinnüt-
zige Stiftungen und Fonds in Öster-
reich

197. Ulrich, Martin und Stefan Pro-
chaska: Stimmrechtsausübung trotz
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207. Brauneis, Arno: Unternehmens-
pacht in Einkaufszentren und Betriebs-
übergang

Der Gesellschafter
2, 59. Seicht, Gerhard: Steuerrechtli-

che Ansatz- und Bewertungsvorschrif-
ten in bilanztheoretischer Sicht

66. Jahn, Harald R. und Klaus
Häussle: Aktuelle Entscheidungspraxis
zum Internet im Bereich des gewerbli-
chen Rechtsschutzes (I)

73. Völkl, Clemens: Der österrei-
chische Corporate-Governance-Ko-
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gesetz
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115. Verweijen, Stephan: Das Bau-
rechtswohnungseigentum

127. Stingl, Walter: Entgeltliche Ein-
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errecht

Juristische Blätter
4, 205. Flessner, Axel: Europäisches
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213. Holzner, Christian: Keine An-
merkung der Anfechtung eines Veräu-
ßerungs- und Belastungsverbots nach
§ 364c ABGB?

221. Giefing, Thomas: Der Begriff
des Kompetenzkonfliktes. Der Zustän-
digkeitsstreit zweier Behörden in der-
selben Sache

234. Gruber, Michael: Fälligkeit
des Zahlungsanspruchs gegen den
Feuerversicherer

5, 269. Hengstschläger, Johannes und
David Leeb: Verfahrensrechtliche
Fragen der Auskunftspflicht gemäß
Art 20 Abs 4 B-VG unter besonderer
Berücksichtigung des APG des Bun-
des und des oö APG (1. Teil)

277. Thoss, Axel: Schadenersatzan-
sprüche von Eigentümer und Anwart-
schaftsberechtigtem bei Verletzung
des Vorbehaltsguts durch Dritte



AnwBl 2003/7–8 429

Literaturbericht

292. Gamharter, Katharina: TRIPS
Abkommen und Gesundheitsschutz.
Wohin führt der Weg nach Doha?

Medien und Recht
2, 71. Deisenberger, Markus: „Rufen

Sie 0900 . . . und gewinnen Sie . . .“.
Der Betrieb von Telefon-Mehrwert-
diensten im Zuge von Fernsehgewinn-
spielen aus glücksspielrechtlicher
Sicht

96. Höhne, Thomas: „MA 2412“
und der Schutz von characters

98. Noll, Alfred J.: Der Schutz der
geistigen Interessen der ausübenden
Künstler durch das Privatrecht

102. Fallenböck, Markus und Ste-
phan Nitzl: Urheberrechtliche Rah-
menbedingungen für elektronische
Pressespiegel

Neue Juristische Wochenschrift
21, 1481. Steinbeck, Anja: Werbung von

Rechtsanwälten im Internet

1498. Bruns, Jan: Der „Schutzzweck
der Sekundärhaftung“ des Rechtsan-
walts – kenntnisunabhängiger Weg-
fall der sekundären Hinweispflicht

Österreichische Juristen-Zeitung
6, 201. Fink, Herbert: Der Privatkon-

kurs nach der Insolvenzrechts-Novelle
2002

220. Verschraegen, Bea und Franz
Neuhauser: Rekurslegitimation eines
Volljährigen nach Maßgabe des § 9
Abs 2 UVG. Zugleich eine Bespre-
chung der OGH-Entscheidung 13. 3.
2002, 7 Ob 269/01m

7, 241. Mochar, Veronika und Simone
Seidl: Internationales Verbraucher-
schutzrecht und e-commerce

253. Lichtenstrasser, Isabell, Max
W. Mosing und Gerald Otto: Wire-
less LAN – Drahtlose Schnittstelle für
Datenmissbrauch?

Österreichische Notariats-Zeitung
4, 97. Priglinger, Wiltrud: Woh-

nungseigentum von Partnern im To-
desfall

103. Brix, Rupert: Änderung des
Spaltungs- und Übernahmsvertrages:
nach Einreichung beim Firmenbuch-
gericht und vor Spaltungsbeschluss
zulässig?

Österreichische Steuer-Zeitung
11, 254. Lang, Michael: Abkommens-

und gemeinschaftsrechtliche Anforde-
rungen an die Organschaft

Österreichisches Recht
der Wirtschaft
4, 178. Arnold, Nikolaus: Die Organ-

stellung einer Stifterversammlung und
„geheime“ Organe. Gleichzeitig eine

Entscheidungsbesprechung zu OGH
12. 12. 2002, 6 Ob 291/02s

186. Csoklich, Peter: Einige Fragen
zur Zuständigkeit nach CMR und
EuGV-VO. Teil 2

204. Goricnik, Wolfgang: Betriebs-
verfassungsrechtlicher Versetzungs-
schutz für „ausgegliederte“ Beamte?

229. Widhalm, Christian: Privatstif-
tungen: Zeitpunkt der Aufdeckung stil-
ler Reserven aus zwischensteuerpflich-
tigen Einkünften iSd § 31 EStG

5, 243. Hirtzberger, Johannes: Der
Prognosezeitraum bei Berechnung
des Ausgleichsanspruchs des Han-
delsvertreters

249. Thiele, Clemens: Domain Sha-
ring – der Königsweg im flachen
Adressraum?

Indexzahlen 2003: April Mai

Berechnet von Statistik Austria

Index der Verbraucherpreise 2000 (� 2000 = 100) 105,7 105,7*)

Großhandelsindex (� 2000 = 100) 102,4 102,3*)

Verkettete Vergleichsziffern

Index der Verbraucherpreise 96 (� 1996 = 100) 111,2 111,2*)

Index der Verbraucherpreise 86 (� 1986 = 100) 145,4 145,4*)

Index der Verbraucherpreise 76 (� 1976 = 100) 226,1 226,1*)

Index der Verbraucherpreise 66 (� 1966 = 100) 396,8 396,8*)

Verbraucherpreisindex I (� 1958 = 100) 505,6 505,6*)

Verbraucherpreisindex II (� 1958 = 100) 507,1 507,1*)

Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) 4442,1 4442,1*)

Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) 3828,5 3828,5*)

Großhandelsindex (� 1996 = 100) 105,5 105,4*)

Großhandelsindex (� 1986 = 100) 110,0 109,9*)

Großhandelsindex (� 1976 = 100) 146,4 146,3*)

Großhandelsindex (� 1964 = 100) 243,8 243,6*)

Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt 2378,6 2376,3*)
Zahlenangaben ohne Gewähr

*) vorläufige Werte
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2002
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tion ihrer Wahl und Bekanntmachung
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geschränkter Anwendungsbereich der
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W 63. Arnold, Nikolaus: Praxis-
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4, 89. Fenyves, Attila: Zur Deckung
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der Rechtsschutzversicherung

Wirtschaftliche Blätter
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teil „Überseering“ oder das endgül-
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schaftsrechtliche Vorgaben für den
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Eine vergleichende Darstellung der
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Österreich

5, 197. Posch, Willibald: Auf dem
Weg zu einem europäischen Ver-
tragsrecht? Zur Mitteilung der Kom-
mission der Europäischen Gemein-
schaften, mit der ein Aktionsplan für
ein „kohärenteres europäisches Ver-
tragsrecht“ vorgestellt wird

204. Urlesberger, Franz: Der Ein-
zelne als Hüter der Verträge? Anmer-
kung zum Urteil C-253/00 des EuGH
vom 19. 9. 2002 (A. Muñoz y Cía
SA, Superior Fruiticole SA Frumar
Ltd) = wbl 2002, 510

209. Harrer, Friedrich: Über die
„Vormännerhaftung“ und Reformerfor-
dernisse im Recht der Kommandit-
gesellschaft

Wohnrechtliche Blätter
4, 97. Arnold, Nikolaus: Die Privat-

stiftung im Anwendungsbereich des
§ 12a MRG

5, 129. Oberhammer, Paul: Feststel-
lungsklagen über die Existenz von

Mitmietrechten. Einige Überlegungen
aus Anlass von 6 Ob 299/01s
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Zeitschrift für Arbeitsrecht
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freie Entgelte im ASVG

57. Schrammel, Walter: Entgelt
von Dritten

62. de Montmorency, Robert: An-
rechnung von Sachbezügen auf das
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und Kreditschutz
2, 49. Reckenzaun, Axel: Entlohnung
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tung am Beispiel der Realisierung ver-
pfändeter Ansprüche aus Lebensversi-
cherungen

54. Konecny, Andreas: Neuauf-
nahme von alten Verfahren in die
Insolvenzdatei

Zeitschrift für Rechtsvergleichung,
Internationales Privatrecht und
Europarecht
2, 52. Reiner, Andreas: Schiedsver-

fahren und rechtliches Gehör

Zeitschrift für Verkehrsrecht
4, 112. Salficky, Herbert: Wenn der

Krampus brennt

5, 148. Hiesel, Martin: Die Zulässig-
keit von Individualanträgen im Be-
reich des Verkehrsrechts

Zeitschrift für Verwaltung
2, 138. Köhler, Martin: Das konzent-

rierte Verwaltungsverfahren nach dem
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lena: Lawinenschutz durch Recht.
Grundlagen und Probleme
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Für Sie gelesen
■ Mediation in Zivilrechtssachen. Refle-

xionen über eine Regierungsvorlage.
Von Jörg Beirer. Schriftenreihe Nieder-
österreichische Juristische Gesellschaft.
Verlag LexisNexis ARD Orac, Wien
2003, 48 Seiten, Paperback, E 11,–.

Im Vorfeld der Gesetzeswerdung des Ziv
MediatG erhebt der Autor seine kritische
Stimme, deren Aktualität auch nach der
Annahme des Gesetzes am 29. 4. 2003
im Parlament keineswegs verloren gegan-
gen ist.
Er ortet gesteigertes öffentliches und poli-
tisches Interesse und analysiert in feinst-
geschliffener Diktion das Konfliktlösungs-
modell Mediation.
Seine Kritik setzt dort an, wo das Gesetz
„überreagiert“, sei es der „Listenkult“ mit
schwer überschaubarem Verwaltungsauf-
wand, oder die Diskriminierung jener Me-
diatoren, die nicht „gelistet“ sind.
Der Autor bietet aber auch exzellente
Denkansätze, wie das noch druckfrische
Gesetz mit Leben erfüllt werden kann, da-
mit Mediation nicht bloße Rechtsanwen-
dung bleibt, sondern zu qualitativ hoch-
wertiger Rechtsverwendung führt.
Eine Pflichtlektüre, nicht nur für (Anwalts)
Mediatoren.

Waltraute Steger

■ Österreichisches Wohnrecht, Kommen-
tar WEG, 2. Grundlieferung. Von Till
Hausmann / Andreas Vonkilch (Hrsg).
Springer Verlag, Wien-New York
2002. XXV, 816 Seiten. Loseblatt-Aus-
gabe, E 130,–.

Die mit Spannung erwartete zweite Grund-
lieferung, nämlich der WEG-Teil des „Ös-
terreichisches Wohnrechts“, herausge-
geben von Till Hausmann und Andreas
Vonkilch liegt vor. In der Buchbesprechung
zur ersten Grundlieferung war zu lesen:
„Ein Kommentar, auf den viele Praktiker,
nicht nur Rechtsanwälte und Richter, drin-
gend gewartet haben: Er ist aufgrund sei-
ner Konstruktion als Loseblatt-Sammlung so

ausgelegt, daß er immer auf dem letzten
Stand ist.“ Genau das gilt für die zweite
Grundlieferung. Die Autorenzusammenset-
zung ist unterschiedlich, nämlich „er-
gänzt“ (Dr. Löcker und Dr. Gantner waren
beim MRG nicht dabei). Im Gegensatz
zum MRG wurde hier ein völlig neues, um-
fangreiches Gesetz in Rekordzeit (wenige
Monate nach dessen Inkrafttreten) kom-
mentiert auf den Markt gebracht, wobei
die Tiefe der Kommentierung der des MRG
um nichts nachsteht.

Das Werk ist eine gelungene Symbiose ei-
nerseits aus Aufarbeitung von Judikatur
und Literatur zu „alten“ Bestimmungen des
WEG 1975, die im WEG 2002 noch an-
wendbar sind, sowie andererseits der Auf-
bereitung völlig neuer Bestimmungen (wie
etwas des 10. Abschnittes des WEG
2002 – Vorläufiges WE) mit Lösungsansät-
zen für die Praxis, wo naturgemäß noch
keinerlei Judikatur vorliegt, der Praktiker
daher besonders auf ein derartiges Werk
angewiesen ist.

Der Schlusssatz zur Rezension der ersten
Grundlieferung gilt auch hier: „Eine – be-
sonders (auch) für Rechtsanwälte – erfreu-
liche Publikation“. Wie rasant alles geht,
zeigt, dass die erste Ergänzungslieferung,
die im Wesentlichen die Änderung des
§ 2 MRG durch das WE Begleitgesetz so-
wie das Stichwortverzeichnis (dem Ver-
nehmen nach sehr ausführlich!) enthält, in
wenigen Tagen ausgeliefert wird.

Harald Bisanz

■ ABGB-Kommentar. Von Peter Rummel
(Hrsg). Band II (1., 3. und 4. Teil),
3. Aufl, Verlag Manz, Wien 2002,
XXXIV, 1316 Seiten, E 217,–.

Der zweite Band des von o.Univ.-
Prof. Dr. Peter Rummel herausgegebenen
zweibändigen Kommentars zum ABGB
liegt nunmehr (teilweise) vor. Es wird – wie
dies bei einer Reihe von Kommentaren zu
beobachten ist – zusehends schwieriger,
mehrere Autoren auf einen gemeinsamen
Abgabetermin einzuschwören. Dieses
Schicksal hat nunmehr offenbar auch den

Rummel-Kommentar ereilt: Der 2. Band
wurde in seiner 3. Auflage in sechs Teile
zerlegt, von denen bislang drei Teile
(1. Teil: §§ 1175 bis 1292; 3. Teil:
§§ 1342 bis 1502; 4. Teil: EheG, KSchG)
erschienen sind. Die noch fehlenden Teile
(2. Teil: §§ 1293 bis 1341; 5. Teil: MRG,
WGG, WEG 2002, BTVG, HeizK; 6. Teil:
IPRG, EVÜ) sollen noch 2003 folgen. Mit
dem letzten Teil soll schließlich auch eine
Einbanddecke mitgeliefert werden, die es
erlaubt, die sechs Teile des zweiten Ban-
des nachträglich zu binden. Ein Vorteil der
Teilung des 2. Bandes soll freilich nicht
verschwiegen werden: Der Rummel-Kom-
mentar wurde transportabler. Inhaltlich
gibt es am Rummel-Kommentar nichts aus-
zusetzen. Ganz im Gegenteil: Die Bear-
beitungen weisen die gewohnt hohe Qua-
lität auf, die man sich vom Rummel-Kom-
mentar erwartet. Wie bereits in der Be-
sprechung der dritten Auflage des Band I
(AnwBl 2001, 427) genügt es, an dieser
Stelle auf den Kreis der Autoren des
2. Bandes (Markus Achatz, Michael Byd-
linski, Silvia Dullinger, Gunter Ertl, Helmut
Gamerith, Konrad Grillberger, Kurt Hof-
mann, Heinz Krejci, Rudolf Reischauer, Pe-
ter Rummel, Michael Schwimann, Jo-
hannes Stabentheiner, Bea Verschraegen,
Rudolf Welser, Helmut Würth) zu verwei-
sen. Dem Herausgeber und den Autoren
ist zu dem bislang vorliegenden Kommen-
tarteilen zu gratulieren und aus anwalt-
licher Sicht zu danken. Der Rummel-Kom-
mentar ist und bleibt für die rechtsanwalt-
liche Tätigkeit unentbehrlich – und er kann
nunmehr sogar (in Teilen) mit in den Ur-
laub genommen werden!

Jörg Zehetner

■ Mitarbeitervorsorgekasse. System und
betriebliche Umsetzung der „Abfer-
tigung Neu“. Von Markus Grün /
Johannes M. Martinek (Hrsg). Verlag
Manz, Wien 2002, XIV, 174 Seiten,
br, E 42,–.

Das mit 1. 7. 2002 in Kraft getretene
Betriebliche Mitarbeitervorsorgegesetz
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(BMVG) führt für nach dem 31. 12. 2002
begonnene Arbeitsverhältnisse zu einer
grundlegenden Neuorientierung des Ab-
fertigungsrechts. Dieses ist nunmehr da-
durch gekennzeichnet, dass der Abferti-
gungsanspruch auch bei Selbstkündigung
des Arbeitsnehmers entsteht. Künftig mitei-
nander konkurrierende Mitarbeitervorsor-
gekassen werden die vom Arbeitgeber
überwiesenen Abfertigungsbeiträge (der-
zeit 1,53% der Bruttolohnsumme) anspa-
ren, verwalten und zum gegebenen Zeit-
punkt dem Berechtigten auszahlen. Damit
ist die Vielschichtigkeit der sich stellenden
Probleme rechtlicher und tatsächlicher Na-
tur aber nicht annähernd umrissen. Das
Buch gestattet eine begrüßenswerte Ge-
samtschau zu dieser Thematik. In acht
übersichtlichen Kapiteln werden die
Probleme theoretisch fundiert, aber auch
praxisbezogen dargestellt. Fragen rechts-
politischer Natur zur „Abfertigung Neu“
werden ebenso erörtert wie gesellschafts-
rechtliche und betriebswirtschaftliche
Aspekte der neuen Vorsorgekassen. Es fin-
den sich praktische Entscheidungshilfen für
Arbeitnehmer, etwa zur Frage, ob ein Um-
stieg in das „neue System“ im Einzelfall
sinnvoll ist. Ebenso wird der Kontrolle der
Vorsorgekassen und den Veranlagungs-
vorschriften großes Augenmerk gewidmet.
Der Erfolg der in einem sensiblen Bereich
der sozialen Vorsorge agierenden Mitar-
beitervorsorgekassen wird daran zu mes-
sen sein, ob trotz (oder gerade wegen) der
Konkurrenz der Kassen untereinander so-
ziale Sicherheit und Kontinuität ebenso er-
reicht werden können wie eine profitable
Veranlagung. Ob langfristig eine Perfor-
mance von 6% erreichbar ist, muss dahin-
gestellt bleiben, die den Berechnungen im
Pensionskassenbereich lange zugrundege-
legte Schätzung von 7,5% wurde zu Recht
jedenfalls nach unten korrigiert.

Die Herausgeber, Dr. Markus Grün und
Dr. Johannes M. Martinek haben ein nam-
haftes Spezialistenteam um sich versam-
melt. Markus Grün hat selbst auch den
wichtigen nahezu 100 Randzahlen umfas-
senden Beitrag über die anzuwendenden

Rechnungslegungsvorschriften verfasst.
Johannes Martinek zeichnet mit Bernd
Michelitsch für Modell und Struktur der
Mitarbeitervorsorgekassen verantwortlich.
Es ist der Vielzahl von Autoren in vorbild-
licher Weise gelungen, ihre Beiträge so
aufeinander abzustimmen und thematisch
so voneinander abzugrenzen, dass platz-
und zeitraubende Wiederholungen aus-
bleiben.

Zusammenfassend liegt ein Buch vor, das
für alle, die sich nur überblicksartig oder
eingehend mit den neuen Vorsorgekassen
beschäftigen wollen, derzeit den Standard
vorgibt. Dass das Stichwortverzeichnis
knapp ausgefallen ist und eine Orientie-
rung so eher anhand des Inhaltsverzeich-
nisses erfolgen muss, kann in einer zwei-
ten Auflage leicht behoben werden.

Karl Hempel

■ EG und WTO Antisubventionsrecht. Von
Michael Sánchez Rydelski. Nomos Ver-
lag, Baden-Baden 2001. 355 Seiten,
br, E 66,–.

Die Definition einer Subvention und die
Festlegung möglicher Ausgleichsmaßnah-
men als Antwort auf unlautere Subventio-
nierungen waren Gegenstand langjähri-
ger Verhandlungen in zahlreichen GATT-
Runden. Bisheriger Endpunkt dieser Ent-
wicklung ist das als Anhang 1 A zum
WTO-Übereinkommen von 1994 verab-
schiedete Subventionsübereinkommen
(EG-ABl 1994 L 336, S 156). Dieses Ab-
kommen erlaubt den Staaten einerseits die
unilaterale Einführung von Ausgleichs-
zöllen, wenn subventionierte Einfuhren zu
einem bedeutenden Schaden für einen ein-
heimischen Wirtschaftszweig (zu) führen
(drohen) (Art VI Abs 6 lit a GATT). Ande-
rerseits stellt es alternativ dazu einen Kon-
sultations- und Streitbeilegungsmechanis-
mus zur Verfügung, der zur Beseitigung
der Subventionen führen soll und damit
Ausgleichsmaßnahmen unnötig macht.
Auf Gemeinschaftsebene wurde das Ab-
kommen für den Einfuhrfall durch die Anti-
subventionsVO 2026/97 umgesetzt.

Diese kennt auch ein Initiativrecht der eu-
ropäischen Konkurrenten vor der Kommis-
sion, wenn sich diese durch subventio-
nierte Einfuhren beschwert fühlen.
Bei einem Vergleich des WTO Antisubven-
tionsrechts mit den Beihilfevorschriften des
EG-Vertrages stellt Sánchez Rydelski –
neben graduellen Unterschieden – viele
Gemeinsamkeiten in der Subventionsdefi-
nition fest. Die Stoßrichtung der beiden
Rechtsgebiete ist freilich eine unterschiedli-
che: Während Art 87 ff EG den Schutz von
Unternehmen in der Gemeinschaft gegen-
über mitgliedstaatlichen Beihilfen an ihre
Mitbewerber im Auge hat, schützt die
WTO-Regelung die Gemeinschaft vor sub-
ventionierten Einfuhren aus Drittländern
und die Drittländer vor subventionierten
Ausfuhren aus der Gemeinschaft.
Dennoch ergeben sich zahlreiche Wech-
selwirkungen zwischen beiden Gebieten:
Kann eine unter Art 87 EG genehmigte
Beihilfe weiterhin ein WTO-Problem dar-
stellen? Muss bei der Subvention von Aus-
fuhren nur das WTO-Übereinkommen be-
achtet werden oder aufgrund eines poten-
ziell auch bestehenden Wettbewerbs zwi-
schen verschiedenen EG-Ausführern der
gleichen Produkte nicht doch auch
Art 87ff EG?
Sánchez Rydelskis Verdienst ist es, auf
diese Verbindungen überhaupt erst auf-
merksam zu machen. Anwälte, die im Auf-
trage von europäischen Mandanten gegen
Billigeinfuhren aus Drittländern nach der
AntisubventionsVO vorgehen sollen oder
die Exporteure beraten, werden deshalb
besonders froh darüber sein, dass sich mit
Sánchez Rydelski vom Juristischen Dienst
der EFTA-Überwachungsbehörde ein Prak-
tiker des Beihilfenrechts der Mühe einer
konzeptuellen Zusammenschau von EG
und WTO Antisubventionsrecht unterzo-
gen hat. Die bisweilen eigentümliche und
unübersichtliche Gliederung der Arbeit
und das störende Fehlen eines Materialien-
anhangs mit den wichtigsten – insbeson-
dere WTO – Rechtsvorschriften werden sie
dabei in Kauf nehmen.

Franz Philipp Sutter
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■ Grundzüge des Internetrechts. E-Com-
merce, Domains, Urheberrecht. Von
Thomas Hoeren. Verlag C. H. Beck,
München 2002, 336 Seiten, E 34,–.

Der große Pionier des Internet-Rechts in
Deutschland, Prof. Dr. Thomas Hoeren,
stellte zuletzt im Internet seine Online-Ver-
sion des Buches „Rechtsfragen im Internet“
gratis zum Download zur Verfügung, weil
er meinte, dass die Dynamik des Internets
die klassischen Buchverleger überfordere.
Viele der in der 1. Auflage seines Buches
„Grundzüge des Internetrechts“ im Beck-
Verlag getroffenen Aussagen seien wegen
des buchspezifischen Timelags schon im
Zeitpunkt des Erscheinens überholt ge-
wesen. Hoeren wagt nun doch wieder den
Schritt zum klassischen Buch. Nach meh-
reren Jahren großer Rechtsunsicherheit
würden EU-Richtlinien, neue Gesetze und
eine breitere Rechtssprechung dafür sor-
gen, dass die rechtlichen Möglichkeiten
und Grenzen des elektronischen Handels
immer stärker benannt werden könnten
und man deshalb nun auch Bücher zu
diesem Rechtsgebiet schreiben könne,
deren Halbwertzeit über einem halben
Jahr liegen.

Ausgehend von den Bedürfnissen eines In-
ternetanbieters behandelt das Buch in
Grundzügen alle Fragen, die sich einem
Internetanbieter stellen: Beginnend mit der
Wahl des Namens (Domainrecht) behan-
delt es die auf eine Website einzustellen-
den Inhalte (insbesondere in urheberrecht-
licher Hinsicht) und die Werbung und das
Marketing dafür. Sodann werden auch
der Kontakt zum Kunden (Vertragsab-
schluss und E-Commerce-Recht) und der
Schutz der Daten des Kunden besprochen.
Abschließend wird auch ein Überblick
über die Haftung von Online-Diensten ge-
geben.

Auch für den österreichischen Leser bietet
das Werk einen instruktiven Einblick, der
in vielen Fällen auch für die Auslegung der
Sachfragen nach österreichischem Recht
zweckdienlich ist.

Reinhard Schanda

■ Handbuch für Anwaltskanzleien und
Rechtsabteilungen. Von Hans Huber-
ger / Peter Riehs / Rüdiger Rosenmayr.
Verlag LexisNexis ARD Orac, Wien
2001. 224 Seiten, br, E 42,88.

Das vorliegende Werk richtet sich an Hilfs-
kräfte in juristischen Bereichen, vor allem
an Angestellte in Rechtsanwaltskanzleien.
Dem Werk liegt der Gedanke zugrunde,
dass solche juristischen Hilfskräfte eine un-
gefähre Vorstellung davon haben sollen,
welche Tätigkeit ihre Vorgesetzten verrich-
ten und welchen Beitrag sie selbst im recht-
lichen Gefüge erbringen.

Ganz wesentlicher Bestandteil der Tätig-
keit eines Rechtsanwaltes ist die Beschaf-
fung von Informationen. Hierzu gehören
insbesondere Informationen über den
Stand eines laufenden Verfahrens oder
über den Gegner in einem solchen Verfah-
ren. Wo man derartige Informationen er-
langt oder welche Informationen selbst Ge-
schäftszahlen liefern, erklären die Autoren
in den ersten Kapiteln ihres Buches.

In der Folge stellen die Autoren die wich-
tigsten Rechtsgebiete in einer leicht ver-
ständlichen und übersichtlichen Weise
dar. Zunächst wird nach einem kurzen Ex-
kurs zu den verfassungsrechtlichen Grund-
lagen das Bürgerliche Recht und seine In-
stitutionen behandelt. Diese Einführung in
das Privatrecht umfasst eine Definition der
Begriffe „Rechtsfähigkeit“, „Handlungsfä-
higkeit“ und „Deliktsfähigkeit“, weiters
wird der Unterschied zwischen natürlichen
und juristischen Personen erklärt. Eigentum
und Besitz werden ebenso behandelt wie
Grundzüge der Rechtsgeschäftslehre und
verschiedene Vertragstypen, unter wel-
chen neben vielen anderen insbesondere
der Kauf-, Schenkungs-, Bestand-, oder Ar-
beitsvertrag Erwähnung finden. Ein Aus-
flug in das Schadenersatz-, Familien- und
Erbrecht rundet die Darstellung des Zivil-
rechts ab.

Besonders viel Raum wird dem Exekutions-
recht eingeräumt. Hier wird zunächst der
Begriff „Exekution“ an sich definiert und
dem Leser die unterschiedlichen Exekuti-

onsarten näher gebracht. Der Leser lernt,
wie die Parteien zu bezeichnen sind (be-
treibende Partei, verpflichtete Partei) und
welche Organe bei einem Exekutionsver-
fahren einschreiten (Richter, Rechtspfleger,
Gerichtsvollzieher). Die Zuständigkeits-
regeln werden ebenso erklärt wie der Ab-
lauf des Bewilligungs- und Vollzugsverfah-
rens, die einzelnen Exekutionshandlungen
und mögliche Rechtsmittel. Nicht zuletzt
werden auch die Kosten einer Exekutions-
führung behandelt. In der Folge widmen
die Autoren der Exekution auf bewegliches
Vermögen, auf unbewegliches Vermögen
und der Exekution zur Erwirkung von
Handlungen und Unterlassungen jeweils
einen eigenen Abschnitt. Besonders an-
wenderfreundlich finden sich in dem Werk
einerseits eine Übersicht über die Möglich-
keiten der Exekutionsführung als auch For-
mulare für einen Exekutionsantrag und für
einen Einspruch im vereinfachten Bewilli-
gungsverfahren.

In einem weiteren Kapitel wird das Grund-
buchsrecht dargestellt. Hier werden zu-
nächst die wichtigsten Begriffe dieses
Rechtsgebietes (Unbedenklichkeitsbeschei-
nigung, Aufsandungserklärung, Rangord-
nung, etc) erklärt. In der Folge geben die
Autoren Hinweise auf Rechtsquellen und
weiterführende Literatur sowie auf die
wichtigsten Grundsätze des Grundbuchs-
verfahrens. Der Leser lernt, wie das Grund-
buch aufgebaut ist und welche Informa-
tionen er einem Grundbuchsauszug ent-
nehmen kann. Auch über Inhalt und Form
eines Grundbuchsgesuches sowie über Zu-
ständigkeitsregeln geben die Autoren Auf-
schluss ehe sie Rechtsbehelfe im Grund-
buchsverfahren darstellen.

Nach einer Darstellung des österrei-
chischen Arbeitsrechts, werden Gerichts-
gebühren und das anwaltliche Kostenrecht
behandelt. In einem Anhang finden sich
dabei Beispiele für Honorarabrechnungen
im Zivil- und im Strafverfahren. Zuletzt
wird auch dem Verwaltungsverfahren ein
eigenes Kapitel eingeräumt, wobei beson-
deres Augenmerk auf den Verkehrs- und
auf den Gewerbebereich gelegt wird.
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Einfache Schriftsätze (Vollmachtsbekannt-
gabe, Berufungsanmeldung, Einsprüche
gegen Zahlungsbefehle, etc) sollten Mitar-
beiter in Anwaltskanzleien zur Unterstüt-
zung ihres Arbeitgebers selbständig vor-
bereiten können. Muster hierfür bereichern
das Werk und tragen zu dessen Anwen-
derfreundlichkeit bei. Das vorliegende
Werk wird allen Mitarbeitern in Anwalts-
kanzleien als Pflichtlektüre empfohlen.

Vera Noss

■ Kleine Stilkunde für Juristen. Von Tonio
Walter. Verlag C.H. Beck, München
2002, 261 Seiten, geb, E 18,50.

Der Autor, preisgekrönter Fachjurist im
Strafrecht, tätig an der Universität Freiburg
und demnächst oder kürzlich habilitiert,
ist, wie sein handliches und ansprechen-
des Büchlein – nein: Buch – erweist,
sprachbegabt und noch mehr sprachinte-
ressiert. Seine These „Einen trifft es, Schrei-
ber oder Leser“ meint, dass einer von
beiden sich quälen muss. Die Alternative
verrät den Juristen: Der Satz ist präzise,
richtig, aber nur beschränkt brauchbar:
Wenn sich der Leser quälen muss, wird
seine Rasse bald aussterben. Ein Autor,
der mit leichter Hand quälende Texte
schreibt, wird Leserschaften nicht finden
oder bald verlieren. Der Autor soll sich nur

schön quälen, damit wir Leser es dann
leichter haben. Hier denkt man gern an
die Begründungen unseres VfGH, der mit
einfachsten Sätzen in geschliffenem
Deutsch die kompliziertesten Rechtsfragen
so überzeugend behandelt, dass der ge-
neigte Leser den Text fast versteht. Mit sys-
tematischer, aber keineswegs langweiliger
Gründlichkeit behandelt Tonio Walter Stil-
regeln, Stilmittel und Stilfragen mit jeweili-
gen Gruppen und Unterteilungen, sodass
jeder finden kann, was er sucht. Wenn er
es sucht.

Wer mit spitzer Feder schreibt, ist oft
humorvoll, aber auf Kosten anderer. Das
schafft Leser, aber nicht Freunde. „Ironie
sagt das Gegenteil dessen, was sie
meint“ – stimmt: Gemeint ist immer etwas
Despektierliches, sagt unser Autor.

Trotzdem wird Humor zugelassen, das in-
teressiert und freut mich. Jetzt lese ich auch
noch längere Zitatstellen noch genauer.
Aber der Autor gibt auch gute Beispiele für
ebensolche Ratschläge: Dass ein Vergleich
hinkt, „habe das Publikum schon hundert-
fach gehört“. Anders wenn die Bemerkung
lautet: „nicht alles, was hinkt, ist ein Ver-
gleich“. Oder: auf die beim nächtlichen
Rundgang im dunklen Park wegen ver-
dächtiger Geräusche gestellte manierliche
Frage „bumst hier einer?“ erscholl die ge-
bührlich – stilvolle Antwort „nein, zwei!“,

worauf der Polizeiwachtmeister zur Ver-
haftung schritt. In Deutschland.
Ihr Rezensent muss gestehen, dass er bei
Wortspielen schwach wird. Doch der
Autor tröstet: Wortspiele ohne Humor blei-
ben Wortwitz. Dessen niedrigste Form
heißt Kalauer (als schönes Beispiel diene
„Ahmts-riechter“). Man darf nicht glauben,
dass das Buch langweilig ist, nein wirklich
nicht. Griechische Fachausdrücke (Parado-
xon oder Oxymoron = mutwillige Zusam-
menstellung von Unpassendem) und grie-
chische Autoren, Shakespeare-Zoten im
Original etc lockern paradoxerweise
(danke, Autor, neues Wort gleich verwen-
det!) den erklärenden und anderenfalls
manchmal trockenen Text angenehm auf.
Großes Lob gebührt dem kundigen Stilis-
ten, wenn er das gute Deutsch vom Spreu
sondert und dies, wofern nötig, auch ge-
nießbar erklärt.
Das ist kein Roman, den man von vorn bis
hinten liest, auch kein Lexikon, wo man ein
gesuchtes Problem oder Kapitel nachliest,
sondern ein vergnügliches Blättern in ein-
zelnen Passagen, die immer länger wer-
den, bis man am Ende erstaunt bemerkt,
dass man jetzt alles gelesen hat. Dann
muss es nur noch gemerkt werden – nein
falsch, besser aktiv formuliert: dann muss
man es sich halt merken. Hoffentlich!

Walter Strigl

Mayer (Hrsg)
EU- und EG-Vertrag 
• Übersichtliche Kommentierung der einzelnen Bestimmungen von

EUV und EGV mit Querverweisen und Aus- und Rückblicken
• Besondere Berücksichtigung der österreichischen Judikatur und

Literatur
• Eine Fülle von Entscheidungen, die die Praxis der Instanzen der

Gemeinschaft erhellt
• Praxisgerechter Zugang zu den Vertragswerken

Neu!

Komplexes EU-

Recht für die

österr. Praxis

aufbereitet
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Recht allg. und Zivilrecht

Steuerrecht

Öffentliches Recht

Europarecht

Strafrecht

Wirtschaftsrecht

Arbeits- und Sozialrecht

Bauen, Mieten, Wohnen

Studium und Ausbildung

MANZ Sachbuch / Juridica

Besuchen Sie unsere Fachbuchhandlung für Recht, Steuer, Wirtschaft!

Der schnelle Weg zum Recht: E-Mail: bestellen@MANZ.at • Tel.: (01) 531 61-100 •Fax: (01) 531 61-455

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH, Kohlmarkt 16, 1014 Wien FN 124 181w • HG Wien www.manz.at

Straube (Hrsg)
HGB 1. Band 
Der bewährte Kommentar jetzt in 3. Auflage!

Der Standard-Kommentar zum österreichischen Handelsgesetz-
buch enthält in der aktuellen 3. Auflage eine umfassende
Ergänzung und Aktualisierung der Kommentierung des HGB
und der gängigen Nebengesetze (FirmenbuchG, Erwerbsgesell-
schaftenG etc) insb durch Einarbeitung neuester Judikatur und
Literatur – in bewährter Weise mit konstruktiver Kritik. Zusätz-
lich wurden die Neuerungen im Bereich des Handelsrechts, zB
durch das Maklergesetz, Budgetbegleitgesetz 2001 und Zinsen-
rechts-Änderungsgesetz berücksichtigt; außerdem enthält die
Neuauflage einen Abschnitt über E-Commerce. 
Als aktuelle und umfassende Darstellung ist auch die Neuauf-
lage des HGB-Kommentars ein unentbehrlicher Ratgeber für
alle Rechtsanwender und insbesondere wegen seines Informati-
onsgehalts und seiner Prägnanz ein unerlässlicher Bestandteil
jeder juristischen Bibliothek.

Der Herausgeber
Univ. Prof. Dr. Manfred Straube ist am Institut für Handels- und
Wirtschaftsrecht an der Rechtswissenschaftlichen Fakultät der
Universität Wien tätig; Leiter der Abteilung für Europäische Inte-
gration der Donau-Universität Krems.

2003. XXII, 1.686 Seiten. Ln. EUR 288,– ISBN 3-214-15576-8
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Anzeigen

Kanzleiräumlichkeiten

364 m², im 1. Bezirk zu vermieten. Neu
adaptiert, Klimaanlage, Parkettböden, 
Netzwerkinfrastruktur, kompletter Technik-
raum, Spiegelrasterleuchten, Einbauküche, 
Gaszentralheizung.

Unitreu Wirtschaftstreuhandgesel lschaft
m.b.H., 1010 Wien, Kärntner Straße 13-15,
Telefon 512 96 61/15, Fr. Leiter.

Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung, auch kurzfris-
tig, in Zivil- und Strafsachen (BG I und BG-HS Nähe), auch Verfah-
renshilfe und Rechtsmittel. Dr. Christa Scheimpflug, Rechtsanwalt,
Erdberger Lände 6, 1030 Wien.

Telefon (01) 713 78 33 und 712 32 28, auch außerhalb der
Bürozeiten, Telefax 713 78 33-74 oder Mobiltelefon (0676)
603 25 33 und (0664) 430 33 73, e-mail: scheimpflug@aon.at

■

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4a, 5020 Salzburg (100 Meter
vom Landes- und Bezirksgerichtsgebäude Salzburg entfernt), über-
nimmt Substitutionen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen.

Telefon (0662) 84 31 64, Telefax (0662) 84 44 43, e-mail:
gassner.estl@salzburg.co.at

■

RA Dr. Michael Drexler, 1090 Wien, Hörlgasse 4/5, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 317 42 88, Telefax 317 42 88-20.

■

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasiumstraße 68/6,
Telefon (01) 369 59 34, Telefax (01) 369 59 34-4, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling und Hernals.

■

Substitutionen in Salzburg und Umgebung, vor Gerichten, Ämtern
und Behörden, macht für Sie Dr. Christian Greinz, RA, 5020 Salz-
burg, Fürstenallee 50, Telefon (0662) 82 57 53, Telefax (0662)
82 57 05, Mobiltelefon (0664) 410 10 25, Privatanschluss
(0662) 84 08 15, durchgehend erreichbar.

■

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 535 60 92, Telefax (01) 535 53 88.

RA Dr. Christian Leskoschek, 1010 Wien, Spiegelgasse 19/17,
Telefon (01) 512 66 82, Telefax (01) 513 94 50-20, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung.

■

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund Haffner-Gasse 3,
übernimmt Substitutionen aller Art in der Stadt Salzburg.

Telefon (0662) 84 12 22-0, Telefax (0662) 84 12 22-6.

■

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Erich Hochauer, 1010 Wien, Fütterergasse 1.

Telefon (01) 532 19 99, Telefax (01) 535 53 88.

■

RA Dr. Wolf-Georg Schärf, 1010 Wien, Tiefer Graben 21/3,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien sowie
vor den Bezirksgerichten Mödling und Purkersdorf sowie Interven-
tionen bei Exekutionen ab einem Streitwert von S 100.000,–.

Telefon (01) 533 39 51, Telefax (01) 533 39 51-50.

■

Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung, insbesondere vor
den BG Liesing und Hietzing, übernimmt – auch kurzfristig –
RA Mag. Irene Haase, An der Au 9, 1230 Wien.

Telefon/Telefax (01) 888 24 71, (0676) 528 3114, durchgehend
erreichbar.

■

Übernehme Substitutionen aller Art, auch kurzfristig, in Wien und
Umgebung: Dr. Wolfgang Langeder, Quellenstraße 137/2/5/
31, 1100 Wien.

Telefon (01) 641 95 80 sowie (0699) 101 432 29, Telefax (01)
641 01 59.

■

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exekutionssachen) in
Wien und Umgebung (in Wien auch kurzfristig) übernehmen
die Rechtsanwälte Mag. Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther
Reiffenstuhl, Hofenedergasse 3/2, 1020 Wien.

Telefon (01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.

■

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Georg E. Thalhammer, 1010 Wien, Lugeck 7.

Telefon (01) 512 04 13, Telefax (01) 512 86 05.
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Verfahrenshilfe in Strafsachen. RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Rie-
mergasse 10, 1010 Wien, Telefon und Telefax (01) 512 22 90,
(0664) 302 53 56, übernimmt Substitutionen, auch Verfahrens-
hilfe in Strafsachen und Rechtsmittel.

■

RA Dr. Michaela Iro, 1030 Wien, Invalidenstraße 13, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen (auch Verfahrenshilfe) in
Wien und Umgebung und steht auch für die Verfassung von Rechts-
mitteln zur Verfügung. Jederzeit, auch außerhalb der Bürozeiten,
erreichbar.

Telefon (01) 712 55 20 und (0664) 144 79 00, Telefax (01)
713 07 54, e-mail: iro@aon.at

■

RA Dr. Thomas Würzl, 1010 Wien, Sonnenfelsgasse 3, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 532 27 80, Telefax (01) 533 84 39, e-mail: office.
wuerzl@chello.at

■

RA Mag. Johann Meisthuber, Vogelweiderstraße 55, 5020 Salz-
burg, übernimmt – auch kurzfristig – Substitutionen aller Art in
Salzburg und Umgebung.

Telefon (0662) 84 38 52, Telefax (0662) 84 04 94, e-mail:
RA-MEISTHUBER@AON.AT

■

RA Dr. Claudia Patleych, 1060 Wien, Mariahilfer Straße 45/5/
36, übernimmt – auch kurzfristig – Substitutionen aller Art in Wien
und Umgebung, auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Ausarbei-
tung von Rechtsmitteln.

Telefon (01) 585 33 00, Telefax (01) 585 33 05, Mobil (0664)
345 94 66, e-mail: claudia.patleych@aon.at

■

Substitutionen aller Art übernimmt RA Mag. Judith Eisenberg-
Mirecki, 1030 Wien, Reisnerstraße 25, Telefon (01) 714 82 44,
Mobil I (0699) 1063 19 00, Mobil II (0699) 1162 54 64; durch-
gehend erreichbar.

■

Wien – RA Mag. Rudolf Schweighofer, 1010 Wien, Kärntner
Straße 12, übernimmt Substitutionen aller Art in Wien und Umge-
bung.

Telefon (01) 512 66 55-21, Telefax (01) 512 66 55-10, Mobil
(durchgehend erreichbar) 0664/420 12 80.

RA Dr. Marcella Zauner-Grois, 1130 Wien, Am Platz 5, über-
nimmt Substitutionen – auch Verfahrenshilfe in Strafsachen – in
Wien und Umgebung, insb BG Hietzing, Meidling, Fünfhaus,
Liesing, Mödling und Purkersdorf.
Telefon (01) 876 54 21, Telefax (01) 877 59 11.

■

St. Pölten – RA Mag. Michael Steininger, 3100 St. Pölten, Schieß-
stattring 35, übernimmt Substitutionen in St. Pölten und Umge-
bung.
Telefon (02742) 737 20, Telefax (02742) 737 20-33.

■

Substitutionen aller Art (Zivil-Straf-Exekutionssachen) in Wien und
Umgebung, insbesonders vor dem BG Schwechat übernimmt
Dr. Rosemarie Rismondo, Rechtsanwalt, 2320 Schwechat, Send-
nergasse 38.
Telefon (01) 707 84 79, Mobil 0676/307 34 60, privat: (01)
920 84 56, durchgehend erreichbar.

■

RA Dr. Angela Lenzi, 1080 Wien, Florianigasse 61/3, Tel. (01)
405 62 24, Fax (01) 405 62 24-4, e-mail: lenzi.ra@aon.at, über-
nimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
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Substitutionen in Zivil- und Strafsachen (auch Verfahrenshilfe) ins-
besondere in Wien, Burgenland und Niederösterreich sowie Aus-
arbeitung von Rechtsmitteln übernimmt RA Mag. Hubert Wagner
LLM, 1130 Wien, Wattmanngasse 8, 1130 Wien, Telefon 0676/
614 94 67, e-mail: huwagner@ yahoo.com

■

Deutschland: Rechtsanwaltskanzlei Buder & Herberstein stehen
österreichischen Kollegen für Mandatsübernahmen zur Verfügung.

A-1080 Wien, Lerchenfelder Straße 94, Telefon (01) 402 45 31,
Telefax (01) 402 45 31-33, e-mail: buder.herberstein@vip.rdb.at;
D-40235 Düsseldorf, Burgmüllerstraße 8, Telefon (0049 211)
691 14 93.

■

Italien: RA Dr. Ulrike Christine Walter, Hahngasse 25,
1090 Wien, und Via A. Diaz 3, 34170 Görz, Italien, steht öster-
reichischen Kollegen für Mandatsübernahmen und staatenüber-
greifenden Substitutionen aller Art zur Verfügung.

Telefon (01) 319 25 25, Telefax (01) 319 65 91, e-mail:
u.c.walter@aon.at

■

Österreichweit tätige Rechtsanwaltsgesellschaft mit Schwerpunkt
Wirtschaftsrecht sucht zur Erweiterung ihres Grazer Teams Kolle-
gen/innen mit bestehender Kanzleistruktur, die bereit sind, sich in
eine größere Gemeinschaft einzugliedern. Zuschriften werden
erbeten an Hasch & Partner Anwaltsgesellschaft mbH, 8010 Graz,
Brückenkopfgasse 1, graz@hasch.co.at

■

Kanzlei in Wels sucht jungen Kollegen / Kollegin zwecks Über-
nahme zu günstigen Bedingungen!

Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100665.

■

Wir, eine in Wien ansässige Rechtsanwaltskanzlei, kaufen Kanz-
leien, auch mit Sitz außerhalb von Wien.

Angebote bitte an den Verlag unter Chiffre: Kauf, A-100670.

■

Repräsentative Kanzlei, ca 170 m2, geeignet für 1–3 Kollegen, al-
tershalber günstig abzugeben, Einrichtung + Bibliothek vorhan-
den. Kontaktaufnahme unter Telefonnummer (01) 485 11 47 erbe-
ten.

Nachfolger für moderne, etablierte Kanzlei in Bregenz mit Wirt-
schaftsschwerpunkt zu guten Bedingungen zum Jahreswechsel
gesucht.
Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100676.

Traumhaus/Tirol, Architektenhaus / Niedrigenergie / Solar /
Holz u. Glas / offene Bauweise / 170 m2 / 1160 m2 Südhang /
Dorfrandlage auf 1000 m / herrl. Gartenanlage / DG / 10 Min.
z. Autobahn Innsb.-Breg., E 597.000,–.

Telefon (0049) 815 27 82 28.

■

Exklusives Büroprojekt in Graz
Bezirk Geidorf, exklusive Büroräumlichkeiten in architektonisch
modernem Büroneubau von 65 bis max 260 m2. Raumaufteilung
noch mitgestaltbar, ausreichende Parkmöglichkeit in hauseigener
Tiefgarage, Bezugszeit: Herbst 2003. Bei Interesse: Frau
Mag. Reingard Schmid, e-mail: reingard.schmid@domizil.cc, Mo-
bil 0664/390 41 76.

■

Umfangreiche Bibliothek samt Fachzeitschriften gebunden (wie JBl,
ZVR, ÖJZ, Der Sachverständige usw) sowie Gesetzessammlungen
(BGBl und LGBl für Kärnten) abzugeben.

Zuschriften erbeten an: Dr. Heinz Walther, Rechtsanwalt, Alter
Platz 23/I, 9020 Klagenfurt, Fax (0463) 572 63-14.

■

„Österreichisches Recht, Loseblattsammlung“, Gesamtausgabe,
aktualisiert bis Dezember 2002, abzugeben um EUR 750,–.

Telefon (01) 533 80 80.

■

Gold- und Uhrenfirma kauft laufend Ware aus Konkurs, Erbschaft
etc, HELVETIA-INTERNATIONAL, 1020 Wien, Taborstraße 36,
Kontakt über Telefax (01) 216 56 08.

■

Antiquitätenankauf!

Wir suchen für unsere gehobene Klientel folgende Antiquitäten:
Ölgemälde, Aquarelle, Holzskulpturen, Bronzen, Marmor- und
Steinfiguren, Spiegel, Luster, Silbergegenstände, Uhren, Schmuck,
Porzellan, Keramiken, Gläser, außergewöhnliche Einzelstücke.
Auch ganze Verlassenschaften und Nachlässe. Kunsthandel Sitzen-
frei, Magdalenenstr. 32, 1060 Wien. Mobil 0664/175 02 64
oder 0664/358 19 69.

■

Selbstbemessung der Grunderwerbsteuer innerhalb 48 Stunden.
Nach Übermittlung der Vertragsurkunde per Telefax und Einlan-
gen der Eintragungsgebühr und Grunderwerbsteuer auf meinem
Kanzleikonto. RA Dr. Otto Schubert, 1070 Wien, Lerchenfelder-
straße 15. E 200,– exkl Ust.

Telefon (01) 523 41 36, Telefax (01) 523 41 36-23.




